Zur 

Entstehung 
der 

Stadtverfass... 

von Worms, ... 



Kolmar Schaube 



G>2r 333. äs. S 



m 



m 



m 



1 



m 



m 



m 
1 



Harvard College 
Library 




FROM THE FUND BEQUEATHED BY 

Archibald Gary Coolidge 

Class ofl887 

PROKESSOR OF HISTORY 
1908-1928 

DIRRCTOR OF THE UNIVERSITV LIBRARY 
1910-1928 



H 
il 



m 



m 



i4 



StUtigchei evaBgelisekes dymiwom zu St. filisabet 



Zur Entstehimg 



der 




von 



Kolmar Schaube, 

OjnouHMÜdMiNr. 



WissenseliaftliGhe Bdilage tarn Jahresbericht des Elisahet-C^romasimns 

Ostern 1892; 



1892. trogr.-Nr. 172. 



».Iii ^ 

Breslau. 

Drndi von Otmi, Bwih vaA Comp. (W. Fri«dfldi). 



Digitized by Google 




Digitized by Google 



Unter den zahlreichen neueren Arbeiten, welche die Frage nach 
der Entstehung clor deutschen Stadtverfassuntr behandehi, nimmt 
eme Spe/inlutiUrsuchung „der Ursprung der Stadtverfassung in 
Wonns, Sju ier und Mainz" von Dr. jur. et phü. Carl Köhne*), dem 
Umfange nach (XXIV -f- 428 beiien) unstreitig die erste Stelle ein. 
Freilich eben nur dem Umfange nach; denn ihr Wert steht im 
umgekehrten Verhältnis dazu. Da der Verfasser es indessen ver- 
standen hat, sein Buch mit allem gelehrten liustzeug reichlichst 
auszustatten und oberflächlicher Betrachtung den Schein eines um- 
sichtigen und sorgsamen Arbeiters zu erwecken, Bescheidenheit sein 
Fehler eben auch nicht ist, so ist es ihm gelungen, bei liervor- 
ragenden und weniger hervorragenden Forschern Lob und Beifall 
zu erringen,*) und man hat nicht Anstand genommen, die Ergebnisse 
seiner Forschung als bewiesene Thatsachen zu behandeln und dem- 
entsprecliend zu verwerten.*) Nur v. Below hat ein absjjrechendes 
Urteil über Köhne gefällt und den fruiicren mehr allgemein gehal- 
tenen Ausfühiungen in seiner Recension des genannten Buches*), 
bei Gelegenheit der Besprechung des zweiten Bandes von v. Inamas 



*) Breslau, Köbner 1890. A. u. d. T.: Untersuch, z. deutsch. Staat»- u. 
Recfatsgesch. Heraiifl|r. t. Gierk«. 31. Heft 

■) Sdiulte, Zeitsehr. f. d. Gesell, d. Oberrheins N. F. V. 40B, Sohm, Ent- 
etehung des Städteweseriä, Leipzig, 1890, S. Goldschmidt, Handbuch d. Handels- 
rechts, 3. Aufl. r. S. X.; Lamprecht, Deutsclie Litteralurzeitung 1890, S. 1462 ff. 

■) So V. Jnaina-Sternegi,' ni seiner Wirtschaftsgesch. Bd. II. (vergrl. dartlber 
v. Below in den Gött. gel. Anz. 1891 nr. 19 S. 763 fl.) u. Lamprecht, Ursprung des 
Bürgertums in der hisL Zeitschr. F. Bd. 81 S. 399 ff. Auch Sohm a. a. 0. 
nioimt mehrfach auf die Arbeit Besug; bei Goldechmidt (e. oben Anm. 9) hat die 
„fflr die deutsche StAdteverfassung wichtige Arbeit" nicht melvBerack- 
siditi^ng finden können, 

*) Deutsche Zeitschr. f. Geschichtswissenschalt lb9U b. 12:2 fl". und aufKöhnes 
Entgegnung (ebenda 1891 S. 139 ü.) 1891 S. 149 ff. Löaiug erklärt zwar auch 
(LiL Ceatr.*BL 1890, 1468 ff.), dass „KOhne in den Hauptpunkten die Forschung 
nicht gefördert** hat, aber sagt von dessen Buche, es xeichne sich »durch ge- 
wissenhafte Forschung, sorgsame und umsichtige Verwertung aller 
znverlässigen Nachrichten^ aus. 
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Wirtschaftsgeschichte auch einige einzehie Beispiele für die Art und 
Weise der Köhne'schen Beweisführung hinzugefügt.^) 

Zweck der vorliegenden Arbeit ist es, im Zusammenhange die 
gänzliche Haltlosigkeit der von E. aufgestellten Theorie über den 
Ursprung der Stadiver&ssonijr in Wonns, Speier und Mainz nach- 
zuweisen und darzuthun, wie er nur durch schrankenlose Willkar 
und Vergewaltigung des Quellenmaterials ZU den Ergebnissen seiner 
Untersuchung gelangen konnte, die jeder positiven Grundlage völlig 
entbehren. 

K. behauptet — im Gegensatz auch zu meinen firQheren Aus- 
fahrungen über die Entstehung des Rates in Speier*) und Worms^ 
— unter Verbindung der Theorie seines Lehrers Höniger von einer 
„Verschiebung ursprünglich schöflFeabarer Leute'',") mit der von 
diesem ebenfalls verfochtenen Gildetheorie,*) daß in Worms, Speier 
und Mainz ebenso wie in Köln (Höniger) die Schöffenstühle auf die 
kaufoiännischen Elemente — als eine neue soziale Elassenbildung — 
Übergegangen, daß diese letzteren genossenschaftlich organisiert ge- 
wesen seien und daß aus dem SchOffenkolIeg der Rat dieser Städte 
abzuleiten sei. Folgen wir den Hauptpunkten seiner Dariegung. 

A. Kritik der Arbeit Köhnes. 

1. Die neue „sociale Klass enbildung'' des Kaufmanns- 
standes. 

Die Erringung der Stadtfreiheit darf durchaus nicht „einer 
städtischen, aus Altfreien bestehenden Gerichtsgemeinde zuge- 
schrieben werden; nicht die Gemeinde der Altfreien, sondern die 
sich unabliängig von der alten ständischen Gliederung entwickelnde 
Klasse der Kaufleute errin^'t die städtische Freiheit," so formuliert 
K. seinen ersten Fundamentalsatz (S. 352). Er leugnet die Existenz 
altfreier Bürger in Worms, Speier und Mainz zwar keineswegs, aber 
er spricht ihnen jede Bedeutung ab. Das wird ihm natürlich nur 

S. oben Aiim«rk. 3; vergL auch die Anmerk. 9 dtierte AbhandL des9ell>en 

Verf., bes. S. 63. 

•) In der Zeitschrift f. d. Gesch. d. Oberrheins N. F. I. 445 ff. 

^ El)enda III. S. %7 ff.; ich citiere im folgenden diese Zeitschr. der Kürze 
halber als Oberrb. Z. 

") Über diese Theorie vergl. v. Below, Entstehung der deatsdisii Stedt- 
gemebde, DOsseldoif 1889, S. VII u. 119 IT. 

*) Mit dieser ist Hegel in seinem nemsten klassiadien Werke, SUdte und 
Gilden, 2 Bde., Leipzig 1891, zu Gorirht gegangen, und unabhängig von ihm hat 
ihre Unhaltbarkeit jüngst auch kurz und schlagend v. Beiow, die Bedeutung der 
(iüden Mr die Entstehung der deutseben Stadtverfassung, in den Jaihrbüchem f. 
Nationaidk. «. Statist HL F. Bd. HI. 66 IL daigeflum. 
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dadurch möglich, dass er in den cives und uibani der Urkunden 
alles andere sieht, nur nicht das, was diese Ausdrücke im engeren Sinne 
zu bedeuten haben, die alteingesessenen freien Bürger, wie ich das 
am angeführten Orte dargethan habe.*®) Nur so kann er zu der 
Behauptung kommen: „die angeblich so einflußreichen „Altfreien" 
werden in den Quellen, insbesondere iii dem Sinne einer von der 
familia gesonderten, dem Bischof nur in öffentlich rechtlichen Be- 
ziehungen unterworfenen Gemeinde direkt gar nicht genannt.'* 
(S. 29.) Ihre Bedeutungslosigkeit folgert er zun&chst daraus, daß 
sie in den leges et statuta des Bischofs Burchard von Worms") 
nicht erwähnt werden : „Obgleich dies Gesetz Bestimmungen enthält, 
welche alle Einwohner der Sitadt betreffen, so wird doch gesagt, 
daß lUisselbe cum consilio d«ä et militum et totins familiae er- 
lassen sei, ohne dass die Altfreien dabei genannt werden.*' Aber 
es handelt sieh bei diesen leges nur um ein Hofrecht; lex 
specialis familie s. Petri nennt sie der Prolog ausdrücklich, 
und mit dem Hofirecht bat- natürlich die freie Gemeinde nichts xa 
thun. Nur weü ein Teil der genannten &milia in der Stadt 
wohnt nnd am HandelsTerkehr teilnimmt, nämlich die concives, 
sind in diesen leges auch die für die Stadt besonders geltenden 
Rechtsgrundsatze mit aufgenommen, die aber nicht der Bischof erst 
selbst angestellt hat; ihnen unterlagen überdies alle in dem Stadt- 
frieden begangenen Frevel, so daß dieselben Rechtsgrundsätze auch 
für andere Mitglieder der Hofgenossenschaft zur Anwendung kommen 
konnten, ÜEdls sie beim Verkehr in der Stadt sich eines Delikts 
schuldig machten.'*) Ebenso hinfällig ist der zweite von K. für die 

»") Oberrh. Z. N. F. L 457 f. III 259 ff. Über Maina s. Bockenheimer, Bei- 
träge zur Geschichte der Stadt Mainz, Mainz 1874, S. 7. 

Boot, Womifler Urkdb. Inr. 46. Die ErUSnmg dieser Gesetze ist vtm X. 
in keiner Weise gefitrdert, TeigL z. B. die seltsame Erklärung des Art iO (8, ft). 

Die Sache liegt wohl so, dass der im Zweikampf Besiegte gewissennaßen als 
Urheber eines Bruches des Sladtfriedens die darauf gesetzte Strafe des Königs- 
banneä, 60 soL, bezahlt Daß der obsiegende Gläubiger natttrUch auch das ihm 
zustehende Geld ertkfllt, steht im Torhergehenden Art 19: negatam pecuniam 
«cqnini AnSerhoIb der Stadt, innerhalb der familia, wo der Bisdiof selbst 
Quelle des Rechts war, erbehie er die Busse, nm vor iMchtsiiiiiigein Zweikampf 
noeh mehr abzuschrecken. 

>") So mußten auch in Speier alle Stadtfrevel nach Stadtreclit gebtlGt 
werden, nur daß bei Vergehen der eigentlichen Dienerschaft der Kanoniker der 
Dekan dem SchnltheiOen auf dessen Erfordern die BnSe berbeifOhrte, ^vtleg 
Heimiebs IV. fBr das Domba^td IBlgard, Speierer Urkdb. nr. 13). Es kann sieh 
auch in Worms hier weder um einen Versuch des Bischofs handeln: «die weitere 
gewohnheitsrechtUche Entwickelung specifisch städtischen Rerhts zu verhindern" 
(K. S. 25) noch um eine „die gewohnheitsrechtUche Entwickelung bestätigende 
BegOnsÜgung des Kaufiuannsstandes" (IL S. 21; man beachte den Widerspruch!)* 
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angebliche Bedeutungslosigkeit der Altfreien angeführte Grund, daß 
sie nämlich in dem Schreiben des Erzbischofs Aribo von Mainz 
(vom Jahre 1025) an die Wähler des Bischofs Azzecho von Worms") 
nicht genannt werden, sondern nur clerus, militia und faniilia 
(S. 30). Uer erwalinLc Brief ist nämlich die Antwort auf eine Ge- 
sandUt haft, die clerus, militia und familiaanden Erzbischof geschickt 
hatten, an diese dabei Beteiligten konnte also natürlich auch nur 
das Antwortschreiben gerichtet sein ; — die freie Gemeinde 
brauchte sich ja für Azzechos Waiii in keiner Weise interessiert 
zu haben. 

Nicht besser steht es mit seinen Beweisen (ur die neue soziale 
Klassenbilduiiy, die unabhängig von den alten geburtsständischen 
Unterschieden erfolgt sein soll. Er wnüsi hier auf die Absonderung 
der servientes episcopi von der übrigf n tanaiia hin, aus denen der 
Ministerialenstand ^■') hervorgcgaui^'cn i^t. xXeben der Bildung dieses 
Ministerialenstandes nun hätte eine andere ,, soziale Klassenbildung" 
stattgehabt, die Bildung der Klasse, die sich allmählich aus der 
übrigen bischöflichen familia als besonders bevorrechtete hervorhob", 
die Klasse der „durch Handel reich gewordenen Kaiüleute'', deren 
,,ofiizielle Vertretung" die Gesellschaft der Hausgenossen geliabL 
habe, die „in den Städten am Mittelrhein und speziell in Speier 
vielfach die Rolle der Kölner Gilde als Sammelpunkt der kapitalistischen 
Elemente der Bürgerschaft gespielt'' habe (S. 50).**) Das Vorrecht 
dieser Klasse sieht er in der Befreiung von den Todfallabgaben. 
Die Ministerialen sind nämlich nach ihm „nach den zahhen heu 
Kechtsqucllen, aus welchen wir über die Lage der Minist* rialen 
unserer Bistümer genaueres erfahren", stets den Todfallabgabeu 
unterworfen gewesen. Er führt leider von diesen „zahlreichen" 
iieciitsquellen nur zwei Urkunden des Mainzer Sprengeis an, 
von denen er die eine selbst als verdächtig anerkennt und von 
denen die andere nur über die Lage der ministeriales einer freien 

Fflr die familia sollte fortan una eademque lex gelten; ihre Hitglieder sollten 
dadurch vor Übergriffen der Beamten (advocatiis aut vicedominus aut ministerialis 
sive inler eos aliqua loquas persona) geschätzt werden. Indem K. die Worte 
advocatus — inter eos wegläset, sagt er im Hinweis auf das sich bildende SLadt- 
reeht: „keine redegewandte Persönlichkeit solle irgendwo neue Rechts» 
normen zur Cleltnng bringen!** 
") Boos nr. 9. 

**) Weil unter den minisleriules der leges Burchardi eine bestimmte Beam- 
tunK zu verstehen ist (ob üljerall, isi fraglich), erklärt K, sogleich, dies sei im 
11. Jahrh. überall am Mittelrhein so gewesen! 

") Die Fabeln von der großen Kölner Gflde weist Hegel «. a. 0. H, 348 ff. 
surttck. Ueber die Stellung dw lUusgenossen in unseren Stidten si^e weiter 
unten. 
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Herrin Aufschluß gicbt; natürlich stehen diese „eigenen Leute von 
Ritterart", die in der Regel als Ministerialen gar nioltt ^^elten, an 
Rang und in ihrer persönlichen T,a?e der Ministerialilät der geist- 
liciien Fürsten weit nach. Allgemein war die Sterbfallabgabe der 
Ministerial'^n < nie Seltenheit. Anders nun wie mit den Ministerialen 
stand es nach K. mit den Kaufleuten, wofür ihm die Spei er er 
Hausgenossen den Beweis liefern — er hätte also doch vorher 
wenigstens ein Beispiel aus der Speierer Diözese für die von ihm 
behauptete Lage der Ministerialität beibringen müssen. Die Be- 
freiung der Speierer Hausgenossen folgert er unter Citiorung von 
Rau*') aus der Urkunde Kaiser Ludwigs von 1330, in welciier dem 
Münzmeister das Recht bestätigt wird, die Zünfte dabei m beauf- 
sichtigen, dass sie laut der von Kaiser Heinrich V. — anläßlich 
der Auiiiübung des Buteils in der Stadt — getroffenen Bestimmung, 
alljährlich am Todestage Heinrich IV. mit Kirzen bei der Abend- 
messe erscheinen. Da hier nur die Zünfte gejuimit sind, so schließt 
Rau, daß auch nur sie früher dem Buteil unterworfen waren, die 
Münzer aber nicht, in denen er übrigens nur „edle Altbürger" sieht, 
die er den Ministerialen gegenüberstellt."^) Von Hausgenossen 
spricht Rau bei dieser Gelegenheit überhaupt nicht, und es ist sehr 
die Frage, ob es damals die Gesellschaft der Hausgenossen schon 
gegeben hat Raa vermutet es, Köbne nimmt es als sicher an und 
lädt bereits Rau aus der oben angeführten Urkunde die Befireiung 
der Hausgenossen vom Buteil folgern. Und K. selbst verwickelt 
sich im Laufe seiner Untersuchung über den Gegensatz dieser 
Hausgenossen und der Ministerialen in ^dersprüche. Er weist 
nfimlich anderwftrts die Münzer ausdrücklich den servientes oder 
ministerialen zu (S. 63) und sagt: „Die Münzer-Hausgenossen in 
Speier sind bis etwa 1259 (!) bischöfliche Ministerialen'« (S. 280)^*) 

") Schröder, Rechtsgcschichte, S. i24 f. 

") Regimeatsverfasäuag von Speier i, 10, Anmerk. 1. 

»") a, tu 0. 8, 15, 21, flf. 

**) Diese Behaaptnng ist freilieli falsch. Er besieht sich dabei atif seine Ans* 
ftthrungen S. 71, wo man aber weiter nichts findet, als die Behauptung: der 
monetarius blieb Ministerial des Erzbischofs im 13. Jahrh. ganz wie im 12., nfim- 
lich iribetrelT der Leistung des Lehnseides und des Genusses der peri htli* Uen 
Vorrechte des Ministerialenstandes. Nur seiner bürgerlichen Beschaiügung wegen 
wurde w ▼on da an m den burgensea gerechnet — u. auf Bjuaiet in llitteiL d. 
bist. Vereins der Pfala Bd. X. S. 35, wo Oberhaupt nichts darOber steht; wahr- 
scheinlich soll es S. 25 heissen, die er auf S. 71 citittt (wieder mit dem falschen 
Hinweise auf S. G3 N. 3 statt N. 5.), wo aber auch nur von einer Verschmelzung 
der der biscUuüichen Dienslpllichi alhnählig fast ganz entwachseneu Münzer mit 
dem Reste der altfireieu Gemeinde um die Mitte des 13. Jabrhundertä die Rede 
ist tt. xwar alByemintan9.~IKeHan8geni»8senin Speierweiden Oberhaupt 
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— wo bleibt du dio von der Ministerialität gesonderte ELlassen- 
bildung der Hausgenossen, d. Ii. nach ihm der Katilleute? Und da- 
mit ist ihm der Beweis von der neuen „Standesgliederung nach 
Beschäftigung und Besitz'' erbracht (S. 50)! Er weist nur noch auf 
eine Reihe von reichen Kauileuten, beziehungsweise Bürgern aus 
Mainz und Worms hin. Daß es für ihn darauf ankäme, wenn 
dieser Hinweis för seine Behauptung sprechen soll, nachzuweisen, 
dass diese Bürger nicht Vollfreie waren, scheint er nicht zu be- 
merken; jedenfalls macht er keinerlei derartigen Versuch, der frei- 
lich ein vergeblicher wäre.**) Die altfreien Grundbesitzer haben 
sich eben in den Städten, in denen eine lebhafte Handelsth&tigkeit 
sich entwickelte, wohl fast immer zugleich dem Handel zugewandt, 
auf den sie ja in unseren St&dten auch die Verwertung des Haupt- 
erzeugnisses ihres Bodens, des Weins, hinwies; deswegen werden 
sie auch als Eaufleute bezeichnet. Der Handel brachte ihnen reichen 
Gewinn, ihr Reichtum befestigte ihren alten Einfluß, aus ihnen hat 
wohl auch der Bischof oft die städtischen Beamten sich erwählt, 
zu denen er freilich auch Leute seiner famOia nehmen konnte, die 
dann eben durch diesen Dienst mit zum städtischen Patriziat empor* 
gestiegen sind. Besonders die Hausgenossenschaft bot capital- 
kräftigen, ursprünglich unfreien Elementen Gelegenheit, sich mit 
den altbürgerlichen Geschlechtern zu vereinigen; aber ein Auf|iören 
geburtsständischer Unterschiede fand damit nicht statt, sondern nur 
ein |!mporsteigen nicht Vollfreier zu der herrschenden Klasse des 
Patriziats, ähnlich wie auBerhalb der Städte im 18. Jahrhundert 
eine Hebung des Hinisterialenstandes stattgefunden hat Und wie 
hier diese Hebung durch den Uebertritt zahlreicher Edler in diesen 
Stand erfolgt ist,'*^) dürfte auch in den Städten das Emporsteigen 
unfreier Elemente damit zusammenhängen, daß die bis zum 13. Jahr- 
hundert als Ministerialen bezeichneten Inhaber von Stadtämtern 
sehr häufig den alten bürgerlichen Geschlechtern entnommen waren, 
welche auch den Hauplteil der Hausgenossenschaft bildeten. Dieses 
im Kern altfreie Patriziat hat allein den „maßgebenden Einfluß in 
Rechtsprechung, Rechtsbildung und Verwaltung" gehabt, und nicht 
die Kaufleute schlechthin, d. h. alle Handel- und Gewerbetreibenden 



niemals als Ministerialen bezeichnet, sondern nur der monetarius, Mttnzmeister, 
bis zum 13. Jabrh. Ueber die von K. S. 280 angeflüirte Urkunde von 1223 vergl. 
iUiBdinitt 4. 

Er vertröstet den Leser freilich auf die weitere UntenncIlDDff, dift darthon 
würde, „da6 i^i*^ Kaufleute durchaus nicht bloO oder auch nur vorwiegend Nach' 
kommen freier und alteingesessener Stadbewohner waren," aber man findet niigends 
einen solchen Nachweis. 
*^ Schröder R, G. 383. 
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überhaupt: „Schwertfeger, Tischler, Zimmermann und andere Hand- 
werker", vne K. will (S. 51 f.). Der ursprünglich des Eigenbesitzes 
entbehrende und darum nach altdeutscher Anschauung nicht voll- 
freie Teil der Stadtbevölkerung, der Handel und Gewerbe trieb und 
sich in Zünften oi^anisiert hat, war wohl demselben bürgerlichen 
Stadtgericht, das keine S Landesunterschiede kau nie, denselben Ge- 
setzen unterworfen wie die Klasse der Vollfreien, gehörte zu den 
Bürgern, wie diese, war aber von allen politischen Rechten lange 
ausgeschlossen und hat sich, wie bekannt, erst seit etwa 1300 die- 
selbe erkämpft. Die Befreiung dieses Standes von allen hofrecht- 
lichen Lasten, wie sie in Speier und Worms durch Kaiser Heinrich V. 
Uli und IIU und Friedrich I. 1182 und U84") herbeigeführt 
worden ist, hat hier das Ihrige zu der TAlü^en Ausi^eiehung der 
a!ten Standesunterschiede beigetragen.**) 

2. Die „genossenschaftliche Organisation'' der Kaufleute. 

„Jenen bestimmenden Einfluß, der sich zuletzt in den meisten 
Beziehungen des Staats- und Rechtslebens zeigte", erlangte, wie es 
K. als zweiten Grundsatz seiner Theorie aufstellt, der Kaufmanns» 
stand zunächst „durch genossenschaftliche Organisation (d. h. Ver- 
einigung aller derer, „welche auf dem Markt ihre Waren feil- 
boten'*) . . . und Erlangung öffentlicher Rechte für dieselbe** 
(S. 53). 

In Süddeutschland finden wir nach ihm „ganz zweifellose 

Dokumentationen" einer solchen Organisation „spätestens für 
das letzte Viertel des 12. Jahrhunderts" in Regensburg in 
der Hansa, deren Vorsteher, der liansgraf, eine Gerichtsbarkeit in 
Handelssachen besaß" fS. 54). Richtig ist hiervon nur die 
Existenz des Hansgrafenamtes in der angegebenen Zeit; 
nur das beweisen die von ihm citierten Quellen. Von einer Hansa 
steht auch nichts in der von ihm ciiiorten Verfassungsgeschichte 
von Regensburg von Gfrörer, der vielmehr richtig den Hansgrafen 
den für Handelssachen von der Bürgerschaft frei ge- 

ffilgard, Sp«i6f«r Urknadeiib. nr. 14 u. IS. Boos, Wonnsor Urkdb. L nr. 
6S u. 90. 

Yergl. Obenrfa. Z. N. F. L 465 ff. UL 272 ff. mul das weiter unten im 

TeU B. Gesagte. 

Mon. Buica XIIL nr. 67: unter den Zeugen einer Urkd. (um 1190) Mar- 
qnardua Hansgrave erwtlmt B.-F. 148 Urkd. Philipp« von Schwaben 9.Mftrx 1107: 
Item dves reüsponenBen focultatan babebunt ex arbitiio sao ellgendi magielnmi 
qiü Tulgariter hanisgrave dicitur, ut ille de officio suo iura et consuetudines 
ipsorum in nundinis reqoirat, et si infra ci\itatem is aliquicJ ordinäre disposuerit, 
id non nisi secundum civilia instituta et ex consen li Liii>;aioi um üat. Vor 1307 
hat wohl der König oder der Burggraf den Hansgraien eraannU 
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wählten Beamten nennt (S, 48, 51) und hervoihebt, daß die 
Bürger Bestimmungen über die Münze treffen und die Aufsicht in 
Innungssachen haben (S. 68), alles Dinge, die sonst von K. der 
Gilde zugewiesen werden. Eine Gerichtsbarkeit in Handelssachen 
schreibt aber G. dem Hansgrafen irrtümlich zu (S. 54); davon 
steht weder etwas im Privileg König Philipps noch im alten Regens- 
burger Stadtrecht,**) Das von K. ferner als Beleg für seine Be- 
hauptungherangezogene iiairische Wörterbuch von Schmeller schreibt 
iillerdiiigs (s. v. hanse, hansa 1134) unter Berufung auf Plato, Ur- 
sprung des Regensburger Hansgrafenamtes, Karl dem Grossen (!) 
diu Errichtung einer „Hans'' in Regensburg 7ai, aber natürlich, wie 
es von vornherein jedem Geschichtskundigen klar sein dürllü, völlig 
irrtümlicher Weise. Es muß hier ein arges Mißverständnis vor- 
liegen, da Plato ausdrücklich die Entstehung der Hansa 
erst in das Ende des 13. Jahrhunderts setzt; nur das Amt 
des Hansgrafen führt er auf Karl den Grossen zurfielL*^) Also 
scbon jener Forscher des 18. Jahriiunderts hat den Hansgrafen von 
der Hansa wohl geschieden, die E. mit einander yermengt.") Auch 
in ^en hat es einen solchen herzoglichen Beamten für ganz 



**) Vergl. den Wortlaut des betrefl'enden Teils der Urkunde Philipps in Anmk. 
33 u. vom Regensburger Stadtrecfat (Gaapp, Stadtredite 167 fL) Art 12: Item 
cives potesUtttn babd[»iiiit eliyradi hansgraTium, qiii disponat ei oidinet extra 
d^tatam eH non infra ea tantum qaae resinelunt negotia nmidmaraiiL 

'*) Plato, Urspr. d. Regensb. Hansgrafen amts Regensb. 1762 8. S. 10 u. W. 
Er sieht in dem l>«»hufs Beaufsichtigung des Handels mit den Avaren für die Re- 
f,'ensburger Gej^end durch das capitulare Karls d. Gr. von 805 eingesetzten Beamtea 
Warnarius deu Hanägraien, der ächou seit 79d die Hegeusbuiger GralücliaiL xuue- 
gibabt habe. Daher stammt wobl Scbmetten obige irrtllroliche Angabe. 

**) VergL ancb v. Below, Goti gel Aug, 1891 nr. 19 S. 76& fll Lamprecht 
(Ucsprong des BOrgertmns in bist Zeitscbrift N. F. 31 S. 399) scheint K.'s Beweis- 
führung überzeugt zu haben. Auf ihn beruft er sich vornehmlich, wenn er die 
Bedeutung der Gilden von neuem betont. Mit dem Regcnsbiirger Hansgrafen ließe 
sich der Wormser nuncms civium auf der Frankfurter Messe (Böhmer font. II i2l4) 
in Parallele stellen: qui illuc niittitur in nundinis a civibus ut exequatur iusticias 
dviwn et edam prent civibus. Petrus mindus dvinm als Zeuge gen. 1S54, 
Petras et Friso nnndi dvinm 1968 (Boos H. 727 nr. 244, t S24 nr. 344). Lftdier- 
lieh ist K.'s Hinweis zum Zwecke der Nachweisung seiner Hansa in Süddeutsch- 
land auf Vilmar, Idiotikon von Kurhessen (Marburg 1869) S. 149 s. v. Hansegrebe. 
Denn dort ist gesagt, daß in Kassel 1583 (!) jeder Teilnehmer an der Kaufmanns- 
gilde Hansgrebe, die Gilde Hansgrebengilde genannt wird, während in der Stif- 
tusgsnrknndederbinimg (140SO Bezeichnung Hansa und Hansegrebe nidit vor- 
kommt, und daß in Eschwege ein Zeuge 16S7 (1) als „Haafiengrfibei^ l>eidchnet 
>vird, das Wort damals also schon völlig unverständlich geworden war, „wenn 
es tlberhatipt jemals in Hessen-Kassel mit VerstAndnis ist gebraucht worden"; 
vergl. auch oben Anmk. 5. 
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Ostreich mit demselben Namen „Hansgraf* gegeben. Freilich, 
eine Handelsgenossenschaft, Hansa, ist in Regensburg thatsächlich 
vorhanden gewesen, aber erst hundert Jahre später, als K. will, wie 
C S richtig schon der erwähnte Plato (S. 20) angiebt. Sie hat aber natür- 
lich demgemäß mit der Entstehung der Stadtverfaßung nichts zu 
Ihun, noch ist sie eine Gilde in K.'s Sinne, „eine Vereinigung der 
gesamten Kaufmannschaft", umfaßt vielmehr nur solche Kautieute, 
die nach auswärts Handel treiben; daneben gab es unter anderen 
Zünften auch eine solche von Kaufleuten.**) Doch ich muß mir 
vorbehalten, ein andermal auf die interessanten Regensburger Ver- 
hältnisse zurückzukommen, um mich, K. folgend, wieder unseren 
mittelrhcinischen Städten zuzuwenden. 

„Demnach kann,*' sagt er nach der angeführten trefflichen 
Beweisführung (S. 55), „falls sich genügende Spuren einer genossen- 
schaftlichen Organisation der Kaafleute am Mittelrhein finden, daraus 
auf die Existenz einer solchen geschlossen worden, mag sie 
nun Gilde oder Hansa oder wie sonst immer genannt worden sein*^ — 
als ob ein solcher Schluß beim Vorhandensein „genügender Spuren** 
nicht auch ohne Regensburg möglich wftre! Folgen wir diesen 
seinen Spuren!"'^) Das Beatehen einer genossenschaftlichen Ge- 
richtsbarkeit in den mittelrhdnischenSt&dten folgert er (S. 56 f.) aus der 
neuerdings ja viel genannten Allensbacher Urkunde von 1075: ,JEIier 
wird zunächst auf Verletzung des Motktes und der Marktbesucher 
dieselbe Strafe gesetzt, welche dies Verbrechen in Mainz, V7orms 
oder Constanz trifft, und den in AUeosbaeh angesessenen viUani 
das Recht gegeben, zum Handelsbetriebe tiberzugehen. Dann sollen 
sie und ihre Nachkommen als Kaufleute betrachtet werden, mit 



"0 Wien, s. Gesch. u. Denkwürd. Hrsgeg. v. Hormayer, 1. Jahrg. Urkunden 
S. XCIIl a. 1S79 tt. GescbiditsqaeUeD dw Stadt Wien, hrsgeg. v. W«ss, Wien 
1879 1, % 77/78. 

*") Das Regensburger Stadtrecht (ca. 1230) kennt noch keine Hansa (vergl, 
Anmk. 24). Der Name mrd zuerst urkundlich 1281 erwähnt (Gemeiner, Regens- 
burger Chronik I 415, doch erscheint hier seine Bedeutung als Genossenschaft 
nicht sicher; er kann vielmehr auch Handelsprivilegien bedeuten. Dagegen 
zweifellos ist die Bedeutung in den Urkunden von 1311, 1317 etc. (Gemeiner 1, 
479, 600 ff. Plato a. a. 0. 17 ff.) Deir Hansgraf «rsehdnt dann aadt an der Spitze 
der Hansa. Die Bemerk, bei Waita V, a. ¥. 367 Anmk. 3, die aneh Below 
a. a. 0. gegen K. citiert: Der Hansgraf „hat nichts mit einer Gilde in der Stadt 
zu thun" ist ftlr das 14.Jahrh. nicht mehr giltig. Die citierten Urkunden belehren 
aucli tlber das andere im Text Gesagte. 

**) Seine Bezugnahme auf Köln und die Forschungen seines Lehrers Höniger 
kann idk biar Ubergehen nnd mich mit dem Hinwebe anf Hegel a, a. O. II 366 ff. 
begnOgen, wo diese »^oradumgen*^ in der Hanptsadie als , JMndungen und Hypo- 
thesen"* gekennzwchnet sind«. 
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Ausnahme aber derer, welche sich noch weiter mit Wein- und Acker- 
bau beschäftigen. Die Urkunde fährt fort: Ipsi autuiii mercatores 
inter se vel inter aUos nulla alia faciant iudicia praeterquam quae 
. . . Omnibus mercatoribus ab antiquis temporibus sunt concessa. 
Das kann nur von der genossenschaftlichen Gerichtsbarkeit der 
Kaufleute gesagt sein; in der Urkunde ist nun ausgesprochen , daB 
eine solche allen Kaufleuten susteht, wfthrend vorher gerade auch 
Wormser und Mainzer Recht zum Vergleich herangezogen ist Wir 
sind also wohl zu dem Schlüsse berechtigt, daB aueh in Worms 
und BIbunz einegenossenschaitlicheHandelsgerichtsbaTkeitbe8tand''etc. 
Hier hat nun EOhne der Urkunde einen anderen Zusammenhang ge- 
geben als sie hat Sie besteht aus 2 Teilen. Im ersten wird das 
Privileg Kaiser Ottos IIL für den Abt Alawich von Reichenau be* 
treffend die Errichtung eines Wochenmarktes und einer Münze 
unter Verleihung des KOnigl. und öffentlichen Bannes daüElr er^ 
T^nt In demselben wird allen dorthin kommenden Handel- 
treibenden Sicherheit und Friede för die Reise« den Aufenthalt und 
die Heimkehr garantiert und die Verletzung der Mflnze und des 
Marktes wie der Marktbesucher mit derselben Strafe und dem EOnigs- 
bann bedroht, wie ihn ein solcher Missethäter in Mainz, Worms und 
C!onstanz zu zahlen hat Im zweiten Teil erneuert Abt Eckebard 
diesen durch Mangel an Färsorge und durch Nachlässigkeit der 
Vorgfinger in Verfall geratenen Markt und giebt allen Inwohnern 
der Stadt die Ermächtigung, Handel zu treiben, so daB sie und ihre 
Nachkommen Eanfleute sein sollen; nur denen nicht, die sich mit 
Wein- und Ackerhau beschäftigen. Dannfolgen die vonE. citierten Worte 
der Urkunde, in welcher Constantiensibus, Basiliensibus et 
die von K. durch 3 Punkte angedeutete Lücke ausfüllen. Nur da- 
durch, daß K. diese beiden Teile der Urkunde eng ver- 
knüpft und die oben angeführten Worte wegläßt, kann 
er an der betreffenden Stelle von einem Heranziehen 
von Wormser und Mainzer Recht sprechen, während 
thatsächlich auf Constanz und Basel verwiesen ist. Im 
übrigen ist, wie es schon Sohm^^) ausgesprochen hat, gerade durch 
die Worte vel inter alios klar, daß in der Urkunde von keinem 
genossenschaftlichen, sondern von einem Öffentlichen Gericht die 
Rede ist 

Aber Köhne weiß auch gleich für die so konstatierte kauf- 
männische Genossenschaft bestimmte Befugnisse ausfindig zu machen. 



*°) So und nicht, wie K. es thut, muss meiner Ansicht nach die betr. Stalle 
der Urkunde (Oberrh. Zeitschr. N. F. V 168) aufgefaßt werden. 

") Städtewesen S. 62, Aomk. 85. 
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„In Worms und wohl auch in den anderen Städten," sagt er, hatte 
sie**) „Teile der Marktverwaltung" in Händen. Das beweist ilim 
(S. 57 flf.) die Urkunde von 1106 über die Errichtung einer Fisch- 
händlerinnung (so will Köhne wohl nicht mit Unrecht für Fischer- 
innung gesagt wissen) in Worms, Die Urkunde ist nach ihm 
von einer bürgerlichen Behörde ausgestellt, die darin genannten 
urbani, welchen das Eigänzungsrccht der Innung zusteht und 
unter welche die unberechtigten Käufern conßscierten Fische ver- 
teilt werden sollen, sind — „die Vorsteher der Gilde"! — die 
Wormser Gilde also die Ausstellerin der Urkande. Ebenso bedeuten 
nach ihm die am Ende der Zeugenreihe einer Urkunde von 1016 
stehenden Worte: et paene omnes urbani'*) den Gilde vorstand! 
Daß man mit solchen idUkarUehen Interpretationen''^) füglich 
alles beweisen kann, was man will, liegt auf der Hand; ich ver- 
weise inbezug auf die uibani auf meine früheren Ausführungen**), 
aus denen auch hervorgeht, daß wir auf eine bürgerliche Behörde 
in jener Zeit zu schließen in keiner Weise berechtigt sind. Nur 
eins möchte ich K. noch fragen: Der Delinquent soll nach der Ur- 
kunde Yor die Richter gebracht werden und nach gehaltenem Ge- 
richt 3 Talente, 2 dem Bischöfe, 1 dem Grafen zahlen; ist das 
das Gildegericht? *^) Weiter folgert K. dann aus der genannten 
Urkunde, „dass in Worms die Errichtung von neuen Innungen um 
1106 der Uitwirkung einer die Interessen des Handelsstandes ver- 
tretenden Genossenschaft** — die von ihm erst konstruiert ist — 
„bedurfte**. Dabei heißt es aber darin ausdrücklich, daß Adal- 
bertus Worm. Eccl. ven. ep. comitis Wernheri petitione 
aliorumque optimatum suorum consilio et persuasione 
die Innung errichtet; von der Mitwirkung Anderer bei der Errich- 
tung derselben ist keine Rede! 

Doch E's. Scharfelnn findet &a seine t^mit weitgehen- 
den Verkehrsvorrechten ausgestatteten Genossenschaft*' 



M) Also olmt wtiteTM ^fizd luer aneh fllr Speier dae sokke Oilde enge- 
nomiimi; qpftter ivitd die Ibdst^ d^adben von ihm als selbstvenUndlielie That- 
sache liiiigeskellt: s. S. SSO, wo er von «Vorstehern der KenfknennflgenoasMi- 

scfaaft" spricht. 

•») Boos i nr. 58. 
•*) Boos 1 nr. 45. 

x") VergL ucfa v. Below OOtt gel. Ani. 1891 S. 768. 
Oherrb. Z. N. F. IH S6t ff. 368 f. 

") In Betreff von Mauiz» wo E. auch zufolge der oben angezogenen Aliens» 
bacher Urkd. ,,ein besonders aus Kanfleuten zusanunengesetztes Gericht für Han- 
delssachen" annimmt, möge nnv auf das Recht des erzhiscliütlicUen Markt- 
meisiers hingewiesen werden (Archiv f. hess. Gesch. XV S. 153 fl.). 
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— man beachte die Einschmuggelung dieser „weitgehenden Ver- 
kehrsvorrechte", von denen er bisher noch gar nichts gesagt hat — 
sogar den Namen belegt, nämlich „Brüderschaft", und zwar in einer 
Nachricht des Kirschgartner Mönchs, zwar „eines Schriftstellers des 
15. Jahrfaimderts, die aber Alteren Qaellen entstammt" Er fuhrt 
in der Anmerkung den Text der Nachricht an: Societatem, quae 
Tulgariter vocatur die Brüderschaft, in Wormati^sl dvitate destruxit 
ad commodum et libertatem omnium Tendentium et ementium^^), 
verschweigt aber, von wem and von welcher Zeit die Rede ist und 
in welchem Zusammenhange die Worte gesagt sind. Es handelt sieh 
nftmlich um die anf das bekannte stftdtefeindliche Edikt Kaiser Fried- 
richs n. folgenden Kftmpfe zwischen Bischof Heinrich von Worms 
und dieser Stadt Item iste (Henriens), sagt der Mönch, consiUarios 
civitatis Worm., cum essent XL numero, decurtavit usque ad 
quindecim. Praeterea insignem domum communitatis, vulgariter 
dictam der Burkhof, funditus extiipavit; worauf dann die von Köhne 
citierte Stelle folgt Jeder der Verhältnisse Kundige wird sich nun 
sofort darüber klar sein, daB der Mönch, der „seine Quellen oft 
ungenau wledergiebt und namentlich in der Chronologie sehr ver- 
wirrt ist** (so sagtK. selbstS.60. Anm.2), hier die Erg^nisse der Rachtung 
von 1233, durch welche die Zahl der Ratsmitglieder auf 15 festge- 
stellt wird und alle Brüderschaften aufgehoben werden, 
mit der voraufgegangenen auf Grund kaiserlichen Mandats vom 
Bischof erwirkten Niederreissung des neu erbauten Büigerhauses 



") Ludewig rel. man. II, III. 

Über die Verhältnisse dieser Zeit handelt K. näher, aber auch viellaeh 
falsch, S. 3äO tr.. u. specicU über die beiden zu vielfachen Kontroversen AnlaO 
geb«iden Urkunden König Heiiirielis vom August 1839 im Anhang V 407 ff. Ich 
verweise demg^reDOber anf meine firOheren Ausfahrungen Oberrh. Z. N. F. III 
380 ff., die K. zu ignorieren fDr gut befunden hat, wie er es auch sonst bisweilen 
tliut. Ich hebe hier inbezug auf die genannten Urkunden nochmals den in die 
AuL'en sprinf/ondf'n Tintcrsckied zwischen ihnen liervor: in der Urkunde vom 
3. Au^. beäiaü(^l der Kumg die privile^ia civium worm., die sie von deu Königen 
und Kaisern haben, nicht aber aneh die eonsuetndines; in d« Urfcd. vom 
4w Aug. veihietet & die Rite nnd Bradersdiaften, deren Besteh«i auf keine Pxi'vi- 
legien zurückgeführt werden konnte, sondern nur herkömmlich wrar: vos deincepä 
a tali consuetudine cessare penitn« iubemus (BoosI nr. 157 n. 158). Wenn TC 
ferner mit Köster (die Wormser Aunalen S. 51/52) bei dem MOnch eine neue ,,bislier 
aberseliene" Urkunde tindet — die mit Rücksicht auf Kösters Ausführungen jetzt 
andi Boos Urkdb. Bd. D. Anbang II 7jl3 anfgeoonmen hal — nnd sie als Vor- 
urknnde für die Urkunde vom 87. Februar bezeicbnet, so ist das grondfalsdi. Wir 
haben es auch hier wieder nur mit einer ungenauen Widergabe seitens des 
MfSnches zu thun. Köster behauptet, der Mönch bringt den Wortlaut der Ur- 
kunde, während dieser von dem Vergleich sagt: prout litera et copia de hoc a 
civibus habetur. In qua copia dicitur quod episc. etc. iurent quud eligant 
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rerknüpft. Also aas der unrichtigen Wiedergabe einer historischen 
Thatsache durch den wegen seiner verwirrten Angaben berüchtigten 
Eirschgartner Mönch aus dem 15. Jahrhundert hat Köhne den 
Namen Brüderschaft ffir die von ihm erfundene Eaufmannsgilde in 
Worms entnommen! Und merkwürdig! dort wo er die Zeit be- 
handelt, auf welche die Stelle des Mönchs Bezug hat^, nimmt 
er von dieser Nachricht des Mönchs über die Aufhebung 
der „Brüderschaft*S keine Notiz, ja er sagt einmal sogar, „es müsse 
„dahingestellt bleiben^*, wie lange diese Brüderschaft in 
Worms sieh erhalten!** (S. 69). Und er hatte die mit der Zeit- 
angabe versehene Nachricht von der Aufhebung der Gilde als 
Beleg für ihre Existenz benutzt! Fürwahr eine „sorgsame und 
umsichtige** Forschung!*') 

Ausläufer dieser kaufmännischen Organisation ist ihm dann 
die Münzerhausgenossenschaft, die „eine mehr oder weniger große 
Rolle als Sammelpunkt der plutokratisehen Elemente** (S. 61), in 
Mainz und besonders in Speier die Rolle, die anderswo der Gilde 
zuüel,**) gespielt** (S.65), d. h. die „offizielle Vertretung** der reichen 
Kaufleute gehabt hat Das ist nun ialsch wie die ganze Gildetheorie. 
Außer den Hausgenossen**) gehörten in Speier noch andere Ge- 



novem! etc. Ebenso falsch ist die BehaaptunK, die Form d«r Urkunde ist die, 

,,da6 der Bischof redet". Dapregen sprechen schon die oben an^efOhrlen Worte. 

Nur in dem diesem folgenden Teile IfiHt der Möncli den Bischof reden, dann sajrt 

er aber wieder: Item rex elegit sniguiis unnis Burgimagistrum, quem potuit ad 

plodtBin romoTere Tel dimittere. Das Datum dar ürkd. giebt der Wiaeh (t wall) 

auf MCGXXXVIIl, XIII KaL Hart. an. Köster nüniiit nun bei der JabresxaU ein 

V^ehea des Mönchs an (dieV hat fortzubleiben), wie sie ihm so häufig passieren ; 

warnm dann aber nicht auch l)eiiu Dalum? LaOl man dort die X weg;, so erhält 

man, wie vortier die richtige Jahreszahl, so auch das richtige Datum der l)ekannten 

Urkunde (27. Febr. 1233). Es kann eben hier von keiner „Vorurkuude" , die 

der Hflndi wiedergiebt, die Rede sein, sondern er hat in seiner gewohnten Weise 

einen völlig ▼erstflmmelten Anssng aus der bekannten Urkunde gegeben. Die Ver- 

'Wirmng des Berichts des Mönchs an der betreffenden Stelle ist überhaupt die 

tollste: Erst spricht er von der Befreiung des Wormser Klerus vom Zoll durch 

Bischof Heinrich 1234. dann kommt die oben von mir angeführte Stelle, die Köhne 

für seine Kaafmannsgilde „BrüderscliatV benützt — iiier ist die von ihm in der 

angebl. Vorurkunde vermidte Notiz von der Aufhebung der Brüderschaften, 

wondm er sich KopCschmersen macht (Anmk. 6 S. 39ß) — dann folgt d^ Bericht 

über grofie Brände in Worms iftl und über die Niederlassung der fratres 

minores, dann die erwähnte Urkunde von 1238 (so bei ihm), dann der Bericiit Über 

das Interdikt des Bischofs, die Unterwerfong der Stadt u. der Hinweis auf den 

Vertrag von 11331 

*^ S. oben Anmk. 39. 

**) TergL Schluas der Anmk. 4. 

**) S. Anmk. 29. 

VergL auch das S. 6 t Gesagte. 
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schlechter zum Patrisiat, die am Stadtregiment teilnahmen. Das 
lehrt Idar der Vertrag Ober die Neubesetzung des Rates vom Jahre 
1304,^) in welchem Hausgenossen und andere ehrbare Bürger, 
die „Rheinkaufleute*', auf der einen Seite, die Zünfte auf der 
anderen Seite genannt werden« . Also sint ietze — heisst es darin — 
dritzehn in dem rate von den zunften. Derzu sint yierre dinne 
von den rinkaufluten nber (aufier) Ganraden zum Griffen, der 
von der rinkauflute sanfte wegen ist in deme rate So sint legnote 
dinne iünfe von den husgenoszen, also daz ir nu sint zwene und 
zwentzig. Diese 32 sollen ,|Weln zu in in den rat sehse ander 
den husgenoszen eder under andern ersamen bürgern 
. . . Also werdent ir ehte und zwentig, dritzehne von den zunften 
. . . unde fünf zehne von den andern bürgern.**) Von den 
15 letztgenannten Ratsstellen sollten die 4 zunächst erledigten nicht 
mehr besetzt werden, dann aber sollten bei weiteren Vakanzen 
unter den Elf Ersatzwahlen stattfinden, bei denen die 13 von den 
Zünften und dieUebrigen von den 11 wählen sollten „under den 
husgenoszen eder under andern denersamsten bürgern'^ 
(w&hrend die 13 von den Zünften immer durch ihre Zunft e^ftnzt 
wurden). Unde sollent alle iar einre von den dritzehen unde einre 
von den husgenoszen eder under andern den ersammesten 
burgern, die in deme rate sint, burgenneister sin mit einander 
etc.** Und dafi ebenso vor diesem Vertrage nicht die Hausge- 
nossen allein den Rat besetzt haben, beweist ebenso der Umstand, 
daß der ,,alte Rat** und die Hausgenossen als den Vertrag 
schliessend auf der einen Seite „dem Rate, der jetze ist****) und 



««) HUgatd nr. 9S7. 

Rau (a. a. 0. SA) n. Arnold (V. 6. II 349) behaupten diesen klaren Worten 
der Urkunde gegenüber, es hätten vorläufig Siebzehn von den Ztlnften am Rat 
teilgenommen, die Zunft der Rheinkauflcule habe fünf Mitglieder gewählt! alles, 
weil sie in der Münzer-Hausgenosseuächaft das gesamte Patriziat vereinigt sehen. 
Und ähnlich noch Harster, der sonst in manchen Punkten die Erforschung der 
Speierer Yeiliftltoisse dieser Zeit wesentlich gefiMert hat» in Oberrh. Z. Bd. 38 
(1886) (S. 910 ff. VerfassnngskSmpfe in Speier während des MlttelelteiB) S. t95: 
13 Vertreter der Zünfte u. aus der Zun ft der Rheinkattlleate an6er ihrem eigent« 
liehen Vertreter, Conrad Giifen, noch 4 

*•) Vor dem Vertrage vom September 1304 war nämlich bereits an Stelle 
des alten Geschlechterrates ein solcher von 13 Zunftmitgliedern, 4 Rheinkaufleuteu 
u. 5 Hausgenossen gebildet worden. Diese letzteren 9 sind dieselben, von denen 
der Anfang der oben dliertoi SteUe der Vertragsurikunde spridit; «. Hi^rd nr. 
SM u. 3S8 Zengenreihe. An euier Tollkmnmen richtigen Darstellnng dieser Ver* 
hflltnSsBe fehlt es noch. Die bei Harster a. a. 0. S. 325 ff. leidet an der Anmk. 45 
hervnrrrehobenen falschen ÄufTas;<ning, die anch die Anächt Aber die JBntstehung 
der Zunftbewegung beeinflußt hat. 
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den Zünften gegenüber auf der andern Seite genannt worden, ohne 
daß der Rheinkaufleute oder der anderen ehrsamen Bürger besonders 
gedacht wird, — denn sie sind eben in dem Rate vertreten, — wie 
ein Vergleich der Geschlecliter-Nanien des neuen Rates mit den 
Nanien . die früher als solche von Ratsmitgliedern oder Schultheißen 
genaiuil ^ind ' ); iiur -i Namen*®) von den 15 sind nicht auch früher 
schon unter letzteren erwähnt. Der Schluß, den man aus dem 
Vertrage zwischen Rat und Hausgenossen vom Jahre 1^289 über die 
gemeinsame Benutzung eines Gebäudes als Rat- und Münzhaus 
gezogen hat, es hätten nur die Hausgenossen die Ratsstellen in 
Speier besetzt '^''), ist also falsch, wie es übrigens auch aus der 
Vertragsurkundc selbst hervorgeht, da consules tt .dii universi 
cives Spirenses una cum (nostris) concivibus, monetariis et illis qui 
dicuntur imsgenosse den Vertrag schliessen und der Rat sich die 
Benutzung sichert sine omni contradictione , prohibicione et impe- 
dimento ipsorum monetariorum et husgenossen omnium et singu- 
lorum, was wohl kaum eingefügt worden wäre, wenn der Rat nur 
aus Hausgenossen bestanden hätte. Überdies sagt die Urkunde 
von 1198 über die Einsetzung des Rates libertatem habeat XII 
ex civibus suis eligendi und nicht e monetariis! — Auch der Ver- 
gleich des Münzmeisters mit dem GUdenrorsteher anderer Orte — 
beiden lag nach ihm die Revision der Gewichte und Waagen ob — 
ist nicht zutreffend, da der Mflnzmeister bischöflicher Beamter ist 
und nicht kraft Gilderechts — das sich auch gar nicht darauf er- 
streckte — sondern kraft Amtsrechts als Beauftragter des Bisehofe 
diese Befugnisse ausöbt^^). Leere und haltlose Kombination ist es, 
wenn K. sagt (S. 67), daB sieh in den Sondergeiichten der Haus- 
genossen, denen ein „weitgehendes Ezemptionsrecht" in der ge- 
wöhnlichen Gerichtsbarkeit zustand, die besonderen Rechtsgrundsätze 
gebildet hätten, die den „veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen 
mehr als die früheren entsprachen,** daß sie dann als Schöffen der 
ordentlichen Gerichte „bei ihnen ausgebildete Rechtssätze auch 



Vergl. die Urkunden bei Hilgaid nr. 157 ff. 
*^ NAmlich Cnnradufl Neddinger u. Johannes Fuchs, 

So Arnold Y. G. I 361. Köhne sagt allwdings vorsichtiger, „da» beide 
Xorporationeii die meisten, wo nicht alle, Mitglieder anfänglich, gewisse- 
maßen durch Personalunion, mit einander gemeinsam hatten" (S. Ofi). dher wo 
bleibt dann der Beweis, dass nur die Hausgenossen die „offizielle Yertretuag" der 
Kaufleute gehabt hätten? Die Urkunde bei Hilgard nr. 163. 

Hilgard nr. 22. 

u) In Hains wurden dabei ein Bichter und zwei nverläsaige Bflrgw mge- 
20gen. Below in Gött. gel Ans. 1891 nr. Id S. 769 Anmk. wUl deshalb die 
Mflnsw hierin als Beauftragte der Gemeinde handeln lassen. . 

9 
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in die allgemeine Rechtssprechung" verpflanzt hätten. In der Zeit 
der Ausbildung des Stadtrechts (Mari:trechts) hat es die Gesellschaft 
der Hausgenossen wahrscheinlich überhaupt noch nicht gegeben« 
noch ist es sicher, daß das Exemptionsrecht des Hünzgerichts ur- 
spränglich ein weitgehendes war. In Worms war es beschränkt, 
fOr Speier und Ifainz**) datieren die erhaltenen Privilegien aus 
später Zdt Ober die angebliche Th&ti^eit der Hausgenossen als 
Schöffen wird im nächsten Abschnitt zu reden sein. 

Natürlich betrachtet IL nun smne Behauptungen als bewiesene 
Thatsachen: „So zeigt sich der Einfluß der Hansgenossenschaft 
als eines Sammelpunktes der hervorragendsten kaufinännischen 
Elemente in Verwaltung, Rechtsprechung und RechtsbÜdung'^ (S. 68)! 
Aber sie hat auch „bei dem Erwerb politischer Rechte seitens der 
Kaufleute . . . wenn sie auch bei Haupt- und Staatsaktionen selten 
direkt in den Vordergrund getreten — hätte BL nur wenigstens 
einen solchen seltenen Fall angeführt! — sicher bedeutenden 
Anteil gehabt.'* Das Wörtchen „sicher^ muB hier, wie so oft» nach 
dem Vorgänge seines Lehrers Höniger, die mangelnden Beweise 
ersetzen, und er sucht uns dafür mit einigen Hinweisen abzuspeisen. 
Er führt nämlich für Speier an, dass „größtenteils** dieselben 
Namen, die bei Erlangung der Unabhängigkeit seitens der Stadt 
genannt werden, uns bei dem Kampf des Patriziats gegen die Zünfte 
unter den Vorkämpfern desselben wieder begegnen, und nennt dabei 
drei Namen, ohne auch nur den Versuch zu machen, deren Träger 
als Hausgenossen zu erweisen!*^) Von Mainz sagt er, daß sieh in 
dem Münzerverzeichnis von 1421 „die meisten Patrizier- 
geschlechter mehrfach** wiederfinden,^'^) — eine gänzlich unbe- 

Urkd. V. 1165 Boos I nr. 80. 

Für Speier Urkd. von 1330 Ililgard nr. 3S6, „wegen unfuge oder Gewalt" 
mussten sie nach einem Schiedssprüche von demselben Jalu>e vor dem ordentlichen 
Richter XU Recht stehen. Hflgaid nr. 398. Für Mainx Urkd. v. 1865 Hegel, 
Cbronikeii Bd. 17 S. 350 t Dam vergL ArchiT t hess. Gesch. XV 167 f. 

^) Er beruft sich auf Harster (Mitteil. d. hist. Venilis der Pfalz X, 25), der 
unter der irrtümlichen Annahme einer Verschmelzung des gesamten Palrizi;its 
zur Münzerhausgenossenschaft auf „die noch in den Kämpfen der Hausgen o.«.sen 
gegen die Zünfte eine hervorragende Holle spielenden Geschlechter der Lanibes- 
buch, Gotschalk, Hnn n. A.** hinweist K* bat diese Stelle mit emem „größten- 
teils^ iBr seine Zwecke umgemodelt Harster ist Hbrigens (qptt«r von jener irr- 
tOmliehm Annahme zurückgekommen, denn er spricht in der Anmk. 45 citierten 
Abhandlung (S. 225) neben den Hausgenossen von „den anderen ehrbari^tcn, d. h. 
vornehmsten, keiner Zunft angehörigen Bürgern"; freilich hat er sich von den 
Folgen dieser Annahme noch nicht ganz frei machen kennen (siehe oben Anm. 
45 u. 47). 

**) Er fUirt nur 7 an! man veigL dazu die Gesehlechterliste bei Lehne, ge> 
sammelte Schriften. IV 113 ff. 
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gründete Behauptung, wie ein Vergleich dieses 58 Namen aus circa 
20 Geschlechtern enthaltenden Verzeichnisses^^) iiul dem Namen 
aufweisenden Geschlechterverzeichiiis von 13^52 •'^') und mit den im 
Jahre 1411 in der „spanne und mishellunge zwuschcn den von den 
alden und zwuschen den zunften" als „uz Mentze gefaren" ver- 
zeichneten 117 Mitgliedern des Patriziats**) es deutlich lehrt; von 
diesen 117 sind nur 16 durch den Zusatz „Omel" als Münzerhaus- 
genossen bezeichnet.^*) Wir finden also grade in dem Mänzerver^ 
zeichnis nur einen Teil der Gesehlechtsnamen Tertreten; die Münzer- 
hausgenossen bildeten eben nnr einen Teil des Patriziats, zu dessen 
Standesvorrechten die Teilnahme an der Hausgenosssenscbaft ge- 
hörte.««) 

B«benso falsch ist die Behauptung K*s.: „In Speier wie in 
Mainz werden auch die Patrizier gewöhnlich im Gegensatz zur 
Gemeinde Münzer oder Hausgenossen genannt*^ (S. 68). In Mainz 
heißen sie vielmehr gewöhnlich — man vergleiche die oben citierte 
Stelle — „die Alten** oder auch „die unter den Gaden** '^), und in 
Speier sahen wir oben schon, wie noch 1304 Hausgenossen und 
andere ehrbare Bürger den Zünften gegenübergestellt werden; 
erst im weiteren Verlaufe des Kampfes mit den Zünften haben sich 
hier alle patrizischen Elemente zur Hausgenossenschaft zusammen- 
geschlossen. Schon im Jahre 1349 aber mußten sie auf ihre 
Sonderstellung verzichten und sich als erste Zunft den übrigen zu- 
gesellen.**) Kurios ist Ps. Hinweis auf WelBenburg, „dessen noch 
unaufgeklärte Verfassungsgeschichte mit der von Speier viel 
Ähnlichkeit gehabt haben muß!"**) 

In Worms vermag K. den Hausgeno!?sen dieselbe Stellung nicht 
zuzuweisen; aber dort hatte er ja die Gilde „Bruderschaft" konstatiert 
mit den „wesentlichen Zügen der niederdeutschen Gilde** — wir 
haben die Art dieser Konstatierung kennen gelernt 

3. Schöffentum und Kaufmannsstand. 
Einen direkten Zusammenhang der im vorigen Abschnitt be- 
sprochenen angeblichen Gilden mit dem Schöffentum behauptet K. 

»•) Hefc'el Chroniken XVH 3». 
»') Ebenda S. ^ CF. 

Ebenda S. 46/47. 
M) Hegel in Westdeutsch. Zeitschr. m 40S. 

«>) Hegel Chronikeii XVm, t, 64 ff. Arehir f. hess. Gesch. XV 167 Abeafs 3. 

•>) Hegel, Chroniken XVIII 2. 64/65. 

«*) Harsf er, urlcund!. Naclirichten Ober den Aosgaiig der Speiwer HaasgMiosBen- 
schaft in Oberrh. Z. Bd. 3ü, 327. 

♦•) S. auch V. Below in GötU gel. An2, 1891, 770 Anmk. 

8* 



Digitized by Google 



so 



nicht, **) er spricht nur allgemein von dem Eindringen kaufmAnnischer 
Elemente in die Schöffengerichte. Wie steht es nun zunächst mit 
den Schöffengerichten unserer St&dte? In Spei^ hat es nachweis- 
bar Schöffen, scabini, {überhaupt nicht gegeben. Auch E. gesteht 
(S. 74), hier „weder Name noch Einrichtung*^ nachweisen zu können. 
Aber da wir es hier mit fränkischem Rechtsgebiei zu thun haben, 
da hier die Überlieferung so dürftig ist — als ob nicht genügend 
Urkunden vorhanden wären, In denen die Schöffen hätten genannt 
werden können, noch dazu, wenn sie die Bedeutung für die 
Kommunalverwaltung gehabt hätten, die K. ihnen zuschreibt — , 
da femer Schöffen in einem zum Speiergau gehörigen Dorfe, Eden- 
koben, bezeugt sind,*') so ist es ihm „höchst unwahrscheinlich**, 
dass es in Speier kein SchöffenkoUegium gegeben habe. Immerhin 
lädt er hier die Existenz eines solchen noch dahingestellt sein, 
weiterhin aber spricht ervon ihr alsvoneüker bewiesenen ThatsaQhe**) 
und sieht in den nach dem Privileg E. Philipps vom Jahre 1198 zu 
Ratgebern zu bestellenden 12 Bürgern das alte Schöffenkolleg, wo- 
rüber im nächsten Abschnitt noch zu sprechen sein wird. Also 
was seiner subjektiven Auffassung wahrscheinlich erscheint, ist ihm 
mit bewiesen gleichbedeutend und wird im Verlaufe der Unter- 
suchung so behandelt! 

In Worms und Mainz werden nach ihm „mehrfach Schöffen 
erwähnt (S. 74). Belege dafür giebt er zunächst nicht, er w^det 
sich vielmehr sogleich zur Erörterung der Frage nach Wahl und 
Amtsdauer der Schöffen (S. 74^5), worüber wir „nur dürftige Nach- 
richten haben**. Aber diese Dürftigkeit beschränkt sich auf die ältere 
Zeit und ist nur zu natürlich, weil in dieser Schöffen in den 
genannten Städten überhaupt nicht vorkommen. In Worms treten 
nämlich Schöffen vor der Mitte des 13. Jahrhunderts nirgends 
in den Urkunden auf; nur im Privileg K. Friedrichs I. für die Haus- 
genossen vom J. 1165, das uns aber nur in späteren Bestätigungen 
in deutscher Sprache erhalten ist,**) heißt es: Auch sal man 

**) Das thut erst, durch seine nicht immer ganz klaren AustOhnmgen ver- 
leitet, V. Jnama-Sternegg a. a. 0. vergl. oben Anmk. 3. 

**) Flie66D etwa hier die Qaeilea nichlicher als in Spuer? 

**) S. 64: Sollte es „aber in der Stadt Speier nicht rar Ausbildung eines 
SchöffenkoUegs gekommen sein etc." Dagegen S. 253: „In Worms u. Speier be- 
dienten sich jedenfalls seit der Wende des 12. u. 13 Jahrhunderts die Schöffen 
des Stadtsiegels;'* u. S. !;^80 sagt er von der Urk i. Heinrichs V. von 1111 für 
Speier: es lässt „sich nicht feststellen, ob man bei Muuzveränderungeu an Stelle 
der gesamten Bflrgersehaft die Vorsteher der Kanftnannsgenossensehaft (vergl. 
oben Anmk. 91) oder das damals schon vorwiegend ans Kauflenten be- 
stehende Schöffenkolleg raxog.** 
Boos I nr. 80. 
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keinen muntzer zu keinen andern stedte ampte oder meistet 
schaffe n der stedte erwellen, er wolle ez dann mit siiiem willen haben. 
Man wird aber diese Stelle als Beweis für das Vorhandensein von 
Schöffen in Worms im 12. Jahrhundert nicht ansehen können, da 
die Worte „oder meister scheffen der stedte** sehr leicht eine nach- 
trägliche Einschiebung sein können, die man machte, als das 
Schöffenamt in Worms geschaffen wurde. Grade die streitige 
Rechtsverhältnisse ordnende Urkunde des Kaisers von demselben 
Jahre enthält nichts von Schöffen.^''') Ebensowenig tritt in Mainz in 
Hltcrer Zeit ein Schöffenkolle^' hervor. In beiden Fällen aber kon- 
struiert sich K. ein solches ans den iudices. Diese iudices sind 
nun aber, wie die klaren Ausführungen Hegels zeigen, in Mainz die 
vier städtisrhon llnterrichter , mit Kämmerer und Schultheiß iudices 
seculares, aucii iudices civici^®) genannt. Die Urkunden schei- 
denausdrücklich von diesen iudices die scabini sive ad- 
vocal i, die als Schöffen im Waltpodengtaieht und als AmVc'ilte ,,Für- 
spreciien" im Gericht des Kämmerers fungieren und erst im letzten 
Viei tel des 13. Jahrhunderts im Gericht auftreten, während sie der Ver- 
waltung der Stadt fernstanden und überhaupt von untergeordneter 
Bedeutung waren. Erscheinen die iudices mit dem Kämmerer und 
Schultheiß unter den Ausstellern der Urkunde, so werden die 
scabini nur als anwesend genannt."^) Von der Ernennung dieser 
scabini nun, die für K. die wichtigste Stadtbehördc sind, sagt er 
(S. 75): Eiiiunnt wurden die Schötrcn bis 1341) vom Erzbischof; 
„doch wird damals sicher der entscheidende Einfluß .... (bei 
der Ernennung) schon längst anderen Kreisen zugefallen sein", 
wobei er zur Begründung auf sein Cap. IX verweist, in dem man 
aber darüber nichts findet als die viel kleinlautere Aiu(serung 
(S. 343 Anmk. 1): „In wie weit der Erzbischof bei Besetzung des 
Schöffenkollegs durch Rücksichtnahme auf Wflnsche und Vorschläge 
der Schaffen .... beschränkt war, scheint nach dem dürftigen 
Quellenmaterial nicht mehr festzustellen möglich.** Auch hier also 
yertritt das sicher den Beweis.'*) Im übrigen ist 1349 die Er- 



Desgl. nr. 81. 

*^ Chroniken XVm 3, 56 ft; s. aneh Ober diese iudices Arnold V. 0. 1 187. 
K. findet es nicht für notwooidlf , seine Abweichnng von Hegel, dem er sonst oft 
folgt, zu motivieren. Ja gegen Ende seines Werkes (S. 343 Anm. 1) en^ähnl ei- 
unter Hinweis auf Hegel diese Unterrichter neben den Schöffen, die er 
hier mit ihnen vermengt! 

*») Urkd. V. 1175 Stumpf acta Mag. nr. 84. 

Hegel Chroniken XVm» 3 S. 56^ 56 ff., 63, 313 ff. 

") Ebenda S. 57. 

^ Tergl. oben S. la. 
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nennung dieser Schöffen vom Erzbischof der Stadt nur für die 
Dauer seines Lebens zugestanden worden; schon im Anfange des 
15. Jahrhunderts hat die Ernennung nicht mehr die Stadt, sondern 
der fortdauernd (wie der Schultheiß und die 4 Richter) vom Erz- 
bischof ernannte Kämmerer. 

In Worms identifiziert K. die Schöffen mit den vierzig 
Friedensrichtern (iudices), die durch das Privileg Friedrichs I. 
von 1156 zur Wahrung des Stadtfriedens eingesetzt wurden. 
Als Beweis für ihre Identität föhrt er später im weiteren 
Verlaufe seiner Untersuchung (S. 268) ihren „Amtseid" an, der 
uns freilich nicht erhalten ist .Er seMlefit aber aus den 
Worten der genannten Urkunde: siqois iadicum contra iuramen- 
tum quod fecit Tel innocentem condempnare attemptaveiit etc., 
daß er allgemein auf gerechte Führung des Richteramtes lautete, 
und da nun „die SehAffen allgemein auf gerechte Führung ihres 
Richteramtes vereidigt wurden'S so müssen auch jene 40 Richter 
die Schöffen sein! In der That eine äußerst beweiskräftige Kom- 
buoatlonl Und jedenfalls auch ein etwas eigentümliches Schöffen- 
kolleg, 12 Stiftsmimsterialen und 28 Bürger, die dieses Gericht 
bildeten! Da nun aus diesem Friedensgericht der erste Rat in 
Worms erwachsen ist,^^) dieser aber „das Recht der Selbstergän- 
zung** hatte, — was freilich auch nicht durchaus zweifellos ist — 
so hat nach IL auch das alte Schöffenkolleg bei ihm entstehende 
Lücken selbst ausgefüllt In Wahrheit treten, wie gesagt, Schöffen 
in Worms erst seit der Mitte des 13. Jahrhunderts auf, nach Ent- 
stehtmg des Rates, als Gericht und Verwaltung getrennt wurden ;^^) 
sie werden inuner, wenn sie unter den Stadtbehörden erwähnt 

") Hepol Chroniken XVIII S. 5iff., 58. Wenn V S. 344 Anmk. 1 die Worte 
in den Bestalluagsbrief eines Richters vom Jahre 14^)1 als „beachtenswert" anführt, 
in dem der Erzb. sagt, er habe ihm „nach Rate unser Fronde ' . . . das Richter- 
amt obertragen, u. die Worte auslegt als gleiefabedeiitend mit: „nach VOTschlagdes 
stidtischen Ril8*\ so ist das eben eine der Beaehtitng nieht werte TOllig willkUr- 
licbe Erklärung. 

^*) Boos 1 nr. 73. K. muß für- -eine Zwecke die Unechtheit des Privilegs ver« 
fechten; darüber vergl. Abschnitt 4. 

") S. ObeiTh. Z. m 292. 

Es berichtet der Woimser Annalist; aber grade die Angd)en an dieser 
Stelle sind sehr nnznTerlftssig: foenmt olim mnltis temporibas (!) in dvitate 
WornL qnadraginta consnles .... qni per se sine episcopo totam rexernnt 
ciyitatem. (!) Et si unus decessit ipsi per se alium consütuerunt, pacem eciam 
iudicantes (Böhmer font. II 160). vergl. Oberrh. Z. III 279/80. Iminerliin mag 
das Recht der Selhslerganzung zur Zeit Otto IV. Ton dem Friedensgericbte bezw. 
Rat usurpiert worden sein. 

^ Wo die Schöffen wirklich anftreten, muss sie auch K. vom Rate sondern: 
S. S53/5«. 
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werden, hinter dem Rat genannt,") der sie — wenigstens in 
späterer Zeit — auch ernannte. '^*) Aber K. sind nun nach solclieu 
Feststellungen in Mainz, Worms und Speier in den Urkunden über- 
all, wo es ihm passend erscheint, officiati, iudices, cives, layci 
das Schöflfenkolleg, gerade so, als wenn der Ausdruck scabini in 
diesen Städten lange Zeit unbekannt gewesen wäre und man nun 
in tödlichster Verlegenheit nach anderer Bezeichnung für Schöffen 
hätte suchen müssen I 

Recht birz ist die Hoenigersche Theorie, daß an Stelle der 
alten schöffenbaren Geschlechter reiche Eaufleute getreten waren, 
behandelt (S. 66/67). Er schließt es für Worms aus dem bereits 
angeführten Privileg Friedrichs I. für die dortigen Münzer, daß sie 
nur mit ihrem Willen zu Schöffen genommen werden sollten, und 
aus einigen Namen der Mitglieder des Rats vom Ende des 12. bis 
zur Mitte des 13. Jahrhunderts, unter denen einige nach benach- 
barten Dörfern benannt,*^) einer Johannes under gademen**) eben 
dadurch als Kaufinann, der des „Schöffen'^ C. de moneta**) als der 
eines Münzers, Syrridus*") und Bertholdus Saxo*') durch letztere 
Bezeichnung als von fremder Herkunft, Emicho Judaeus^^) und ein 
späterer Konsul Helemannus Judaei"*) als von jüdischer Herkunft 
gekennzeichnet werden. Ich will hier nicht weiter die Wahl dieser 
Beispiele beanstanden, die großenteils aus Urkunden genommen sind, 
welche die Genannten nicht ausdrücklich als zu den iudices oder 



**) Im Gericht des Schiilth«i^ eradLoSBai die SdiOfftii jrnni 1S51 Boos I 
nr. Unter den StadtbehOrden nach dem Rat 1S54 nr. 253, S53: HinisterialeB, 
consttles, iudices, scabini et unlTersi cives. nr, 430 a. 1287: wir lulhe fome 

radde unde die soszehne unde die schcvenen. Wenn K. Wilhelm 1254 ein 
Schreiben an Schultheiß und SchnfTon als die StadtbehOrde richlct (nr. 254), so 
zeigt sicli darin nur, dass mau, wie erklärlich, in seiner Kanzlei mit den Wormser 
VeriifiltniSBen nicht vertraut war. 

vetna ordinatio seo inatitntio magiatratns civitatis Worm. Im Schannat, 
bist. ep. W. II 441. 

Dai irijcr weiter unten, wo von den durch K. dem SchöfTenkolIeg zugewiesenen 
Befugnissen die Rede ist. Außer den Friedensrichtern werden in Worms auch 
Schultheiß, Greve und die beiden Amtleute, Unterrichter (officiales, ofQciati) als 
jttdices bezeichnet. Böhmer font. II, 213/4. Ämterbeschreibung: Singulis annis 
in die at Martini constitnnntnr iudices civitatis: videlicet seiiltetns comes et dno 
officiarii, vulgariter dicti ammetmann. 
"«) S. S. 20/21. 

Boos I nr. 144 a. 1229. An der Spitze der betr. Zeugenreihe steht cives; 
miter den letzten steht alierding«?: Dyniarus magister civinni, 

"*) Boos I nr. 103 a, 1198. An der Spitze der betr. Zuujjeufeihe de Wormatia, 
— am Sdünss: et de qaadraginta iudidbiiB. 

*^ Boos I nr. 118 II. II S. 791, 91 (dazu mnOte nr. 190 genannt weiden). 

•«) Boos I nr. 405 a. 1S83 (0 
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den consules ssugehörig bezeichnen, auch nicht darauf hinweisen, 
daß die Benennung nach einem Nachbardorfe nicht notwendig auf 
die Hokunft zu deuten ist, sondern auch aus dem Besitz von Grund 
und Boden daselbst herrühren kann, ebensowenig wie der Beiname 
Saxo notwendig auf sächsische und der Beiname Judaeus not- 
wendig auf jüdische Abstammung Bezug haben muß, sondern dort 
Jemandem beigelegt sein Icann, der besonders nach Sachsen Han- 
delsverkehr unterhielt, hier ursprünglich Spitzname für einen ge- 
riebenen Eaufinann gewesen sein kann, „ein reiner Jude*^; ich will 
nur bemerken, daß noch Niemand geleugnet hat, daß, wie die Alt- 
freien selbst sich dem Handel zugewandt haben,**) so durch Zu- 
wanderung vom Lande und aus der Fremde das f^eie Element in 
den Städten eine Stärkung erfahren hat*^; auch konnte natflrlich ein 
getaufter, reicher Jude wohl einmal Aufhahme in das Bürgerrecht 
erlangen. Bewiesen wäre also mit Anfiöhrung solcher Namen, selbst 
wenn wir das Friedensgericht in Worms und den daraus entstan- 
denen Rat**) als SchÖflSenkolleg und dessen Fortsetzung betrachten 
wollten, für den Übergang der Schöflfenstühle von den alten schOffen- 
baren Geschlechtern auf Kaufleute gar nichts. 

„Daß sich auch in Mainz ein ähnlicher Vorgang abspielte,'^ 
schließt er daraus, „daß wir in der ersten Hälfte des 11. Jahrhunderts 
von der Geißlung eines Stadtschöffen hören.****) „Dieser Strafe,** 
fährt er fort, |,wurden freie Personen nach fränkischem Recht nicht 
unterworfen; dagegen kann es nicht auffallen, daß die Vollziehung 
derselben an einer zwar hörigen, aber durch Vermögen und Tüch- 
tigkeit einflußreich gewordenen Person, welche auch das Schöffen- 
amt erlangt hatte, Aufsehen erregen mußte** (S. 77). Nun ist aber 
1) dieser angebliche Schöffe als unus ex iudicibus civitatis 
bezeichnet, also nach meinen obigen Ausfahrungen kein Schöffe, 
sondern einer der 4 Unterrichter,**) 2) ist dieser angeblich Hörige 
ausdrücklich bene natus et honorabilis vir genannt, also ein 
Freier, und 3) sind die Vorgänge^ um die es sich hier handelt, als 
Gewaltthaten geschildert, es ist also eine gegen das Recht 



S. Anmk. 81 u. 83. 
S. oben S. B. 

") VergL Oberrh. Z. N. F. Ilt 875. 

»») Oberrh. Z. N. F. lU 390 ff. 

•«) Jaff6 Mon. Mag, 5i6. 

Als Stadtrichler faßt ihn auch Arnold V. G. 1. 77. Hegel Chroniken XVIII 
% 90 nennt ihn allerdings einen Stadtediöffen und fügt in Anmk. 3 hinzu, diese 
Oberaetsung werde sich dnreh das weiterhin aber diese Imter Gesagte recht- 
fertigen, was ich nicht habe finden können. Er scheidet vielmehr, wie schon 
gesagt, die iudices durchaus von den scabinl. 



Digitized by Google 



25 



angewendete Strafe wohl anzunehmen möglich. Also auch hier ist 
K's Versuch, seines Lehrers Theorie in unseren Städten zu erweisen, 
völlig mißglückt. 

Seinem Schöüenkoileg legt nunK. die größte Bedeutung in unseren 
Städten hei; es hatte „nicht nur jurisdiktioneile Befugnis.sc, sondern 
repräsentierte gerade zu die Stadt" (S. 253). Alles, was von der 
Bürgerschaft als solcher oder den Stadtbehörden gesagt ist, schiebt 
er, wie sclion gesagt, seinen Schöffen unter. Zunäclist erweitert 
er die „Befugnisse dieses Schöft'cnkollegs" dadurch, daß er behauptet, 
„daß man ihm — wenigstens in Wormtj und Mainz — auch die 
Rolle der Sendschöften übertragen hatte" fS. 245). In Woini;^ ist 
dies nacli ihm zwar „erst für das 13. Jalirhnndert sicher bezeugt, 
aber sie liat gewilP^) schon viel früher bestanden." Aber auch 
dieses „sichere Zeugnis" für das 13. Jahrhundert ist weiter nichts 
als eine der vielen vagen Kombinationen, an denen besonders seine 
Ausführungen über die Spezialgemeinden und die Beamten so reich 
sind , indem er das in der Wormser Ämteibeschreibmig erwSlmte 
Rüge-Gericht des ESminerers**), in wachem die Schöffen urteilen, aus 
dem Sendgericht entstehen läBt(S.115ff.u.l76).»^) „Für Mainz muß hin- 
gegen," sagt er, „angenommen werden, daß daselbst schon längere Zeit 
▼er der ersten Hftifte des 12. Jahrhunderts das Schöffenkolleg auch in 
dem — unter Vorsitz des Propst'-Kfimmerers, der die 'Archidiakonats- 
rechte ausöbte, abgehaltenen — Sende das Urteil fand, da schon 
damals der Eftmmerer an die Spitze des SchöffenkoUegs getreten 
war*' (S. 246/46). Hier ist nun ebensosehr die angebliehe Th&tig- 
keil des Kftmmerers eine bloße Vermutung (S. 194), wie die An- 
gabe eine leere Behauptung ist, daß der Eftmmerer an die Spitze des 
SchöffenkoUegs getreten war, das er sich für jene Zeit selbst kon* 
struiert*^) Ein Gleiches für Speier kann K. „nicht mit Sicherheit** 

Veigl. Anmk. 72. 

Die Untersuchung über das SehOfTengerirht w-ird von K. durch snh^ho über 
die Spezialgemeinden, den bischöflichen und kuuigiichen EintluU in den Städten, 
die Beamtungen, das polit Äu&treben der Stftdte imterbrochen (S. 78—244); ich 
gehe hier nur auf das ein, was für die Torliegeade Frage in Bracht kommt. Es 
Wflrde sich auidi niefat verlohnen, sich mit den Phantasi^biideii des Verf. näher 
zn beschäftigen, an die zumeist selbst sein Verehrer Lamprecht nicht glaubt (vergl. 
D. LitZ. ISyo S. 1463/64. 
»») Böhmer Font. II 210. 

**) Hier macht selbst Lamprechts Kritä a. a. O. auf die „sendgerichtlidien 
Rätsel" aufoierksam. 

•*) Schreiben der Mainzer an Heinrich IV. (von ll(ß): F. camcrarius, A. centurio 
cum universis ministris ac civibus ist sein Beleg daMrl (S. Ober die ministn 
vergl. Hegel Chroniken XVUI 2, 34 f. 
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angeben, ebensowenig wie die Zeit, in der die ürteflsfindong im 
Sende in Worms und Mainz an das SchöifenkoUeg Qberging, „doch/' 
fOgt er unTerfiroren hinzu, „werden wir kaum fehlgehen, wenn wir 
annehmen, daß dieser Vorgang in allen drei St&dten im 11. 
Jahrhimdert stattfand" (S. 246).**) Solche nur eigenem Gutdunken 
entspringende Ergänzungen unseres Wissens sind natürlich völlig 
wertlos und haben mit echter Geschichte nichts zu thun. 

Ebenso beweisen seine anderen Ausführungen über die Kompe- 
tenzen der Schöffengerichte in unseren Städten weiter nichts, als 
die schrankenlose Willkür seiner Forschungsweise. Willkür ist es, 
wenn er ^e eine G^chtsurknnde zw. 1143— -1153 ausstellenden 
Mainzer cives, in der sie den Abschluß eines Erbvertrags bekunden, 
Schöffen nennt, ebenso, wenn er die ein gegenseitiges Zollab- 
kommen treffenden cives von Worms und Speier vom Jahre 1908 *") 
und die den Bischof Beringer von Speier zu einer Änderung de» 
Verfahrens im Schultheißengericht beim Einklagen von Schuld- 
forderungen veranlassenden Speirer cives vom Jahre 1230**) als 
Schöffenkolleg bezeichnet, und die Bezeichnung der Schöffen als 
cives damit erklärt, daß sie „damals auch ihre jurisdiktioneilen 
Fui^tionen gewissermaßen nur als Vertreter des als Gerichtsum- 
stand versammelten Volkes übten** (S. 247). Ja, wenn wenigstens 
überhaupt Schöffen in dieser Zeit belegt wären! „Dieser Thätig- 
keit der Schöffen in der freiwilligen und streitigen Gerichtsbarkeit 
entspricht es,** föhrt er dann fort, „das sie vorzugsweise iudices, 
öfters auch iudices civici genannt werden.** Ich habe schon oben 
gezeigt, wer diese iudices, „welche nach städtischem Gewohnheits- 
recht richten und im Besitz des Stadtsiegels erscheinen,** sind. 
Ebenso spricht er bei Erwähnung des Streites zwischen den Wormser 
Klerikern und Laien (clerici et layci) betreffs des testamentarischen 
Verfflgungs rechtes der Ersteren über Ihre Mobilien auf dem Sterbe- 
bette, wobei K. Friedrich I. 1165 die Entscheidung föllfe, schlank- 
weg von Schöffen, während die Urkunde nur layci im Gegensatz 
zum Klerus nennt. Durch fortwährenden Gebrauch des Wortes Schöffen 
will er den mangelnden Nachweis der Existenz derselben ersetzen. ^®^) 



®®) Vorlier hatte er in einer Anink. anfrcführt, daß nach Dove (7.. f. Kirchen- 
recht V 18G5 S. 16) weltliche Urteilsünder im Sendf^ericlit vor dem eiilen Jahrb. 
nirgeudä bezeugt »lad. Das ist wühl aläo auch der Gruiid füi' seine obige Auualmie. 
«*) Stampf acta Maj. dt. 60. 
*") Boos I nr. III. Hilgaid nr. S3. 
Hilganl nr. 
s. 21. 

Er hat auch schon Glück danüt gehabt. So schreibt Sohm a. a. 0. S. 57 
Anmk. 79, auf die letzterwfllmte Stelle Bezng nehm^d: „hi Worms galt, 
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Daß das „Schöffengericht" auch die Stadt repräsentierte, 
schließt er aus den zum Teil sclion angeführten Frdlen, in denen 
„es das Stadtsiegel führte" (S. 253). Natürlich kommt in diesen 
Fällen kein Schöffengericht vor, sondern cives iudices civici***) 
carnerarius und officiati *®*), scultetus und iudices ^^^). „Diese That- 
sachen sind nun sowohl zur Erkeuiitnis der Bedeutung des Schöffen- 
kollegs als zur Untersuchung der Entstehung des Rats, an den ja 
später die Führung des Stadtsiegels übei^ing, von hervorragender 
Bedeutung. Sehen wir doch später die Gerichte in Worms und 
Mainz, als daselbst Jurisdiktion und Verwaltung noch im Laufe 
des 13. Jahrhunderts getrennt worden, nicht mehr das Stadtsiegel 
führen." Natürlich! denn der Rat war der Ausschuß der Bürger- 
schaft, die firflher Gericht und Verwaltung, geleitet von den Stadt- 
beamten, de iure in ihrer Gesamtheit besorgte, er führte also 
auch das Stadtsiegel, aber nicht weil er aus dem fingierten Schöifen- 
koUeg hervorgegangen war. Die Schöffen haben in unseren Städten 
überhaupt nie das Stadtsiegel geführt; wo sie in Worms und Mainz — 
und das ist erst nach der Entstehung des Rates — erwähnt werden, 
führen sie das Stadtsiegel nlcht(s.KöhneS.253/54). In diesem fingierten 
SehöffenkoUeg sieht natürlich nun K. auch die leitende Behörde 
unserer Städte schon zur Zeit der Salier; denn damals traten 
ihre Büiferschaften „als selbständige politische Körperschaften auf 
und worden durch eigne Behörden repräsentiert; nach den eben 
erörterten können nun diese Behörden nur die Schöffenkollegien 
gewesen sein. Die Schöffen waren also die Leiter der äußeren 



wenigstens nach Ansicht der Wormser Schöffen, nur eine Verfügung 
bis za 5 aolidi.** In Speier durften übrigens die Kanotiiker ludit bloO, vi« K. 
sagt (S. 859) Über ihre Hobilien letztwillig v^fftgeiu sondern anch Ober die 
Immobilien, nur daO hier das Verra^mi^srecht beschränkt war. Sie durften sine 

consensu arlvocati et heredis allodium suum et familiam fratribus pro remedio 
anime sue u. ebenso curtem claustralem cuicunque fratri (aber nulli alii) 
corain tribus vcl duobus l'ralriburi scbeuken. Hilgard iir. 13 S. 15 Z. 34 flf. 

••") Stumpf acta Mag. ur. 50. Boos 1 109 j über I 103 s. Anmk. 82. Hügard 
nr. 93, nr. 63&. In letstfounnter Urkonde erklfiren die canonici s. Gennani in 
Spira die Überlassung eines Ackers an Gotschalk; mr Bekräftigung tarn ecclesie 
nostre quam civium si^illis placuit nobis hanc paginam insignari. Von einer 
siftdtiscben Behörde ist daxin überhaupt keine Rede. 

Stumpf acta Mag. nr. 8*. 

Joannis rer. Mog. II p. 652. 

rxuden cod. dipl. II p. 439. a. 1229. Otto Scultetus, Bertolfus Monetarius, 
Gotefridus Bonus et Aruoldus tilius Advocati iudices Maguntini Civitatis. Vergl. 
S. 20 fl., hes. auch Amnk. Ü7 u. GS. 



Digitized by Google 



26 



Politik \in5erer Städte, sie waren es, welclie für Aufstände in den 
Städten verantwortlicli gemacht wurden; iimen wurden die Privi- 
le^n i n lleinrictis V. und Adalberts verliehen*' (S. ii54). Ich habe hier 
nieiil mehr nötig, micti noch weiter mit diesen „Schöffen" zu be- 
fassen; es dürfte nur nocli ein Hinweis darauf erübrigen, wer 
die in den erwähnten Verhältnissen auftretenden Behörden waren. 
Man braucht nicht lange darnach zu suchen; es sind die Beamten 
der Stadt, Burggraf, Schultheiß, Zöllner, Münzmeister, ^^*^) oder 
deren Funktionen versehende Beamte, *®') und die unter und mit 
ihnen wirkende Gemeinde, von welcher als politisch berechtigt nur 
das Element der Vollfreien in Betracht konmit. Die Gerichts- 
gemeindc, die das Urteil fand oder aus der, als dem Umstand, der 
Richter eine Anzahl als Rechtsfinder berufen konnte, aus der er 
bei Akten freiwilliger' Gerichtsbarkeit die Zeugen berief, war eben* 
so das Organ der Stadtverwaltung unter Leitung der genannten 
Beamten. Daß in den Urkunden als Zeugen häufig die Namen derselben 
Männer sich wiederfinden, ist g^nz natürlich. Bei jeder Versammlung 
pflegt sich bald der Einfluß bestimmter Persönlichkeiten geltend zu 
machen, sei es durch ihre geistige Überlegenheit, sei es durch ihre red- 
nerische B^|;abung, sei es durch dasGewidit, welches derReiditumyer- 
leiht. DaB auf solche Persönlichkeiten, welche thatsächlich die Ge- 
meinde beherrschten, dann auch die Beamten immer in erster Linie re- 
curriert^, ist doch sehr begreiflich. Und in solchen Männern werden wir 
auch die FCkhrer von Aufständen zu suchen haben, die besonders in der 
Zeh der Salier in unseren Städten sich erhoben, ^°^) soweit sich etwa 



"'^) in quibus urbis gubernatio consistit, heißt es von ihnen imStraO- 
burger SUdtrecht Art. 7 (Strassb. U. B. I 467.) 

Kämmerer, Schultheiß mit säiiitUchen Beamten (ministris) und Bürgern in 
Mainz schreiben ll(fö im offenen Widerspruch mit dem Erzbischof an Heinrich V., 
versidiem ihm ihre fortdauernde Eiyebenheit und wollen fOr ihn Chtt und Blut 
einsetzen. Hegel Chroniken XVm 9» S. 23 u. 34. Also kein SchOffenkoUeg, sondern 
die Stadtbeamten mit der Bürgerschaft sind hier ausdrücklich als die Vertreter 
der Stadt bezcuprl. Heinrich V. schreibt 1117 cunctis civibus tam maioribus quam 
minoribus wider den eidbrüchigen Erzbischof. Hegel a. a. O. S. 24-. Friedrich I. 
dem gesamten Klerus, minislerialibus et omnibus civibus (Hegel a. a. O. S. 40) 
^ nii^ds eine Spur t<mi SehfiffenkoUeg! 

Über die Erhebung in Worms 1073 s. meine Ausfährungen Oberrii, Z. 
N. F. III 263 ff. K. findet es für gut, hier „die herrschende Meinung" zu be- 
kämpfen, als habe durch den Aufstand eine vom Bischof unterdrückte Gemeinde 
ihre alte Freiheit wieder erlangen wollen, ohne zu envähnen, daß schon andere 
vor ihm die Sachlage richtig gestellt haben. Schöne Beispiele für die Art der 
K.*sehen Hypothesemnaefaerei finden sieh aaefa hier (S.106) : „Lambert hebt die dem 
Könige gedeist^en EidsdiwQre henror; möglich, daO sich damals die Bürger- 
schaften d^Teilgttndttden auch zuerst unter sich ddlich verbunden haben.** Was ist 
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nicht die Beamten daran beteiligten. Also auch die politischen 
Verhältnisse der Zeit geben keine Veranlassung, nach anderen Be- 
hörden zu forschen, als sie nns die überlieferten Nachrichten und 
urkondlichen Belege kennen lehren. 

Doch E. macht dafür, daß das SchöifenJcolleg die „verwaltende 
und repräsentierende Behörde*^ seit der ersten Hälfte des 12. Jahr- 
hunderts irar, auch noch „sp^elle Erwägungen'' geltend (S. 254 fif.). 
Eine Urkunde des K. Friedrich L für Worms vom Jahre 1182 setzt 
die Erhdsnng einer Steuer in Worms fdr den Kaiser seitens einer 
städtischen Behörde voraas ^^^). Wer diese Stener — natürlich 
nach Yoraasgegangenem Beschlaß seitens der Gremeinde — erhob, 
zeigt die Zengenreihe: der Zöllner steht an der Spitze der bür^ 
gerliehen Zeugen, wie es auch in dem unten erwtthnten Zollüber- 
einkommen zwischen Speier und Worms von ca. 1208 am Schluß 
heißt: .Actum est hoc tempore Hartgungi thelonearii nostrL 
„Es ist aber auch bereits im vorigen Kapitel", fährt K« fort, „er- 
wähnt worden, daß Heinrich V. 1112 von den Wormsern gezwungen 
wurde ihnen eine bestimmte Steuer, nämlich das Wachtgeld, zu er- 
lassen und ihnen gleichzeitig die Bewachung ihrer liauern selbst 
anzuvertrauen*^ — wovon nur der Erlaß des Wachtzinses eine Thai- 
sache isi^^% Nun combiniert er: die Behörde, welche die Leitung 
der Bewachung der Stadt übernahm und die Urkunde von 1112 
erhielt, ist höchst wahrscheinlich dieselbe, welche bis 1112 das 
Wachtgeld an den Kaiser ablieferte und auch später noch die 



nicht alles möglich! Ferner: „Vidlleichl kaun man auch aus Lamberts Worten: „sumptus 
ad bellum adminislrandum ex sua re familiari sin^'uli pro virili portione üfTerunl" 
schließen, dass die Stadtbehftrde mit königlicher Äutorisatiou eine üngeldserhebung 
einfülirte!" während doch die Worte weiter nichts besagen, als daß jeder nach 
Maßgabe seiner Lebbmgafttugkdt ans sdiiem TermOgen zu den Kosten des Krieges 
beitnig (n. zwar freiwillig, offerunt). Ober dm Gmnd zu einer Erh^ung der 
Wormser gegen Heinrich V. fabelt K. S. 228 f. Während tlber den Grund be- 
richtet ist, (laß Erzl). Adalbert von Mainz sie aufgestachelt habe und daß sie durch 
den Angriff auf Heinnchs Lager sich der Regalien bemächtigen wollten, will K. 
„regalia" mit Heirschaitsrechten übersetzen ; „ihr Verlangen nach Freiheiten" (in 
Concurrenz mit dem von Heimich vorher begünstigten Speier) hübe den Autstand 
herrorgonfen, denn es 8«L nicht reeht eisidiflich, „was die Woimser mit den 
Reichsindgnien gewollt hätten** — anut, doeh wohl dm Erzb. Adalbert ausli^eni! 
Über die Uainxer Aufstände — hierbei macht K. S. 311 natOrlich die erwähnten 
ex urbe maiores zu „Stadtvorstehem" — s. Hegel, Chroniken XVHI 2, S. 23 fT., 36 ff. 
Beim letzten Mainzer Aufstand waren Geistliche und Ministerialen in erster Linie 
belheiligt. Hegel S. 41. 

»*} Boos I nr. 89, vergL Oberrh. Z. N. F. lU 

u«) Ober den angddidien Zwang Torgl. oben Anink. 108^ im IlbitgM^Oberrb« 
Z. N. F. lU 371. 
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städtische Reichssteuer erhob. Die Identität nun dieser „obersten 
Finanzbehörde, welche zugleich für die Bewachung der Stadt zu 
sorgen hatte", mit dem Schöfitenkolleg folgert er zunächst „aus 
der im Prinzip gleichen Abgrenznng ihrer Kompetenzen gegenüber 
der Geistlichkeit". Und der Beweis för diese Behauptung? In 
Worms waren durch die ErUftrang E. Friedrichs I. in der oben 
citierten Urkunde von 1182 die täglich mit ihrer Person äm Klerikern 
und der Kirche Dienenden (qoi fratribns et ecclesie cottidie in 
propria persona desenriunt), sofern sie dem sUdtischen Erwerbs- 
leben fem blieben, von der Reichssteuer befreit; ^^^) in Speier waren 
die tfiglich Wohnung und Unterhalt vom Klerus empfangenden 
Diener (quisillorum serviens hospicio et convictu alicuius eonmi coti- 
diano participans)yom SchultheiSengerieht eximiert; *^^*) es waren also 
„im großen und ganzen dieselben Personen» die von der st&dtischen Be- 
steuerung, wie die, welche von den st&dtischen Gerichten eximiert 
waren" ^^') (S. 350) tind folglich — war oberste Finanzbehörde und 
obersteGeriditsbehördeidentisch! (S.255.) Also wenn Jemand steuerfrei 
undYom ordentlichen Gerichte befreit ist, dann ist Steuer- und Gerichts- 
behörde em und dieselbe Behörde! fürwahr eui Schhiß von trefflicher 
Logik! Denzweiten Beweis dafür findet er darin, „dafi ca4308dieWormser 
Schöfifen an sie fallende Strafeununen ad commune opus civitatis 
verwenden". Nattirlich steht in der diesbezüglichen Urkunde ^^') 
nichts von Schöffen, sondern die eives sind die Aussteller der Ur- 
kunde und von dem straffälligen Zöllner heißt es: veiaceriter con- 
victus in penam solvet ad commune opus civitatis LX solidos. Eben- 
sowenig steht in der aus Mainz hier angezogenen Urkunde von ca. 
1200"*) etwas von „Schöflien", die „im Namen der Stadt für den 
Mauerbau" sorgen, sondern iudices (wie oben gezeigt, die Stadt- 
richter) et universi cives stellen die Urkunde aus, und für sie setzt 
nun K. immer „Schöffen" ein und sucht bei Angabe des Inlialts 
der Urkunde durch dreimalige Wiederholung des Wortes „Schöffen** 
dem Leser jeden Zweifel zu nehmen, daß wirklich von Schöffen 
die Rede ist^'^). „Daß die Worms er Schöffen auch schon um 



»>) S. Anmk. 109. 
"»•) Hilgard tir. 13. 

Daß daü eine für Woims, das andere für Speier bezeugt ist, genügt 
natürlich K., um ohne weiteres beides als f&r W<mns gQltig zu bebiuiddin. 
>") BUgaid nr. S3. 
>M) loannis KT. Hog. libr. U 471. 

^**) S. 956 Anmk. 6: Die Schöffen wandten sich gegen die Kinoaikw, 

welche dann aber einen Vergleicli mit iLnen schlössen. Diese steuerten eine 
Summe tum Mauerbau bei, welche die hoffen in Enuifansr nahmen • . . . 
Dies wurde von den Schöffen mit dem Stadtsieg».! U(;glaui>igL 
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die Wende des 11. und 12. Jahrhunderts eine gewisse autonome 
Legi^^laiive in der Stadt ausübten", folgert er endlich „aus dem 1096 
von iluien zum Schutz der Juden erlassenen Strafgesetze" (S. 256). 
Eine jüdische Quelle berichtet nämlich „daß die Städter denjenigen 
Juden, welche in ihren Häusern bleiben würden, ausdrücklich Schutz 
versprachen", „daß diese Woimser Städter ein Gesetz erließen, wo- 
nach die Eruiüi dung der Juden mit dem Tode bestraft werden sollte" 
(S. 217). Obwohl nun K. selbst sagt, daß über diese Stelle der 
Quelle — deren Zuverlässigkeit gerechten Zweifeln unterliegen darf — 
wohl „erst die in Aussicht gestellte neue Übersetzung des ganzen 
Berichts volle Klarheit schaffen \vird" (S. 217 Anmk. 3), benutzt er 
sie doch unbedenklich für seine Zwecke und setzt wieder statt 
Städter „Schöffen" ein! So findet K. „schon am Ende des 11. und 
im 12. Jahrhundert das SchöfifenkoUeg im faktischen Besitz vieler 
später dem Hat zustehenden Rechte", während dieses SchöfifencoUeg 
völlig in der Luft schwebt und die Quellen stets nur die Beamten 
der Stadt und die Stadtg^elnde als Gerielits- und Verwaltungsorgan 
nennen. Aus dieser seiner falschen Annahme ergieht sich dann 
die weitere über die Entstehung des Rates. 

4. Die Entstehung des Rates. 

Da K. vor der Entstehung des Rates einem Schöffenkolleg die 
Vertretung der Stadtgemeinde in Gericht und Verwaltung zuweist, 
ist es natürlich, daß er auch aus diesem den Rat hervorgelien 
lassen will. Wir haben „für die Zeit, in welcher der Rat erwähnt 
wird, wohl Wachstum der städtischen Autonomie sowie Macht- 
erweiterung und Umnennung des SchöffencoUegs, in keiner Weise aber 
eine gänzliche Neuschaffung von Verfassungseinrichtungen anzu- 
nehmen" (S. 256)^^^). Nun stehen mit dieser seiner Theorie frei- 
lich kaiserliche beziehungsweise erzbischöfliche Verordnungen, auf 
Grund deren ein Rat gebildet wurde oder sich entwickelte,**^) im 
Widerspruch. Wie iindet K. sich damit ab? Er beginnt mit Worms; 
„ist doch hier das Hervorgehen des Rates aus dem Schöffentum 
am klarsten" (S. 75). Hatte ich die Entstehung des Rates in Worms 
nach dem Vorgange andrer aus dem von K. Friedrich I. im Jahre 



"«) Auf K.'s Ausi'ühruni^ea Bezug nehmend, sagt Lamiirec liL a. a> O. (vergl. 
oben Anm. 3) S. 416: „man kann fQr manche Gegend von einer Periode der 
Schöffensenate sprechen, welche ein oder zwei Menscbenalter vor der reinen Eni- 
wii^elnng des Rates andauert**; er hat gerade die sdilechteste Sttttse ftkr diese 

Ansicht gewühlt. 

Über Speier u. Worms vergl. meine Ausiführungen Oberrh, Z, N. F. 1 446, 
IT., m 257 ff. Über Mainz vergL Hegel Chroniken XVIU 2, 43 ff. 
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liöG eingesetzten Fiicdensgcrichl hergeleitet und war ich für die 
Echtheit dieser von Stumpf als Fälschung erklärten Urkunde ein- 
getreten^^**), so verüchi K. (S. 259 If.) von neuem die Behauptung 
von der Fälschung dieses Privilegs und erklärt das darin genannte 
und auch sonst bezeugte Gericht von 12 Ministerialen und 28 Bürgern 
für das Schöffengericht*^^). K. führt nuiStuinpl zunächst für dieUnecht- 
heil der in Frage stehenden Urkunde die Zeugenreihe derselben ins 
Feld, die, sowie sie vorliegt, weder für das Datum der Urkunde 
(1156) noch für eine spätere Zeit paßt, die auch dann noch, wenn 
man in ihr die Vermischung von Zeugen der ersten Beuikundimg 
und einer späteren Recognition einer Abschrift der Originalurkunde 
(zwischen 1183 und 1186) annimmt, drei Namen aufweist, welche 
mit keiner dieser Zeiten in Einklang stehen: Bischof Gottfried von 
Speier, Propst Emicho von St. Paul und Protonotar Konrad.**®) 
Aber giebt man überhaupt die Möglichkeit zu, das wir es bei der 
uns vorhegenden Urkunde mit einer Al)schritt eines vielleicht stark 
beschädigten Originals zu thun haben, ^^*) so werden Fehler in der 
Namensnennung der Zeugen neben den sonst vorhandenen Un- 
regelmäßigkeiten und Fehlern*^^) kaum noch auffallen können ; denn 
daß bei der Entzifferung von Namen einem ungeübten Schreiber 
wie ihn die Urkunde zu verraten scheint, Versehen leicht passieren 
konnten, liegt wohl auf der Hand. Und ist wohl der offenbare 
Fehler am Schluß der Urkunde, der Wem herum de Bolanden 
viccdominum, Hichizonem scultetum etc. als Helfer und 
Berater der Bürger nennt, wahrend in der Zeugenreihe Bur- 
chardus vicedominus steht, sodaß zwischen Bot. und vicedom. 
der Name ausgefallen sein niuß,'^^) leichter bei einem gedanken- 
losen Abschreiber, der sich um den Inhalt der Urkunde nicht 
kümmert, oder bei einem Fälscher zu erklären, der doch die Ur- 



a. a. O. S. 176 ff. 
S. oben S. 99. 

Mein Versuch, diesen Protonotar ftlr die letzte der angebenen Zeiten zu 
retten, ist, wie K. ohne Woiteres zuzugeben ist, inissfrlückt. Dagegen ist die Be- 
hauptung K.'s (S.260), es liabe 11.56 das Amt des Proionotars noch nicht gegeben, 
durchaus keine unzweifelhafte Thatsache. BreOlau (Urkundenlehre I 3G9) sagt 
allerdings, dass es erst 1157 geschaffen sei, envähnt aber auch, daas der in diesem 
Jahre nricundlich suerst als Protonotar bezeichnete Heinridi schon einmal in einem 
Briefe König Konrads Protonotar genannt wird, andererseita auch nach 1157 mehr- 
mals noch einfach notarius heisst. Also k An nie in unserer Urkunde von 1156 
auch sehr wohl Ileinricus protonotarios gestanden haben, freHicb nicht Konrados. 
Darüber siehe ol)en im Text. 

»") Und das thut K. S. ^60. 

IM) Vergl. meine AnsfOhr. a. a. 0. S. iSi^. 
DesgL S. 985 f. 
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künde erst anfertigt ? Rechtfertigt der Inhalt der Urkunde nicht die 
Annahme einer Fälschung, so dürfte eine solche kaum anzunehmen 
sein. K. behauptet nun (S. 261 f.), daß die Urkunde Bestimmungen 
enthält, welche „mit der von Friedrich I. vertretenen rechtlichen 
und politischen Auffassung in solchem Widerspruch stehen, daß an 
der Unechtheit dieses Privilegs gar nicht zu zweifeln ist.'* Und 
seine Begründung? 1) Es ist hier ..ganz im Geiste des sich bil- 
denden Stadtrechts" der Zweikampf verboten, während in des 
Kaisers constitutio de pace tenenda „gerade das genannte Beweis- 
mittel ausdrücklich anerkannt wird."^**) Als ob Friedrich I. nicht 
auch sonst ein vom allgemeinen Landrecht abweichendes besonderes 
ius civium anerkannt hätte! Ich erinnere an das Augsburger Pri- 
vileg von demselben Jahre. ^**) 2) „Es ist hier Appellation gegen 
die Urteile des Stadtgerichts ausdrücklich verboten"; eben dieser 
Kaiser aber legte „bei den Konstanzer Friedensverhandlungen ganz 
besonderes Gewicht darauf, wenigstens das Recht der Prozeß- 
entscheidung in der Berufungsinstanz zu behalten." Als ob diese 
prinzipielle Stellungnahme gegenüber den der kaiserlichen Bot- 
mäßigkeit widerstrebenden italienischen Städten auf eine Stufe ge- 
stellt werden könnte mit der einer durch treue Anhänglichkeit be- 
währten, unter bischöflicher Herrschaft stehenden Stadt im Interesse 
prompter Justiz gewährten Vergünstigung. Heißt es doch auch in 
dem Medebacher Privileg des Erzbischofs Rainald, des treuen Par- 
teigängers des Kaisers: Quod vero coram Advocato terminetur, 
sub regis Ijanno et civiuin testimonio ratum habemus ita, ut nec 
Archiepiscopus, nec Imperator, nec aliquis iudex de- 
in ceps super hoc fatigetur.'*^) 3) Der Kaiser hat auch „die 
Gerichtsbarkeit der Bischöfe in ihren Städten . . . nachweislich 
niemals in Frage gestellt oder gemindert''. Nun, das ist auch hier 
in keiner Weise geschehen, ^^') Der Bischof erhält seinen Teil an 
den auf ungerechte Richter gesetzten Bußen, der speziell bischöf- 
üclie Beamte, der Vicedominus, ist unter den „adiutores et consi- 
iiarii'* huius pacis, welche, ,.si quid contra pacem hanc factum 
fiierit . . . vobiscum (den Bürgern) emcndent et ulciscantur;'' und 
wenn es heißt, dafi die 40 Friedensrichter ex mandato irnperiali 
statuentur, so dürfte wohl auch der Bischof der damit Beauftragte 
gewesen sein, dem ja auch, wie schon gesagt, ein Teil der von 



In einer Anmk. (S. 26:2 Anmk. weist er sogar onf das für das Heer 0) 

erlassene Frieden5?^esetz von 1158 hinl 
Stumpf Re<re.st. nr. 3747. 
«•} Seibertz Urkdb. I nr. 55 § 2. 
VersL Obenfa. Z. N. F. m 978. 

3 
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ungerechten Richtern zu zahlenden Bußen zufällt. 4) Die letzte und 
schönste seiner Begrändungen ! „Endlich wird in unserer Urkunde 
der überwiegend aus Kaufleuten bestehenden Stadtgomeinde ein 
weitgebendes Recht der Selbsthilfe gegen ausw&ltige Feinde ver- 
liehen," sonst aber „tritt grade die Anschauung hervor, daß Kauf- 
leute nur bei Notwehr das Schwert ziehen dürfen", wobei er die 
bekannte Stelle'**) des Landfriedensgesetzes citiert: Mercator nego- 
tiandi causa per provinciam transiens gladiom suum sellae 
alliget et super vehiculum suum ponat, ne im quam laedat 
innocentem, sed ut se a praedone defendat Also dort wird 
einer von Behörden geleiteten Stadtgemeinde ansässiger 
Bürger das Recht gewährt, zur Bestrafung eines Friedens - 
bruches im Notfalle eine militärische Expedition zu unternehmen, 
wobei Werner von Bolanden — als dort ansässiger Reichsministerial 
— sie unterstützen soll, hier einzelnen auf d e r Reise befind- 
lichen Kauflenten verboten, das Schwert anders als auf dem Wagen 
festgebunden bei sich zu führen, um einen leichtfertigen Frie- 
densbruch zu vermeiden! Und etwas derartiges stellt K. auf 
eine Stufe! Derart sind seine Gründe, die an der Unechtheit des 
Privilegs keinen Zweifel mehr lassen sollen! 

Hatte ich ferner hervorgehoben, daß gerade die damaligen un- 
sicheren Zustände in der Wormser Gegend, die den Schwerpunkt 

des staufischen Besitzes bildete, den Erlaß eines Friedensgesetzes 
für Worms besonders begreiflich erscheinen lassen, und hatte ich 
an des Chronisten Bericht über die Plünderung und Beraubung der 
Stadt Worms durch Pfal/graf Konrad erinnert, so meint er, ich 
hätte übersehen, daß Pfalzgraf Konrad erst 1157 die Pfalz erhielt. 
Nun ist aber diese seine Angabe die fehlerhafte. Er beruft sich 
zwar dabei auf Seite 139 des 2. Bundes von Prutz, Friedrich L, 
hätte aber aus dem 1. Bande desselben Werkes — er citiert ihn 
kurz vorher und zwar mit einer Stelle, die von den hier in Be- 
tracht kommenden VerlifültHssen handelt^^^j — ersehen müssen, 
daß in jener Stelle des 2. Bandes ein Versehen vorliegt: „Am 
6. Januar (1157) war er (K. Friedrich) zu Trier, wo . . . auch 
sein Stiefbruder Konrad bei ihm war, den er nach dem Tode des 
Pfalzgrafen Hermann mit der rheinischen Pfalzgrafschaft belehnt 
hatte," ist richtig auf Seite 102 des ersten Bandes zu lesen. 
Thatsächlich ist Pfalzgraf Konrad als solcher schon im October 



»•) IL G. Leg. n, lOi cap. 13. 

"«) K. S. 962 Anmk. 1 über den Landfrieden nüt Chiergog Ton PnitsI 
S, 100 — IL S. lOS steht die hier in Betracht kommende Stelle 1 
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1156 urkundlicli belegt.*^*^) Von Bedeutung ist ja im übrigen hier 
nur die allgemein bekannte Unsicherheit der Zustände in der 
Wormser Gegend zur Zeil der Erteilung des Privilegs.***) 

„Was von den Einwendungen Schaubes .• . . noch nicht be- 
sprochen ist, kann auch leidit erledijrt werden," fTihrt K. dann fort 
(S. 263). Er macht es sich wenigstens leicht, indem er manche 
meiner Ausführungen einfach übergeht, so raeinen Hinweis auf die 
doch gewiß nicht nebensächliche Thatsache, daß die Wormser 
Bürger dies Privileg, das sie nach Stumpf gefälscht haben sollen, 
um die Existenzberechtigung ihres Rates zu erweisen, in ihrem 
Kampfe mit dem Bischöfe niemals dazu benutzt, ja so wenig be- 
nutzen zu kuinien geglaubt haben, daß sie, als sie sich in diesem 
Kampfe von König Heinrich ihre privilegierten Rechte und Frei- 
heiten bestätigen ließen, ausdrücklich den Zusatz machen ließen: 
et consilium habeatis.^^'^) 

Hatte ich gegenüber den Versuchen Stumpfs, die Fälschung 
der Urkunde zu erklären, auf das Unhaltbare seiner Behauptung 
hingewiesen, daß die Wormser Privilegien der Zeit wie dem Inhalt 
nach denen der Stadt Speier immer erst nachfolgt n, nuli m ich an 
das Wüiiiiscr Zollpriviieg K. Heinrichs IV. von 1074 und das Pri- 
vileg K. Heinrichs VI. von 1190 erinnerte, so meint K., Stumpf habe 
das erste Privileg „ganz mit Recht außer Acht gelassen", weil — 
die Begründung ist in die Anmerkung verwiesen (S. 263 Anmk. 'S) — 
den Speierern 1111, als sie die Zollfreiheiten erhielten, „zugleich 
noch weit größere Rechte gegeben*' wurden; jedenfalls eine merk- 
würdige Begründung.***) In Bezug auf das Privileg von 1190 hilft 
er sich damit, daß er es für unecht erklärt, in Übereinstimmung, 
wie er sagt, mit den ,^eisten neueren Forschern" (S. 272), wobei 



"•^ stumpf nr. 3758. 

»>) Yergl. darober Pnitzl, S. 86 ff. 

Oberrh. Z. N. F. III,S8t. Auch meine Widerlegung des von 8tampf für 

die Fälschung angeführten Grundes, dass das Privileg Friedrichs von 1184 die 
Urkunde von 1156 nicht erwähnt, ist von K. nicht berührt, ;i a. O. S. 283/84. 

*•*) Er fügt dann noch hinzu, daß er vorher gezeigt habe, „liaü aller Wahr- 
scheinlichkeit nach gerade dies, Speier erteilte, Privileg die Wormser veraüiuüte, 
sich die gl«aeh«i Bweebtigungen mit Gewalt m versdiaffen/' Biese Wahrschdn« 
liebkeit besteht aber nur bei ihm, in Wahifaeit handelt es aeh um ein artiges von 
ihm mtiroifenes Phantasiegemälde (S. 227 ff.), das er bereits einmal für andere 
Zwecke verwendet hat, ver<rl. S, 29 und Anm. 108. Außerdem haben die Wormser 
damals gar nicht die gleichen Berechtigungen erhalten, sondern lli'i ganz 
andere und erst 1114 ähnliche, wie sie der 1. Speierer Freiheitsbrief aufweist. 
Aber auch dies Privileg von 1114 Iftflt E, noch mne Nachirirfaing des Aufiitandes 
von Uli sein! 

3* 
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er mir vorwirft, daß ich allein „das Privileg als unzweifelhaft echt" 
behandle, ohne anzugeben, warnni ich „so von der herrf?rhendeii 
Meinung'* abweiche (S. 272 Anuik. 3). Die Wahrheit ist nun I 
die, daß K. allein diese „herrschende Mcinunf^" vertritt. I 
Die 3 Autoren, die er für seine Behauptung anffdirt, setzen that- 
sächlicli keinen Zweifel in die Echtheit des Privilegs. Er nennt 
zunächst Toeche (Heinrich VI.) und beruft sich darauf, dass dieser 
die Urkunde im Text nicht erwähnt, obwohl er sie kennt, da er 
sie Beilage XIII S. 646 nr. 80 (soll heißen 82) aufiührt; dabei hat 
er aber nun übersehen, daß Toeche in dieser Beilage echte, 
zweifelhafte und unechte Urkunden (diese S. 690 fif.) ge- 
trennt auffahrt, und gerade unsere unter den echten! 
Dann nennt er Stumpf, der ihre Korrektheit bezweifelt. Als ob der ^ 
Zweifel an der Korrektheit der Wiedergabe der Urkunde gleich- 
bedeutend mit für „unecht halten" wäre! ZuU Izi nennt er Boos, 
der sie in sein W^irmser Urkundenbuch nicht aufgenommen habe, 
sondern sie im Chronikenljande abdrucken wolle. Das soll dafür 
sprechen, daß Boos das Privileg, das er mit unter die Reihe 
der Urkunden rubricicrt***) u nd auf dess en anderweitigen 
Abdruck er verweist, für unecht halte! Thatsächlich hat bisher 
die Echtheit des Privilegs noch niemand bezweifelt; v. Maurer,^^*) 
Hegel,*'") Köster,*") Autoren von Kühne vielfach benutzter 
Werke, behandeln die Urkunde durchaus als echt. 

K. selbst führt für die Uncchtheit der Urkunde 'A Gründe an: 
1) die Worte darin: hi, quos vulgariter dicimus heimburger, die in 
einer kaiserlichen Urkunde doch recht auflall ig seien — was höch- 
stens einen Zweifel an der korrekten Wiedergabe des Wortlautes 
der Ui künde durch den Chronisten begründen könnte; 2) „daß diese 
Liküiide ganz abweichend von allen anderen der Stadt Worms 
erteilten weder im Originul, noch in einem städtischen Copialbuch 
erhalten ist** — als ob es so sicher wäre, daß uns wirklich alle 
erhalten sind I Und pflegte man etwa Urkunden zu fälschen, um 
sie dann wieder zu vernichten? ?>) daß ,,in Worms gerade damals 
Fälschungen durchaus nichts ungewöhnliches zu sein" scheinen. 
Aber einigermaßen sicher ist das nur von einer das Jahr 991. tra- 
genden angeblichen Urkunde Ottos HI., denn die angebliche 
Fälschung des Privilegs von 115(i wird ja oben bestritten. Und 
wäre es schon bei der Annahme der stattgehabten Fälschung dieser 



>»*) I nr. 93. 

*■») Städteverfassung I, 304. 

Cairomken XVm S, 34. 
^*') Die Wonnser Annalen 9^ 
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letztgenannten Urkurifie. wie icJi schon früher bemerkt habe/^-j auf- 
fallig, daß der Fälscher keine weiter zurückliegende Zeil für das 
Datum seiner gefälschten Urkunde gewülilt haben sollte, so wäre 
eine um \20S angefertigte Fälschung einer von pohlischcn Rechten 
handelnden Urkunde, die das Jahr 1190 trä^t, ein in dei ( iischichte 
der Fälscimngen gewiß unerhörter Vorgang. Aber K. erklärt sie 
„ohne Bedenken'' für unecht.**^) In der Urkunde Friedrichs II. von 
1220,**®) die das den VVormsern erteilte Privileg seines Großvaters 
von 1156 wiederholt, ist auch auf unser Privileg hinj^edeutet, wenn 
am Schluß insuper omnes traditiones et iura privilegiata ipsis a divis 
Rom. iinp. aug. d, Friderico videlicet avo nostro et patre nostro 
liemrico bestättigt werden. 

Doch kehren wir wieder /u K.'s weiteren Auseinandersetzungen 
über die angebliche Fälschung der Urkunde von 1156 zurück! Hatte 
ich darauf hingewiesen, daß die Erwähnung Werners von Rolanden 
als des verordneten Helfers der Bürgerschaft bei der Verlul^Mino 
von Friedensbrechern eine Fälschung als nicht recht begreiiUth 
erscheinen la^sse, so sucht E. daixuthun (S. 263 ff.), daß die Brüder 
Bolanden ein Interesse an der Fälschung hatten, ja man könne 
sogar annehmen, meint er, daß „sie an der Fälschung beteiligt 
waren,** Nun ergiebt sich aber aus unserer Urkunde fiär dieses 
Geschlecht weiter nichts, als daß Werner von Bolanden den 
Wormser Bürgern bei einem Friedensbruche auf deren An- 
suchen*^^) Hülfe leisten sollte! Keine Rechte, nur Verpflichtungen 



»") Obenrh. Z. N. F. m, S83. 

^*') Er benutzt sie jedoch „als Quelle der siädtischeii VerfftMUDgsyttrhältnisse 

zur Zeit 0[\n<i IV." Der Rat ist darin nicht erwähnt, es ist nur von der Ein- 
setzung der Beamten die Rede. Heißt es hier nun, daß die burgenses omniurn 
conseusu den SehultheiOen wählen sollen, äo meint K. mit Araold, daö die 
Wabltti nün weaentlichen vom Rat vollzogen wurden und die Übrige Bflrgendiaft 
wir ein Znetimmunggredit aueObt^* (8. S78). Und wie rechtfertigt er diese Will* 
kflr? Man höre und staune: „die allgemeinen psychologischen und intel- 
lektuellen Vorbedingungen zu einer wirkliehen Wahl der Beamten durch das 
ganze Volk fehlten damals sicherlich!" (S. 273 Anmk. 5.) Diese geistreiche Phrase 
des Herrn Dr. jur. et phil. zeigt weiter nichts als seine große Unkenntnis der 
deutsdi«! Vorfaasungsgesdiichte Hb^rbanpt. Wenn «■ dann als zweiten Grund 
fainznfttgt: „auch kennt die erste Rachtang (U. 163) nur Wahl der Beamten durch 
den Rat, nur daß hier Beteiligung des Bischofs bei der Wahl bestimmt wird," so 
ist dieser schon deshalb nichtig', weil es 1190 nocli gar keinen Rat gab, der die 
Beamten wählen konnte; als die 40 iudices sich Ratsbelugnisse anmaßten — vergL 
Oberrh. Z. N. F. III, 290 ff. — da mögen sie immerhin auch den Schultheißen ge^ 
wfblt haben. 

"») Boos I nr. 124. 

Wenn die Bürger bei Verfolgung eines Friedensbrechers den Ort, wo 
dieser Zuflucht gelünden hat, nicht sogleich nebanen können, so sollen sie ihn 
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waren för ihn aus dem Privileg herzukitoil Und deswegen sollte 
dieses Geschlecht sich an einer Fftlschung beteiligt haben! Zum 
mindesten hfttte femer der Falscher doch zu Werner von Bolanden 
„et eins successores** hinzasetzen müssen, wenn das Geschlecht für 
sich h&tte ein Recht aus der Urknnde herleiten wollen. E. sncht 
diese seine Behauptung nun dadurch wahrscheinlicher zu machen, 
daB er auf die Verwandtschaft der Bolanden mit SigfHd von 
Eppenstein hinweist, dem im Jahre 1200 von einer „von den beiden 
Bohmdischen Brüdern beeinflußten Minderheit** g^enflber dem auf 
König Philipps Empfehlung zum Mainzer Erzbischof gew&hlten 
Bischof Lupoid von Worms letztere Würde übertragen wurde und 
der nach Philipps Tode nicht nur das Mainzer Erzbistum behauptete, 
sondern auch die Verwaltung des Wormser Bistums leitete, wäh- 
rend Lupoid fliehen mußte. Wie überhaupt, so hätten nun diese 
Brüder jenen Sigfrid auch bei dieser Verwaltung des Wormser 
Bistums unterstützt, nachdem sie fSa ihren Übertritt zu Philif^ 
(1S02) nach dessen Tode von Otto IV. amnestiit vrorden waren, 
wofür er als Beleg eine Urkunde des genannten Bischofs über die 
Vereinigung der St. Lambert-Pfarre mit dem Dekanat des Martins- 
Stiftes in Worms ^**) anführt, in der die Brüder Bolanden als Zeugen 
genannt sind. Über den Wert eines solchen Beweises brauche ich 
mich wohl nicht erst auszulassen. In dieser Zelt nun, zwischen 
Philipps Tode (21. Juni 1208) und dem Privileg Ottos für Worms 
(Not. 1208},***) in welchem sich der erste Hinweis auf unsere Ur- 
kunde findet, sollen nach K. die Wormser Bürger mit den Bolan* 
dischen Brüdern diese gefälscht haben, um die Bistumsrechte zu 
mindern.***) Höchst merkwürdigl Der Gegner ist verjagt, ihr 
Schützling Sigfrid v. Eppenstein verwaltet das Wormser Bistum, 
und da sollen die Bolanden geholfen haben, die Rechte des Bis- 



belagern, heißt es in dem Privileg, et nuncios Wernliero de Bolanden 
mittant, ut eis succurrat et si per eius auxilium locus expugnari poterit, 
gratum habeant; sin autem Wernheros idem nuntios suos cum vestris ad clemen- 
tiam imperialeia dirigat axadHiim eins jmploratnfos. Alao was konntflii die Bolandon 
daraus Tür sich herleiten? 
Boos I nr. 114. 
"») Desgl. nr. 110. 

»**) Wenn K. fttr die Fälschung (S. 266) noch anführt, „daß es durchaus 
kein ZufUl ist, da6 sidi die Hftupter dieses Umisterialengeschlechts stets zur Zeit 
von Bestättigungen des angeblichen Privilegs in der Umgebung des bestftttigenden 
Königs befanden'*, so ist zu enrideni, daA es doch sehr natürlich war, daO man 

sie hinzuzog, wenn es sicli um Übertragung der ihnen zugedachten Rolle an sie 
handelte; in der Bestättigung der Privilegien von Worms durch Otto FV. (Boos I. 
nr. llü), in welcher zuerst auf das Privileg von 1156 hingewiesen ist, sind sie 
übrigens nidit unter den Zeugen genannt 
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toms zu mindern, wfthrend ahnehrn, wie E. etwas später sagt (S. 27lX 
damals die Stadt recht unabh&ngig war: „Im fübrigen scheint sich 
gerade in dieser Zeit, in welcher der falsche Freiheitsbrief Verfaßt 
wurde, und in den darauf folgenden Jahren die Stadt unter kaiser- 
licher Oberhoheit faktisch selbst regiert zu haben; war doch Sigfrid 
schon durch die notwendige Berftcksichtigung der Stimmung der 
Bürgerschaft an energischer Geltendmachang der Bistumsrechte ge- 
hindert.** Was es (kbrigens mit der angeblichen Minderung der 
Bischofsrechte in unserer Urkunde für eine Bewandtnis hat, ist 
schon oben'^'^) gesagt; konnte es etwa bei K. Friedrich IL auf eine 
Minderung der Bistumsrechte abgesehen sein, als er im Jahre 1220 
diese Urkunde bestättigte?^**) Daß durch die Verschftrfüng des 
Strafrechts, indem an Stelle der flrfiheren Geldbußen jetzt Strafen 
an Leib undLeben gesetzt wurden, denEinkOnften des Bischofs Abbruch 
geschah (K. S. 269), ist freilich richtig; aber diese RechUstrafen waren 
doch nicht dazu dagewesen, den Beutel des Bisehofe zu füllen, 
sondern um der Rechtssicherheit willen. Wenn diese also — und 
es ist oben darauf hingewiesen worden^^^, wie sehr das damals not* 
wendig war, — Strafverschftrfimg forderte, so hat das natürlich 
mit einer beabsichtigten Minderung der Bischofsrechte nichts zu 
thun.^^*) Wenn K. in der Urkunde „überwiegend strafrechtlichen" 



»♦•) s. 38. 

•^•) K. nllerdings neigt dazu (S. 275); der von ilim angeführte Streit zw. K. u. 
Bisch, um Wimpfen war aber vor Erteilung dieser Ürkd. bereits beigelegt, vorgl. 
Winkelraann Kaiser Friedrich II, Leipzig 1869 I 60, bes. Anmk. 2. Wenn ferner 
^flühof Htiniicii eben in Beirdf der WimpfiMr Angelegenheit den Ret und die 
Zusthnmnng des Wormaer Stadtrets einholte, ist K. sofort mit dem Schluaa Im der 
Hand: „so halte damals der Rat Ant«l an der Regiemng des bischfilliehw 
Territoriums !" 

"0 S. 35. 

Seiner ganzen Theorie nach sieht K. natartich in den straft-echtlichen 
Bestimmungen „die des herrschenden, z. T. wohl von dieser Behörde autonom 
gegebenen, Wormser Partikularrechts*' (S. 269). In allen Punkten vermag er das 
freilich nicht zu thun. Daä Privileg „enthält auch Hechte", sagt er, „welche sie 
nie, auch nicht xnrZeit seiner offiziellen BestSttigung, besessen haben. 
Dies ist z. B. mit der Verordnung der Fall, ein Answftrtigw — soll heilen: Gau- 
gmiosse, comprovincialis — der einen Worniäer in ii^md einem Teile Ao< Reichs 
angegriffen oder geplündert habe, solle vor das Wormser Gericht gebracht und, 
wo er sich auch befinde, diesem ausgeliefert werden. Dip^p Rp«timmung kann 
entschieden nur als Ausdruck der Wünsche der Wormser Burgerschaft betrachtet 
werden; als Zeichen wirklich geltenden Rechts ist sie keineswegs sn 
l^enutzen, weder for ^e Zeit, in welcher die Pfilscfanng entstanden, noch fflr 
die Zeiten der offiziellen Bestattigungen" (S. 266/67). Er spricht hier 
also einfach kaiserlichen Privilegien die Reehiagültigkeit ab! 
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Inhalt findet, wenn er sagt, daß die 40 judices sich darin ^;tam 
ausschließlichen Gerichtshof für Streitigkeiten der Bürger unter- 
einander, ferner für gewisse Fälle zu Richtern über Fremde, welche 
Wormser Bürger verletzen würden, erklären und sich das Fehde- 
recht geben" — was nur bedingt richtig i'^t, da es ihnen nur bei 
Friedensbruch seitens anderer gewährt ist, — so hindert ihn doch 
nichts, darin „die reichsrechtliche Anerkennung der leitenden 
städtischen Gerichts- und Regierungsbehörde" zu sehen, während 
von einer Regierung der Stadt durch sie in dem PriTÜBg keine 
Rede ist; als Privileg de pacis ipsorum con firmatione nennt 
es auch nur die erwähnte Bestättigung Ottos IV. und hebt aus dem 
Inhalt auch nur das Verbot des Zweikampfes hervor — und doch 
sollen nach K. die Wormser sich dadurch jene Anerkennung als 
Regierungsbehörde haben verschaflfen wollen! Und wenn das 
Wormser Gericht beziehungsweise der Rat**®) das alte Schöfifen- 
kolleg war, das nach K. schon zur Zeit Heinrichs JV. selbständig 
die Todesstrafe auf Tötung eines Juden setzte und unter Heinrich V, 
schon als oberste Finanz- und Verwaltungsbehörde fungierte, woher 
soll jetzt, 100 Jahre später, auf einmal für dasselbe das Bedürfnis 
gekommen sein, sich als „leitende städtische Gerichts- und Re- 
gierungsbehörde" durch Fälschung einer Urkunde anerkennen zu 
lassen, die man noch dazu erst auf die Zeit Friedrichs I. zurück- 
führte und die doch nicht einmal etwas über Verwaltungsbefugnisse 
enthielt? Woher im 13. Jahrhundert der Kampf des Bischofs gegen 
den „Schöfifensenat", wenn dieser schon unter den Saliern dieselben 
Befugnisse übte, wie im 13. Jahrhundert? Denn man ersieht aus 
K.'s Darstellung nicht, was denn eigenlHch sein SchöflfenkoUeg im 
13. Jahrhundert zu seinen früheren Befugnissen noch Hervorragendes 
hinzugewonnen haben soll, wenn es schon früher sich selbst er- 
gänzte, Gesetze gab und oberste Finanz- und Verwaltungsbehörde 
war. Sollte die Beilegung des Ratstitels etwa die Veranlassung 
zum Kampfe gegeben haben? Man sieht, w'ie wenig sich K.'s De- 
duktionen zusammenreimen, während sich das Hervorgehen des 
Haies aus dem von Friedrich L eingesetzten Friedensgericht durch 



1*3) Darüber, daß K. in den Worten der Urkunde: „primos et precipuos ad- 
iutores et consiliürios habere debelis videlicel Weroherum de Bolanden, vice- 
dominum, Richizonem sciiltetimi, pteftictum et iudices de dvitate** die iudices mit 
Arnold sdion als Rai (!) bezdehnet findet, Teryl. Ob«rrli. Zatsdur. N. F, m, 278 f. 
Da er jedoch dieser Interpretation nicht ganz sicher ist, fügt er hinzu, es gebe 
„gerade aus der gefälschten Urkunde sell)sl hervor, daß die Worniser iudices avif i1-r 
Anerkennung ihrer Befugnisse viel Wert, dagegen nur höchst geringen auf den 
Ratsnanien legten." Ja, wenn eü nur wirklich Ratsbefugnisse wären, von denen 
die Urkunde spricht 1 s. oben im Text u. S. 35, 
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Usurpation in der Zeit des Bürgerkrieges zwischen König Philipp 

und Otto in natürlichster Weise erklärt. ^'*'^) Wer das Privileg von 
1156 unbefangen betrachtet, dem wird die Annahme von der Un- 
echtheit desselben höchst unwahrscheinlich erscheinen, da es den 
Charakter einer aus den Bedürfnissen der Zcitverhrdtnisse hervor- 
gegangenen und für sie geschaffenen Verleihunf? deutlich an der 
Stirn trägt; ich erinnere an die mit Namen genannten adiutores et 
consiliarii des verliehenen Friedens, den tlegel nicht mit Unrecht 
im Vergleich zu den nordfranzösischen Friedensordnungen, Com- 
munen, gesetzt liai,*^^) Werner -von Boiauden und Schultheiß 
Richizo.^5«) 

Kürzer als es bei Worms möglich war, kann ich mich bei 
Speier fassen, wo K. die zwölf laut des Privilegs von 1198*^') aus 
der Bürgerschaft zu Ratgebern erwählten Personen mit dem 
Schöffenkolleg identificiert. das er nach eigenem Geständnis 
nicht nachzuweisen vermochte.'-'^) Auch hier in Speier trifft also 
nach ihm .,dic Theorie der Ratseinset zun!? durch kaiserlichen Frei- 
heitsbrief nicht zu" (S. 276). Diese Beiiauptung nötigt ihn, das 
alte, schon von Hegel aufgedeckte^^*) und von mir nälier beleuch- 
tete***) Märchen wieJcr aufzutischen, daß das oben genannte Pri- 
vileg Philipps von Schwaben die Errichtung einer Ratsbehörde in 
Speier auf Heinrich V. zurücktulue, daß es sich also um eine längst 
"bestehende histitution üandic. Nach seinen Phantasien hat K. 
llciaiich V. durch „Erweiterung der Funktionen des SchöfTenkolIegs" 
der Stadt ,,die Anerkennung einer leitenden Stadtbchörde" gewährt 
und zwar hat diese Anerkennung 1120 oder 1121 stattgefunden, 
wobei er die schon mehrfach von ihm zum Beleg herangezogene, 
von ihm erfundene Märe über den Wormser Aufstand von 1112**') 
von neuem vorbringt (S. 279). Hatte ich dargethan, daß naeh dem 
ganzen Zusammenhang der Urkunde in ihr nur von Heinrich Vi. 
die Rede sdn könne, so Obergeht K. diese meine Beweis- 
führung völlig. Indem er sagt: „Scharfsinnig hat nun Schaube 
nachgewiesen, daß den der Urkunde selbst oder einer angeblichen 



**<0 VergL meine AnsfUhningen a. a. O. S» S98 ft 

'^^) OMch. der Städteverf. von Italien II, 438. Ober diese Friedeasordniingen, 
Communen vergl. jetzt Hegel, Stftdte u. Gilden II, 43 fi^ 

S. oben S. 32^. 
Hilgard nr. 22. 

IM) s. s. aa 

AUgem. MonaUiscfaiift 1864 S. 180 fT, 

"«) Oberrh. Z. N. F. I, 445 ff, 
& oben Anmk. m. 
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Speierer Tradition entlohnten Gründen kein Beweiswert 

zukommt. Hiernach könnte sowolil Heinrich V. als Heinrich VI. 
gemeint sein," erweckt er den Anschein, daß ein aus der Urkunde 
selbst gelieferter Beweis dafür, daß der in ihr erwähnte Heinrich 
nur Heinrich VI. sein könne, nicht vorliege. Ich verweise auf diese 
meine Beweisführung, ^^^) die bei jedem nüchternen und unbe- | 
fangenen Forscher einen Zweifel nicht mehr übrig lassen kann, so- 
fern er bei der Lektüre der Urkunde überhaupt noch einen 
Zweifel hegt, daß in ihr nur von einem Heinrich die Rede ist, der 
im Anfange der Urkunde als der verstorbene Kaiser Heinrich VI. 
eingeführt ist. In dessen jungen Söhnleins uiid seinem eigenen 
Namen hat Philipp die Bürger um Hülfe gebeten,^''') und es kommt 
ein Übereinkommen zu stände, dessen Inhalt unsere Urkunde giebt. 
Zuerst siiid die Leistungen der Bürger fixiert, dann kommen die 
Gegenleistungen, die Philipp im Namen des jungen Königs wie im 
eigenen Namen gewährt: er erneuert ihnen alles von den alten 
Kaisern privilegierte Recht ui 1 hebt die Punkte besonders hervor, 
in betreff deren sie öfters beschwert wurden. ^^*') Soweit war von 
den alten I'rivilegien die Rede; ihnen fügt er nun zwei neue Zu- 
geständnisse hinzu, die'mit preterea als solche gekennzeichnet sind: 
1) er verzichtet für den jungen König und sich auf jede Aullage in 
der Stadt und erklärt sich mit den vuu den Bürgern freiwillig zu- 
gesagten Leistungen zufrieden; ^) er gewährt gemäß der Anord- 
nung des seligen Kaisers H. sowohl kraft der Autorität 
des Königs wie seiner eigenen der Stadt die Freiheit, zwölf aus 
iiireii Bürgern zu Liwahlcn, die eidlich nach bestem Wissen und 
Können zur Fürsorge für das Gemeinwohl verpflichtet äind und mit 
deren Rat die Stadt regiert werden soll.^®*) Und da soll von Kaiser 



* A. a. 0. S. 449. 

Po«t deeaflnua H., gloriosissiiiu imperaioris et frataw ncMtri, Spiiam 
venientes tarn « persona domini nostri refps quam nostra ooosüium et anziliuiii « 

civibus illius civitatis expetivimus. 

Tarn ex persona domini regis quam nostra omnc ius ab antiquif? impera- 
toribus ei per privilegia collatuta renovando confirmavimus, et hec, in quibus cives 
sepius se gravari conquesii sunt, nominatim expressimus, scilicet quod infru ter 
minos episcopatus illius a nullo iudice ecciesiastico vel seculari hoc, quod vulgo 
din^ane didtnr. vel a]i<iua exactio de bonis eivium Spirensiiim preter cmsnm, 
siqois ex eis debetur, exigatnr. 

Preterea — die Worte schliessen sich direkt an die vorher citierten an — 
civitati Uli indulsimus, quod nec dominus rex nec nos aliquam in ea specialem vel 
comniunem faciantus exactionem, nisi cives ex libero arbitrio spontaneuni nobi^ 
el conpeteuä servitiuui duxeriut exhibendum. I'reterea secundum ordinationem 
H., felieis m&aone imperatoris augusti, dvitati tarn anetoritate domiiii regis quam 
noatra indnlsiniiiB, ut libortatem babeat XU ex civibus suis eligendi, qui per iun^ 
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Heinrich V. und Erweiterung der Befugnisse eines bestehenden 
SchöffencoUe^R die Hede sein! Wir haben hier nicht erst nötig, 
K. in seinen Erörterungen über den Gerrensatz der Politik Hein- 
richs V, und zn folgen, ^'^^) Erörteruiiprn, denen er die ganz 
falsche Behauptung zu Grunde legt, es liaTuDe >icli hier um „die erste 
Anerkennung einer dentpchen bischöflichen Shidt als eines vom 
Territorialherren unabhängigen nnmiftelharen Reichsgebietes" (S. 277) 
— und etwas derartiges sollte nach ihm schon unter Kaiser Hein- 
rich V. geschehen sein! Wie die Worte der Urkunde zeigen, ist 
hier natürlich gar nicht von einer Beseitigung der bischöflichen 
Herrschaft die Rede, sondern die Beratung der bischöflichen Stadt- 
regierung**®) und die Fürsorge für die städtischen Angelegenheiten, 
die früher der Gesamtgenieinde zufiel, wird nun einem Au '"?c büß von 
12 aus der Wahl der Bür<^'erschaft hervorgegangenen Bürgern über- 
tragen, wie ich schon friiher ausgeführt habe.*'*) 

Ferner beruft sich K. für seine Ansicht von der Entstehung 
des Rates in Speier auf die Bestimnmu^' des Privilegs Heinrichs V. 
von 1111,'^^) durch die jede Münzveränderung untersagt wird, nisi 
communi civium consilio. Hatte ich***) in meiner Beschränkt- 
heit cives mit Bürger übersetzt, worunter ich die patrizischen Alt- 
bürger, die meist Weinbau treibenden Grundbesitzer und Groß- 
kaufleute, die ,, Rheinkaufleute" verstand, so findet K. es ,, höchst 
sonderbar*', daß die „Weinbau treibenden Grundbesitzer (Großkauf- 
leutc iälU er hier weg) besonderes Interesse an den Münzverhält- 
nissen und Verständnis für dieselben gehabt haben sollen." Was 
meint K. wohl, ob diese Grundbesitzerf für die er ganz besonders 



mentttm ad hoc eonstringiiiitnr, ut uniTersitati proul melitifl possint et sdant pfo- 
vidftant, et eorum consilio civitas gubernetur. 

'"^) Daß Heinrich VI. die Städte nicht gefördert hal)e, widerlegen die von 

K. selbst S. 277 Anmt. 3 gegebenen Beispiele, zu denen noch das Privileg für 

Worms, das K. fälschlich als unecht erklärt, hiazutrilt Mau bedenke dabei die 

kam Zeit mSaast Regierung, deren größeren Tdl et in Italien beibrachte 1 

3 Selten nach der citierten Stelle K.'s ober das ««vorn Temtorialheirn 

unabhftngige reichsunmiltelbare Stadtgebiet" findet sich die Stelle (S. 280): „Wenn 

noch 1223, nachdem schon die Notwendigkeit der Zuziehung des 

städtischen Rats zur bischöflichen Stadtverwaltung reicbsgesetzlich 

ti n ^rk ftfi nt- wät** ctc« 1 1 

^*") A. a. O. MO. Hioznfllgea irill ich als Beleg noch eine TTrlninde B. 

HeinridisIL von 1964 (ffilgard nr. 80.), iu welcher dieser (und nicht der Hat) den 
Wormser BOIgeni Uber die erfolgte Zahlung einer Summe quittiert, die sie an 
Speierer Btlrger wegen ^viderrechtlicher Einbehaltung von Eigentum S{)eierer 
Borger bezahlt haben. Zugleich spricht er sie von jeder weiteren Verpflichtung los. 
Hilgard nr. 14. 
»") A. a. 0. 460. 
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geringe Verstandeskräfte vorauszusetzen scheint, nicht auch ihren 
Wein verkauft haben mögen? Woher kam denn das Interesse 
für die Münzverhältnisse beim Domcapitel, dessen Hinzuziehung bei 
jeder Münzverändenuig K. Heinrich VI. 1196 gebot?^^'^) K. sieht in 
diesen cives einen Ausschuß und schwankt nur, ob er „an Stelle 
der fresammt I i) Bürgerschaft (die Worte cominuiii civium con- 
silio gerneren natürlich einen Forscher vom Schlage K.'s nicht) 
die Vor'^teher der Kaufmannsgenosst nschaft oder das 
damals -ihon vorwiegend aus Kaufleuten bestehende 
Schöffenko lieg'* für diesen A i-srlmB erklären soll! Fürwahr, 
wieder ein hervorragendes Bei-j i l von K.'s wissenschaftlicher 
Forschungsmethode! Daß der Bisciiof bei Münzveränderungen nicht 
an die Zustimmung einer altfreien Gemeinde gebunden gewesen 
sein kann, will er aus einer Urkunde von 1223*®^) folgern, in der 
„die Zustimmung der ministeriales bei einem die Interessen der 
Stadt berührenden Tausche ausdrücklich nachgesucht wird" und 
keiner freien Gemeinde. Diese ministeriales sind nach ihm nun der 
Rat, der „ausschließlich oder überwiegend*' aus bischötlichen Mini- 
sterialen bestand, was ja die Münzerhausgenossen ,,bis etwa 1259** • 
waren. Über die Zusammensetzung des Speierer Rates habe ich 
bereits gesprochen.^ Daß die Speierer Münzerhausgenosseu „bis 
etwa 1259" Ministerialen waren, ist falsch;***) sie werden niemals 
so genannt und sind von den Ministerialen ebenso verschieden, wie 
die in Worms, wo der Unterschied zwischen ihnen und den Mini- 
sterialen ganz deutlich herroitritt,^^^) und die in Mainz, i^^) Im 
13. Jahrhundert giebt es Oberhaupt eine städtische Hinisterialität in 
Speier nicht mehr, sondern nur noch eine solche des Bistums. Und so 
sind denn diese Ministerialen der von E. angezogenen Urkunde 
keine städtischen Ministerialen, keine Hausgenossen, kein Rat, sondern 
die ministeriales ecclesie, wie sie ausdrücklich genannt werden; 
und sie werden bei dem Tausch zu Rate gezogen, nicht weil es 
sich bei demselben um städtische, sondern, um Angelegenheiten des 
Stifts handelte, nämlich um Abänderung einer vom Bischof dem 
Domeapitel gemachten Schenkung: et quod hoc caute pro utraque 



Hilgard nr. 20. 
"'J Desgl. ni. 34. 

S. oben Ö. 15 f. 
*••) Vergl. oben S. 7 t 

12 nmüsienales ecdesiae m d«n Fki«densgericbte von 1156 und d«m 
daraus entstand^en Rat, 6 in dem 1933 gesehaffeneii Rai Über diese 9 moi' 
sterialischeii Ifitglieder finden sich (1283) vidfkdie Klagen des Rats, wArend er Ittr 
die Hauspenogsen einlrilt. Boos I nr. 4^)5, 
S. Hegel Chroniken XVm,2, 66/67. 
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parte fieri posset, per seiitenciam requisitam a minislerialibus 
ecclesie utrobique fuit approbatum, wozu es am Schluß noch heißt: 
Et quia hoc conrambium placuit personis tarn ecclesiasticis quam 
laicis ecclesie Spirensi attinentibiis, piosentem cedulam inde con- 
scribi . . . iussimus. Nur als Zeug-en sind Speierer Bürger zuge- 
zogen, darunter auch nachweislich Ratsniitglieder/'^J und als cives, 
nicht als min i « t e riales bezeichnet! 

Wenn K. scliiießlich die Notwendigkeit des Bestcliens eines 
Rates vor K. Heinrich VT. damit beweisen will, daß er sagt, auch 
die Urkunde K. Friedriclis 1, von 1182^'*) setze sicherlich" das 
Gesuch einer Stadtbehörde (?) und ihre Aufbewahrung ein besonderes 
städtisches Archiv u. eine besondere Stadtbehörde voraus (281 f.), so ist 
s< hüll daraufhingewiesen, daß ja die städtischen Beamten, beraten und 
unterstützt von der Bürgergemeinde, diese Behörde war, mit der auch 
die Existenz eines besonderen „städtischen Archivs" wohl vereinbar ist. 

Für Mainz kann ich mich wieder durchweg auf die treff- 
* liehen AusfüliniDgen Hegels berufen. Hier hat bekanntlich Erz- 
bischof Sigiiiüd Iii. uu Jahre 1244 den Bürgern die freie 
Wahl eines Stadtrates von 24 Mitgliedern zugestanden.^'^) Aber 
auch hier sucht K. nichtsdestoweniger den Rat aus dem Schöffen- 
koUeg herzuleiten und zwar dadurch, daß er die officiati (Beamten) 
als die Schöffen erklärt und mit den iudices identiüciert, die er 
schon früher als das Schöffenkolleg bezeichnet hatte. Daß letzteres 
falsch ist, ist bereits dargethan^^^) ; ebensowenig aber sind die 
officiati gleich den iudices; die Zahl der indices betrug 4, die officiati 
erscheinen oft in viel größerer Anzahl, weil die Beamtung der Stadt 
tiberhanpt darunter verstanden wird, wie es auch mit der Bezeich- 
nung ministri der Fall ist^'^) Hatte Hegel unter Hinweis auf diese 
officiati erklärt, daß es auch vor 1244 der Stadt Mainz „nicht an 
einem eigenen Organe der Gemeindeverwaltung gefehlt habe,** 
freilich nur bestehend „aus den vom Erzbischof ernannten Blchtern 
und Amtleuten**, dieselben, die die Urkunde von 1099 rectores 
(K&mmerer und Schultheiß) et ofiiciati nenne, so meinte Höniger,^^^ 
Hegel habe sich damit sehr wesentlich der Herleitung des Rats 
aus dem Schöffenkolleg genähert, sodaß man die Mainzer Offizialen 
mit dem Kölner Schöffensenat in Parallele stellen könne. Selbst 



Vergl. die Zeugen der Urkunde von 1224 (Hilgard nr. 36}, die als con- 
BOiarii Spir. bexeidmet sind. 

Hegel Chronikeii Xvni, 3, 43, 46 f. 
»") Oben S. «1 f. 

Hegel a. a. O. 32 f. U, 
Westd. Z. UI, 60. 
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K. nennt dies eine ^auf den ersten Blick doch befremdende An- 
schauung", — denn Hegel l&ßt den Rat erst 1244 entstehen — 
aber er unternimnit es, sie zu beweisen (S. 291 ff.). Er weist 
darauf hin, daß der Name Ratsleute (eonsiliarii) nicht erst 1244, 
sondern schon 1219 TOikomme, in welchem Jahre in einer erz- 
bischöflichen Urkunde unter den Zeugen hinter den Vasallen 
und dem Eftmmerer unter der voiaufgeschickten Bezeichnung officiati 
7 Personen namentlich auf|;efQhrt werden, worauf es dann heißt : 
et ceteri eonsiliarii maguntini. Daraus folgert K., daß der Rat 
nicht erst 1244 geschaffen ist Nun geht aber thatsächlich weiter 
nichts daraus hervor, als daß der Erzbischof die genannten of&ciati, 
sowie einige nicht namentlich Aufführte in dieser Urkunde als 
Räte Ton Mainz benannte, die als „Organ der Gemeindeverwaltung** 
fungierten, wie wir das auch sonst wissen; vielleicht, daß der Erz- 
bischof diesen Namen Jetzt seiner Behörde absichtlich beilegte, da- 
mit es wenigstens äußerlich den Anschein habe, als hätten seine ^ 
Mainzer an der Spitze ihrer Stadt dieselbe Behörde wie die benaeh- * 
harten Wormser. Diese officiati, unter denen sich auch der Walt- 
pod befindet, sind natürlich hier ebensowenig die Schöffen, wie 
sonst und ebensowenig sind die Aussteller der Urkunde von 
1209^^^) Schöffen: Arnoldus camerarius, Ditherus scultetus cum 
ceteris (K. schreibt falsch: universis) iudicibus Maguntinis; diese 
ceteri iudices sind vieltnehr die 4 Unterrichter, die so oft nach dem 
Kämmerer und dem Schultheißen oder auch nach diesem allein 
erwähnt werden.^'') Auch aus diesen ist aber der Rat nicht hervor- 
gegangen, sondern sie erscheinen nach der Rat sent. siehung an der 
Spitze des von den Bürgern frei gewählten Rates ^^°) und werden, 
wie schon bemerkt, nach wie vor vom Erzbischof ernannt. Der 
1244 von dem Erzbischofe der Stadt gewährte Stadlrat ist also 
eine ganz andere Behörde, als die Beamtenschaft, deren Mitglieder 
der Erzbischof 1219 einmal als eonsiliarii maguntini bezeichnet. 
Hegels umsichtige Ausführungen^®*) treffen auch hier das Richtige: 
erst durch das Privileg von 1544 mirde in Mainz der Regierung 
der Ministerialbeamten, der Amtleute des Erzbischofs, ein von den 



Baur faess. Urkdb. Ii p. 45, 
1^ Ebenda I p. 9. 

^^*) Gilden cod. dipL Kag. II p. 439 ff. Hegel a. a. 0. 66 f. 

Ebenda p. 440. ÄnuddOB cam. et Frider. scult, jud., consilium et unh 
ciT. Mag.; dieselben Bezeichnungen p. 443, HL 866 u. Frey u. HenUing Urkdb. des 
Klosters Otterberg p. 99. 

»••) Oben 6. ai. 

>») A. a. 0. S. 6^. 
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Bürgern selbst gewählter Rat als selbständige Behörde beigeordnet, 
die bald das Übergewicht erlangte und 1332 die Amtleute des Erz- 
bischofs ganz von der Stadtregierung ausschloß. Hegel hat also 
nicht im entferntesten daran gedacht, für Mainz ein Hervorgehen 
des Rats aus dem Schöffenkolleg zu behaupten, er steht vielmehr 
dieser Ansicht völlig fern. 

So erweist sich die ganze Theorie K.'s vom Ursprung der 
Stadtverfassung in unseren drei Städten als völlig haltlos und seine 
Fuischungsmethode als eine solche, die von jedem Freunde echt 
wissenschaftlicher Forschung aufs schärfste veruripilt werden 
muß. Ein sochesUmspringen mitdemvorliegendenOur llt'tiiiiaterial,wie 
wir es bei ihm linden, eine solche Hypothesenmacherei, noch dazu ver- 
bunden mit gänzlich unlogischen Schlußfolgerungen, können dprWi?;seu- 
schaft zu keinem Nutzen gereichen, wohl aber großen Sciiaden an- 
stiften, wenn, wie es geschehen, durch den äußeren Schein be- 
stochen, Forscher einem derartig zusammengesetzten Werke ohne 
nähere Prüfung Beifall zollen. Wer meinen Ausführungen gefolgt 
ist, wird in den Schlußworten K,'s zu Anhan? I (S. 388) über rlip 
„pseudowissenschaftliche Litteratur" mutatis nuitandis eine hübsche 
Selbstkritik finden: Soweit man an den in der älteren Litteratur 
vertretenen Ansichten festhält oder zu . . . abweichenden Ergeb- 
nissen kommt, wird man sich mit ihm nicht im Einzelnen aus- 
einander zu setzen brauchen ; hingegen wird es, sobald jemand 
meint, sich auf . . . (dort) aufgestellte Behauptungen berufen zu 
können, stets notwendig sein, in jedem einzelnen Falle der Be- 
nutzung den speziellen Grund anzugeben, weshalb dem Autor hier 
Glauben beigemessen werden dürfe." 

B. Orandzfige der Entwickelnng der Stadtyer&ssiing in 

Worms, Speier und Mainz bis zur Herrschaft des Bats. 

Der Ausgangspunkt der Entwickelung unserer rheinischen Städte 
ist wie bei allen natürlich erwachsenen^") Stadtgemeinden die 
Ortsgemeinde, die in dem Gebiet der späteren Altstadt angesiedelt 
war.***) Durch neue Ansiedlungen um diese befestigte Altstadt, wie 



^'*) Im Gegensats zu den künstlichen SehOpftmgeii, den Markt- und Stadt« 

gründtinpi Ti der Grundherren. 

*•') In Worms 079 die Altstadt antiqua urbs gen., ihre Bewohner die urbanl, 
qui Heingereiden dicuntur, in der alten bischöflichen ßauordiiuiiij: (die K. Anhang 
m, S. 395 ff. — - ohne triftige Gründe — Bischof Theodalach zuweist; meinen Hin. 
weis darauf (ObeiTh. Z. N. F. UI, 261), daß dieser Bischof ja noch gar nicht 
Stadtheir mir, sacht er dadurch zu eutkrSften, daO er sagt, die Bischöfe hfttten' 
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sie durch den Aufschwung des IhiuJelh und Vorkeiii.s iiervorgorufen 
wurden, entstand eine Neustadt und durch die Verschmelzung dieser 
Neustadt, später auch anderer in der Nähe liegender bereits bc- i 
stehender Ortsgemeinden mit der Altstadt zu einem Gemeinwesen I 
ist die größere Stadtgemeinde erwachsen.***) Diese Ortsgemeinde 
gehörte zum Landgericiitsbezirk des Grafen, in dessen Grafschaft 
die Stadt lag; Mainz und Worms zu dem eines Grafen des Worins- 

i 

gaues, — denn der Gau zerfiel in mehrere Grafschaften — Speier 
zu dem eines Grafen des Speiergaus. Die Herrschaft in diesen 
Gauen sehen wir unter Otto I. den „Herzog'' Konrad den Roten, 
den späteren Herzog von Lothringen und Schwiegersohn des Königs, , 
führen, dessen Geschlecht in diesen Gegenden reich begütert war;***) 
doch scheint Mainz damals bereits der Gewalt des Krzbischofs 
unterstanden zu haben; Münze und Zölle werden ihm schon 975 
bestättigt und das unten zu erwähnende Privileg für Worms von 
979 nimmt auf Mainz Bezug.**®) In Speier ilberließ der genannte , 
Herzog seine Besitzungen und Gerechtsame daselbst, die Münze, die 
Hälfte des Zolls — die andere besaß der Bischof bereits — Markt- 
gefälle etc. 946 im Eintausch dem Bischöfe, der durch den König 



„schon damals vielfach die Stadtherrschaft exstrebt und hei ihnen günstigen Yer- 
hältnissen anspcübl": so schlage Erzb. Liutbert von Mainz „zweimal die seine 
Stadt bedrohenden Normannen", und „von der Verteidigung der Stadt bis zu An- 
ordnungen hetrefi's jb.riialtung der Mauern ist doch nur ein Schrill." Aber ein 
gewalügerl ZndMB stdit von dex Verteidigung der Stadt durdi äta Erzbischof 
an den von K. angeführten Stellen gar nichts (H. 6. Ss. I. 396, 401). sondern an | 
der ersten, daß er den Nonn, mit nur Wenigen entgegenrückt, an der andern, daß er ' 
und Graf Heinrich und einige andere es thunü Ob bei «lein bekannten Wider- 
streite zw. geistlicher und weltlicher Gewalt sich der Graf wohl einen solchen Ein- 
griff in seine Rechte h.ttte bieten lassen? In Speier wird 969 urbs und villa 
Spira foris murum unterschieden (Hilgard nr. 5). Über Mainz vergl. UcgeL 
Chroniken XVm, S, IS ff. Eine nova eifitas 1896 gen. (Gaden cod. dipl. Hag. 
in, 878). I 
'••) In Worms anliqua und nova urbs 979 (s. vorige Anmk.). Im 11. Jahrh. j 
ist Worms in 4 Parrochien geteilt Boos I. nr. 57: Bischof Adalbert beslimmL, 
qtiod civitateiu nostram ab ipsis (den Vorfahren, hes. Hurchard u. Arnoldj 
divisam in (juatuor accepiaius barrochias, die Grenzen der Puirocliie St Paul ; die 
vorher wohl durch Ackeriand geschiedenen Parrochien mochten durch neue Häuser- 
anlagen eng mit einander Terbunden worden sein. In Speier zog Bischof Radiger 
1084 die Vorstadt zur Sladt (Oberrh. Z. N. F. 1,456; verbessere Hilgard S. II 
statt 1 n. ex Spiren^i villa statt et) In Mainz wird Seiehofen als Stadtteil 
erR'ähnt (Hej^el a. a. 0. S. 38 Anmk. 1) u. der Einverleibung' der villa Vilshach 
1294 (ilegel a. a. O. 151) gedacht K. handelt über die „Spezialgemeindea*^*^ mit 
den unTeimeidlidien Hypothesen S. 78 ff. 

Vergl. Hegel a. a. 0. 16 f. Oberrh. Z. N. F. 1,454, 111.957, E. S. 143 ff. 

S. Hegel a. a. O. 18 f. 
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969 als alleiniger Inhaber der Grafengewalt in der Stadt und deren 
Gebiet anerkannt wurde. '^^) in Worms erfolgte die Ü}>ertragung 
des letzten Drittels von Zoll und Münze, der Marktgerechtsame luid 
der ausschließlichen Gerichisharkeii in der Stadt und Umgegend an 
den Bischof 979, aber erst durch Erwerb der Pfalz und des ge- 
e^'initen Besitztums des Herzogs Otto, des erwrdniten Konrads 
Sohn, in der Stadt seitens des Bischofs Burchard wurde dessen 
TTrrrschaft daselbst zur Wahrheit, ^'^^^j So sind also im 10. .lahr- 
hundert unsere Städte bischölliche geworden, ohne daß aber dadurch 
dem Königtum der Einfluß in denselben entzogen worden wäre. 
Der König belieh den höchsten Richter des Stadtbezirks, den vom 
Biscliot ernannten Vogt, mit dem Blutbann ;^**'') wir sehen den König 
im 12. Jahrhundert Leistungen von den Stadtbewohnern em])fangen, 
wir sehen ihn drückende Lasten der unfreien Stadtbewohner be- 
seitigen, Verfügungen über Münze und Zoll treffen, Privilegien er- 
teilen, die den Stadtfrieden, die eine geordnete Stadtverwaltung 
sichern. ^'*°) Der König galt eben in dieser Zeit noch als Landesherr, 
der die königlic!io]i Befugnisse allen Untertliunen seines Reiches 
gegenüber zur Anwendung biingen konnte; noch sind die Terri- 
torialherren, wenn man bis zum IB. Jahrhundtu't überhaupt von 
solchen reden darf, dem Könige nur Vertreter der königlichen 
Macht in den ihrer Herrschaft unterliegenden Gebieten;*'-**) ins- 
besondere aber gilt dies von den geistlichen: der Gedanke ,,des 
Reichsoln reigentums an den Reichskirchengütern" ward nie ganz 
aufgegeben.^'**) Und als das Königtum ihnen gegenüber seine Maciit 
verloren hatte, da waren unsere Städte selbst schon zu eigner 
Selbständigkeit erstarkt, in voller Entwickelung zu besonderen terri- 
torialen Gew-alten im Reiche bcgritl'en. 

Wie hat sich nun diese Entwickelung der Städte von den ein- 
fachen Ortsgemeiudeu vollzogen? Mit der Übernahme der Graf- 

Oberrh. Z. N. F. 1 4Ö4. 
Ebenda lU S57 f. 
Hegel a. a. 0. 91. 

VergL Oberrh. Z. N.F.L 456 ff. 111264,271 ff., 288f.; duzu die Ausfühningen 
oben im Teil A. In Mainz hat die königl. Gewalt sich solcher Eingriffe bis auf 
Kaiser Friedrich II. enthalten. Hier rührt das Grimdprivileg vom Erzbisphof 
Adalbert 1. 1118 her. Hegel a. a. 0. 139. 

Das hebt auch K. richtig hervor S. 900 t Ich erinnere hier noch an 
das Privileg K. Hemriehe IV. fttr den Hainzer Entb. von 1057, wo es heifit, coram 
advocato ipsius occlesie quasi coram regis exactore quicquid regi debeant« 
persolvant (He^'ol u. a.0. 19 Ainnk. 9), u. an das Priv ileg' K. Friedr. I. für Worms von 
1184: servitium de Iheloneo aobis aul op. Womi. debitum (Booü 1 m. iKi) ; ferner 
Boos I nr. 193. 

Schröder R. 6. m 
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Schaft s recht e durch die Bischöfe hatte sicli die Stellung der Städte 
nur insov/eit iieilndert, als ihr Gcrichtsherr mm nicht mehr der 
Graf ilirer Grafschaft, sondern der Risrliof, bezw. sein Vogt war, 
und daß ihr Gerichtsl^ezirk ein ongerer geworden war. Sic bildete 
jetzt mit ihreiü Gebiet einen eigenen Gerichtsbezirk. Das letztere 
aber war nun von Bedeutung insofern, als in diesem Ijesonderen 
Gerichtsgubiet, das mit den Stadtmarksgren/.en zusannnenfiel, auch 
die Rechtscntwickelung den Interessen und den Bedürfnissen dieses 
Gebiets enlsprecliend um so ungestörter erfolgen konnte. Die 
Interessen und Bedürfnisse der Städte waren aber andere als die 
des platten Landes geworden. Unsere Städte lagen an alten wich- 
tigen Straßenziigen uad FIuBübergängen ; bald entwickelte sich in 
ihnen der durcii die germanische Invasion fast zum Stillstande ge- 
kommene Handel von neuem, der Vertrieb der landwirtschaftlichen 
Produkte, vor allem des Haupterzeugnisses des Bodens unserer Ge- 
biete, des Weins.^ ') und später der Produkte der sich entfaltenden 
Gewerbe, die lymtuhr fremder Waren/ ^''i aufilnglich wohl vor- 
wiegend in dcii iluiidcn der Juden/^*^) führte bald auch die Jlüi Lrcr 
dem Handel zu. Die gewinnbringende Beschäftigung mit diesem 
wurde das Merkmal des Stadtbewohners, des Bürgers, er wurde 
Kaufmann, ohne daß dadurch fireilich der landwirtschaftliche Betrieb 
vernachlässigt worden wäre; wir finden noch spät Gemeindeweiden, 
Gemeindehirt^ erwähnt.'*^ Die Stadt wurde so yon selbst öffent- 



***) Keine andere richterliche Gewalt als allein der Bischof n. der von ihm 
gesetzte Vogt soll richten in civitate Spira vel Nemela vocata aut foris manim 
eiusdem civitatis, id est in villa Sinrensi (juae eidem tirbi adiacens est. Urkd, v. 
969 (Hilgard nr. 5.) Dafür 974: infra aut in circuitu extra civitatem (nr. 6) u. 989: 
iDfira civ. Spira seu Nem. toc. aut in drcnitn extra civ. id est in villa et in marca« 
qiiae eidem urbt adiacens est (nr. 7), wozu 1061 noch g^ttgi ist: sire in aiüs eins 
pwtinentüs (nr. 10). In Worms (Boos I nr. 35) in predicta civitate, WOfOr vorher 
gesetzt war Urbs vel suburbium; hier winl auch auf Mainz Bezug genommen. Die 
l^önigl. Privilegien für den Erzbischof von Mainz sprechen von allen Besitzungen 
des Erzstifls. Hegel a. a. 0. 19. 

Der Weinbftu in nnsem StAdten ist beluumt. Idi. cüiere Ar den Wein 
als ^ndelsartakel Hilgard nr. 4 a. 946: aegodatores, qoi aUunde «x diversis locis 
flnethragando advenerint navesque soas cum vin ifero pondere vel aliqua causa 
onerare voluerint . . . 

^^^) äaiz und Pech werden frOb genannt; vergL dieselbe Urkd. GewOrze des 
Orients, Hegel a. a. O. S. 37. 

»«) Urkd. Heioricl» IV. für Worms 1074 (Boosl.nr.50): sol qnod... Jndei 
et coeteri Wormatioises aohren praeterenntes d^iti «nxA, 

Hegel a.a.O.S.37: Weingärten und AckerÜdd in der Stadt. Boos I iir.73 
communis pascua burgensium; nr. lOipa^ehnn civitatis?; nr. 3S9 u. sonst oft fiirnj^n- 
bargensiiuu; Boos II nr. 3G: Abgabe, die „der birle gibit von der weiden"» Hilgard 
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licher Verkehrsplatz, öffentlicher Markt. ^^*) Dieser öffenthche Ver- 
keiir, der Handel, erzeugte nun naturgemäß auch besondere Be- 
dürfnisse im Rechtsleben, neue Rechtsanschauungen im Privat- und 
Strafrecht, wie im Gerichtsverfahren, die von den UrteiHhidern im 
Stadtgerichte, den vollfreien Stadtbür?ern, zum Ausdruck gelangten. 
So entstand ein besonderes bürgerliches Recht (ius civium, ius civile 
od. civitatis, mos et consuetudo civitatis,*^*) nach welchem im 
Stadtgericht*®^) verfahren wird. 

Bei Ausbildung dieses besonderen Rechts war in dos auch die 
Amtsgewalt, besonders in Speier und Worms, hervorragend be- 
teiligt. Das zeigt sich zunächst im Strafrecht. Der Markt ist wie 
Zoll und Münze Regal, *"^) er steht unter dem Schntzp (lo;^ Königs. 
Auf Verletzung von Markt und Münze ward vom Könige die Strafe 
des Königsbanns gelegt:*''*) nach der Bestimmung König Heinrichs II. 
wurde die Erhebung der Strafe des Königsbannes auf die öffent- 
Ucheu Städte beschränkt.**'^) Etwas Besouderes und aus politischen 



nr. 220: weide und „dci- freiiieine hirte", dem „alles müsi-^ vihe" zugetrieben werden 
muß. Vergl. auch Hilg;n\l, Monatrichlerordnung a. 131i nr. 282 S. 217 Z. 29 ff., 
ferner nr. 380 u. S. 485 Z. 4 tl. : swelher einen äiuuioin Hirten hat 2a sciia£fen 
(Schafen), unde sie tribet in der marke, der gil zu peue .... 

Die Meinung von Sohm (Stadtewesen S. SO und Anink. 89) von 
eiDer aUmahlichen Aiu^mtong des Maiktes und llarktrecMeB yom Markt« 
platz aus scheint mir gSnzlidi nnbegrOndet; es fehlt d«Ar ba nnsevn Städtoi «n 
jeder Unterlage. 

Hilgard IJrkd. von 1101 Ö. l(i Z. 26 ff. Boos I nr. 73, Urkd. von 1156: 
eo iure coolenlus siL, i£uod ci iudices per sententiam secundum iura civitatis 
didavex^t Stampf acta Hag. nr. vecgL aneh obm S. 6, 96. 

forum oder lue publicum (Hilgard S. 16 Z. 88 a. 1101). 
**") Das beweisen die zahlreichen königl. Marktverleihungen. Waitz V. G. 
VII 382 Anmk. 1 u. 2; besonders bezeichnend ist die Urkunde Friediichs 1. von 
ll.'jfi über den Markt in Staffelstein (Mon. Boica XXIX 1, 33-1 flV), wo u. a. von 
den praestationes seu institutioaeä ad iusticiani forensem regali aut imperiali 
donatione pertinentes die Rede ist. Sohm, Stftdtewesen S.33: „die MarktgrQndung 
ein Regal'*. Doch scheinen mir seine sehar&innigen Deduktionoi Ober die Entp 
wickelnng des Harktredits als des Stadtrechts, die Yon dem Begriffe der Stadt als 
einer Königsburg ausgehen, zu kanstUch, als daß ich zu glauben vermöchte, eine 
derartige Theorie habe der Ent'^tphiuig des deutsclifn StfHtewesens zu Grunde ge« 
legen. Die von ihm S. 29 citierle Stelle des Magdeb. Kecütsbrieies iät doch selbst 
schon spätere Theorie. 

Auf Hains und Worms verweist die llltti^clierBlarktgcOttdnng Ottos HL 
(erhalten in der Ui^unde von 1075 Oberrh. Z. N. F. Y 168), eandem penam et 
imperiale bannmn solvere debet, qui Moguntinum et Wormatiense . . . inercatum 
dissipare et annullare temptat; auf Mainz ferner die Urkunden Ollos III. für die 
Märkte von Quedlinburg (Urkdb. hrsg. v. Janicke i nr. 7), Helmershausea (Dort- 
munder Urkdb. nr. ^3), WasserbiUich (Mittelrhein. Urkdb. I nr. 263. 347). 

S. Sohm a. a. O. S. 3S. 

y 

Dlgltized by Google 



53 



Gründen veranlaßt war die Verleihung de? kaiserlichen Friedens 
mit verscliurilen Stratbeitimmungen und einem besonderen Friedens- 
gericht im Jahre 1156 an die Stadt Worms. *^*) 

In Bezug auf das Privatreclit waren du- bekannten Privilegien 
KaiserlleinrichsV. und Friedrichs I. von ganz besonderer Bedeutung : 
indem durch sie alle derzeitigen und künftigen Stadtbewohner von 
Buteil und Sterbfall, diesen Zeichen der H(3rigkeit, von allen Be- 
schränkungen in Ehe-***^) und Erbrecht bet'reil, allen völlig freie 
Verfügung über ihre Hinterlassenschaft gewährt ^vurde, wurde die 
breite Masse der Stadtbewohner erst zur Freiheit emporgehoben;*"^) 
damit war aber gleichzeitig die Form der Leihe nach Holrecht in 
diesen Städten zur Unmöglichkeit gemacht; fortan konnten Grund- 
stücke Iii der Stadt nur noch gegen Zins ausgeliian werden, die 
freie Form der Erbleilie oder Stadtlcilio hatte hiermit die Allein- 
herrschatl erlangt. P'erner gehört hierher eine Bestinnnung im 
2. Privileg Heinrichs V. für Speier: Wer Hof oder Haus Jahr und 
Tag widerspruchslos besessen hat, soll später deswegen nicht mehr 
angefochten werden können. 



V«rgl.TeUA.S.31ff. WeonSohm (S. ai)dieUrkd.Friedrichsn. von 1390 dafttr 
anfllhrt, daS damals erst das Weichbild von Worms eine merkliche Erweiienmg 
erfährt, so ist das seihst dann nicht richtig, wenn man dieUrkd. von 1156, die in 
der s^enanntcn von 1220 hestaitijft wird, als Fälschung betrachtet. Der Friedens- 
kieis wird nicht hinausgeschoben, sondern nur genau bestimmt: termini buius 
pacis protendantur ad — sollen sieb ^strecken. So bei^i es in der Monatriditer« 
ordnnng fOr Speier: d«r nimen (die Stadt verlassen) sol, der so! vam nzer disen 
Ziln, daz ist uzwendig den znnen etc. (Hilgard S. 224 Z. 1 fT.), wozu 1346 
liinzugeftigt ist: als dieselben banzflne .... ietsant ondersteinet sinU (Ebenda 
Anmerkung 1.) 

•••) S. Amnk. 21. 

*••) So in der Wonnser Urkunde. 

In der Speierer Urkd. von 118S heittt es; cum assensu . . episcopi 
publice libertatem eorum recognoscentis; daraus geht hervor, daß sie 
bisher unfrei waren, was v. Below (Histoi. Z. N. F. 22 S. 211/12) nicht bemerkt zu 
haben scheint. Im übrigen bin ich jetzt mit ihm der Ansicht, da6 daran nicht zu 
denken ist, daß alle Hörigen in Fronhölen vereint und dem Hofgericht ihrer 
Herren unterworfen gewesen seien. DaG sie dem Stadtgericht unterstanden, geht 
schon ans der Urkunde von 1101 hervor (Privileg für die DomkiKbe zu Speier. 
Hilgard m-. 13), In welcher es heißt: AUo quoque iure fratres nostros Spar, 
civibus huius loci pi eferimu.«?. Si quis illorum serviens hospicio et convictu 
alicuius eorum cotiiiiano parlicipans, aliquam contra ius civiiun iuiusticiam feceril 
non iu forum neque ius publicum sieud alii ex precepto tribuni vocentur etc. 
Also mttssea alle anderen serfientes in der Stadt dem Stadtgericht unterworfen 
gewesen sein — trotz der hofrechtlidbien Lnstungen, denen ne Ins 1111 unter* 
lagen. — Sohms Äufifasaung (S. 67/68), daß die als Hintersasaen angesieddtra 
Handwerker, denen Grund und Boden zu Hofrecht geliehen worden ist, vom 
Bargerrecbt ausgeschlossen gewesen seien, scheint wir demnach nicht stichhaltig. 
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In demselben Privileg ist in Betreff der Gerichtszuständigkeit be- 
stimmt, daß kein Bürger das Ding seines Vogtes außerhalb der 
Stadt zu besuchen nötig habe und daß ein in der Stadt begonnener 
Prozeß weder vom Bischof noch einer anderen Gewalt vor ein 
Forum außerhalb der Stadt zur Entscheidung gebracht werden 
soli.^^^) Dasselbe Privileg in Beireff der Befreiung- der Bürger von 
auswärtigen Vogtgeriehten erhielt Mainz im Jahre 1118 von Erz- 
bischof Adalbert,^'^") dem Kaiser Friedrich II, 1230 die Befreiung 
von jedem auswärtigen Gerichte, das kaiserli'^lie Gericht sowie den 
Fall etwaiger Bechtsvcrweigerung vor dem Stadtgericht ausgenommen, 
hinzufügte diese Befreiung ließen sich 1255 Speier und Worms 
vom Kardinallegaten Petrus und 1560 von Papst Alexander IV. ver- 
leihen/*') wozu dann von König Rudolf li285 das W'rbot an 
den königlichen llofriehter trat, über Klagen wider die Burger dieser 
Städte zu entscheiden; dasselbe Privileg erhielt zu gleicher Zeil 
auch Mainz.***) 

Wenn wir so im Recht und Gericht eine Scheidung von Stadt 
und Land sich vollziehen sehen, so nehmen wir dasselbe auch auf 
dem Gebiet der Verwaltung wahr. Äucli hier ist in erster Linie die 
Eigenschaft der Stadt als öfifentlicher Verkehrsplatz, in zweiter die 
als militärischer Platz, als Festung, von Einfluß gewesen. 

Die Landgemeinde regelte ihre wirtschaftlichen Angelegenheiten 
selbst, trat Bestimmungen über die Almende, über Maß und Ge- 
wicht, je nach dem Grade ihrer Abhängigkeit darin vom Gemeinde- 
herrn beschränkt. Sie stand außerhalb der öffentlichen Ver- 
fassung.***') Anders mußte es mit der Stadlgemeinde werden, wenn 
die Stadt sich zuui Markt, zum öffentlichen Verkehrsplatz ent- 
^vickelte. Der Markt war Regal; alles wu:- mit iiiin zuaanimenhuig, 
nmßte der Einwirkung der öffentlichen Gewalt unterliegen. Aus 
der Urkunde, in welcher Herzog Konrad seine Gerechtsame und 
Gewalt in Speier, die er ex regali tradicione et donacione besaß, an 
den Bischof übertrug, erfahren wir, daß der öffentlichen Gewalt die 
Kriiebung von Marktabgaben, von welchen jedoch die Stadtbewohner 



Hilgard nr. 14 S. 19. 
*^ Hegel a. a. O. 95, 139. 

Ebenda 139. 

Boos I nr. 261 u. 282; im Regei^l steht liier ])ei Doos lalschlicli: von 
auswtirligen geisll. Gerichion: dies I'rivileg ward ihnen 1259 vorlielien (ur. i'TSj. 
Hilgard nr. 86 u. 94. In Speier sollte der Abt von Limburg, in Worms der von 
Schtoaa über die BeaditUDg dieses Privilegs wachen u. gegen Verletzer deBselben 
ev. mit geisfl. Straflnitteln vorgdien; Hilgard nr. 95, Boos I nr. S83. 

Hilgard nr. 152, Boos I nr. 419, Hegel a. a. O. S. 141. 

V. Below Stadtgemeinde S. 3 ff. 



Digitized by Google 



54 



selbst befreit waren, sowie das ausschließliche Recht zustand, die 
Ausfuhr von Waren aus der Stadl zu erlauben;-'^) sie konnte, wie 
aus andern Urkunden hervorgeht, den Verkauf gewisser Waren zu 
bestiuiniten Zeiten für sich monopolisieren;*^*) sie zog die Markt- 
standgelder und traf Anordnungen über die Stände der Verkäufer;-**) 
sie verlieh das Innungsrecht an die Gewerbe,*^^) bei deren Beauf- 
sichtigung wir im übrigen die mannigfaltigsten Veriiältnisse wahr- 
nehmen.*^') Eine Mitwirkung der Gemeinde wird gerade in den 
älteren Zeiten erwähnt.***) Durch das Königtum erfolgt die Be- 
freiung der Burger von Verkehrsabgaben***) und Verkehrseinschrän- 



Hilgard nr. 4: Zur Ausfuhr von Waren a nuUo alio lirentia est 
acquirenda nisi a solo pontiüce iliiusque ministris. Köline ineini (S. 144), es 
könne sich dabei lediglich um Abgaben handeln; ich verweise demgegenOber auf 
die Urkd. v. 1S79 u. 1S84 (Hilgard nr. 137 it. 149), wo von dem Verbot der Weiit' 
und Komausftilir die Rede ist, das flmlich jetst der Rat erläSt. 
•") Hilpard S. 10 Z. f>. 

^**) Boos I. nr. 494 Marktordnurif? des Bischofs Emicho von Worms für liie 
Schuhmacher: sie sollen stan do so inen verordnet ist durcli unsre welthchc 
lichter umb den gewonlichen margzins un& und unser kircheu geburende. j 

***) Boo« I nr. 58, vergl. Anmk. 318; Hegel a. a. 0. 68. 

In Maine standen die Bfteker unter der Gerichtsbarkeit und besondmn 
Aufsicht des Waltpodcn (Arcliiv für hess. Gesdh. XV 179 ff.), die Metzger unter 
der des Marklmeisters (Archiv S. 191 ff.); sonst thio. der Waltpode eine Aufsicht über 
das allgemeine Zunftgeiiclil der Handwerksmeister, au ihn war (he Meislerj^ehühr 
zu entrichten. Im Übrigen waren die Verhältnisse höchst verschieden (Hegel 
S. 68 ff.). In Speier heißt es unter den Fragen, die bei der Ämterverleihung durch 
den Biscliof an den Rat gerichtet werden: wir tn/gea. ondi ob man deh«n Satzung, 
Statut, wandelnng an den gerihten und zflnften möge gemachen wid«r iinsem 
willen und verhengnusze — der Bischof hatte also Jas Aufsichtsrecht ; brunetreget 
und metzler sollen ihr Handwerk vom SchulthciCcn empfangen (Hilp-iri S. 478 Z 
14 f. \i. 33 ff.). Das Turhmachergewerbe stand unter der Aufsicht Jos Propstes 
nnd 12 geschwomer Utirger, von denen immer 2 je einen Monal das Tuch zu 
prtlfen hatten (Hilgard nr. 199); dieBorgermeister hatten die Aufsidkt Uber dieBftckeru. 
andere Gevmbe (Hilgard S.48Sff.);Köhnemtt«rt in obigen ISSendzengen u. Ifi0t dabei 
seiner reichen Phantasie wieder recht die Zügel schießen (S. 131 ff.). In Worm> 
waren die Bäcker dem Propst tind Erzpriester untergeordnet; das Gewerbegerichl 
hielt der £rzpriester, der auch das Handwerk im Namen des i^ropstes verlieh 
(Oberrh. Z. 15, 201 nr. 17). Auch die Metzger unterstanden dem Dompropst 
(ebenda S. S9S); doch hatten die BOrgermdster dabei ein Anfsichtsreeht (ebenda 
S. 989 nr. 3 u. Boos II nr. 1061); in Mainz hatte die Stadt das Recht, das Gewicht 
der Brote zu j)rüfcn (Archiv S. 181). 

In Worms bei der Fischhändlerinnung (Oberrh. Z. N. F. III 262 u. oben 
S. 13); in Mainz bei der Weberinnim^' (Hegel a. a. O. S. 681). Über die Tuch- 
macherinnung in Speier s. vorige Anudc. 

■") Vergl. die Zollbefreiungen für Worms 1074 (Oberrh. Z. N. F. iii 264 
971); für S^eier 1111 (ebenda I 46^, fikr Mainz 1948 (Hegel a. a. O. S. 140). i 
Speier erhielt von Heinrich abgesehen Ton der Zollbefreiung im ganzen Bis- 
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kungen;'^") duicli das Köiiigluin wird ihnen das Recht zur Erhebung 
solcher Abgaben im Interesse der Stadt,*^^) das Recht zur Abhaltung 
von Jahrmärkten***) verliehen. Diese letzteren Verleihungen zeigen 
uns die Stadf. scljon als besondere politische Körporschaft. 

Der ülVenlliciien Gewalt nnterlag' naturgemäß beim öUentiichen 
Verkehr auch die Sorge für Gewicht und Maß; docli finden wir auch 
hier, wie in Gewerbesachen, zum Teil die Gemeinde, ihren alten 
ObHcgcnheiten onts^rt ( hend, eine Mitwirkung ausüben. In Mainz 
hat der Münzmeister die Waagen, Gewichte und Ellenmaße zu beauf- 
sichtigen, sie in Begleitung von einem Richter und zwei Bürgern zu 
untersuchen und wegen unrichtiger Maße und Gewichte zu strafen;**') 
die andern Maße unterstehen dem Kämmerer, der den Eicher zu 
setzen und alljährlich den Stempel zum Einbrennen anfertigen zu 
lassen hat:***) die Revision hat der Marktmeister mit einem Boten 
des Kaiiimerers.**^) In Speier hat der Münzmeister ebenfalls die 
Revision von Waage und Gewicht;*^'") aus späterer Zeit erfahren 
wir, daß die Fronwaage in des Zöllners, die Maße in des Heim- 
burgers Hut sind und der Rat dem Bischof für rechtes Maß und 
Gewicht verantwortlich ist; mußte das Stadtmaß erneuert werden, 
so hatte der Bischof das Recht der Prüfung und Eichung.**') In 

tum (was Mainz erst 1344 erhicll) u. in allen königl. Gebieten, Befreiung von jed^ 
Zoll in der Slridt, vom Schiffszoll, von der Abgabe bei Ausfuhr eigener Erzeug- 
nisse auf eigenen oder ireniden Schiffen (Oberrh. Z. N. F. 1 458, vergl. jedoch 
dazu Hilgard nr. 36); in Wormü blieb der Schiffszoll bestehen (ebenda III 273). 

"*) T«TgL das Veri»ot des Banweins durch Heinrich V. (Obenrh. Z. N. 
F. I, 458). 

'") Worms erhob schon fiHh für sich die Marktabgaben, die Bischof Heinrich 
l^M der Stadt auf 10 Jahre zugestand (Boos I nr. 172). Nach langem Streit zw. 
Bischof, Domkapitel u. Stadt Speier bestätigt K. Albrecht derselben die Erhebung 
des Ungeldes (Hilgard nr. 211). Die Stadt Mainz erhielt von K. Ludwig die Er- 
laubnis« in ihrem Kanfhause von den Kaufleutmi, die dort ihre Waren lagern 
hatten und verkauften, eine Abgabe zu et lieben (Hegel a. a. 0. S. 9&t 141), U. das 
Stapelrecht von Brennholz und Kohlen (He^el 112); von Karl IV.: von allen Last- 
wagen und Karren, die in und durch die Stadt gehen, ein Wegegeld zu erbeben 
(Hegel 142). 

Kaiser FriedridilL filr HaJnz 1940 (Hegel 143 Anmk. 3), für Worms 1243 
(Boos I nr. 906) und Speier 1946 (Hilgard nr. 69), Abhaltung eines 9. Jahnnarktes 

privilegiert Ludwig 1330 für Speier (Hilgard nr. 33Q und für Worms ^008 II 
nr. 239), Karl IV. für Mainz 1348 (Hegel 143). 

"») Hegel a. a, 0. S. 67. 

»") Archiv f. hess. Gesoh. XV ICO ff. 

**») raienda 196. 

Privileg K. Ludwigs von 1330 fttr die Hausgenossen. Hilgard 8. 314 

Z. 30 IT., dazu Oberrh. Z. 36, S. 402. 

^*') S. Hilgard S. 476 ff., bes. ö. 476, Z. 15 ff., 37 ff. S. 478 Z. 10 f. S. 
477 Z. 4 ff. 
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Worms haben die Heimburgen in ihren Parrochien' die Revision der 
Maße, sie schwören in der späteren Zeit den Bürgermeistern.''^ 
In Speier hat dntch das Privileg Kaiser Heinrichs V. die Bürger- 
schaft auch bei MfinzTer&ndeningen ein Mitwirkungsrecht er- 
langt."») 

Der öffentlichen Gewalt unterstand endlich die Gemeinde durch 
die Eigenschaft der Stadt als Festung. Das Recht, die „ubirzimbere ' 
zu brechen, steht in Worms wie in BCainz der Amtsgewalt zu.**') 
Diese traf Anordnungen über den Mauerbao, zu welchem auch die 
benachbarten Landgemeinden herangezogen wurden.*") Dagegen 
blieben die Stadtgemeinden allein zum Reichskiiegsdienst verpflich- 
tet;***) es lag ihnen die Bewachung der Stadt, aber auch Hfllfs- 
leistung bei Kriegszögen ob, die jedoch wohl öfters in eine Heer- 
steuer umgewandelt wurde. Von Worms möge hier die Befreiung 
der Bürger durch Kaiser Heinrich V. 1112 vom Wachtzins erwähnt 
werden.***) — In der späteren Zeit erscheinen Kriegs-Leistungen 
der Börger als freiwillige und müssen von den Königen erkauft 
werden;**^) doch haben sich die Speierer und Wormser Börger 
noch 1315 in einem Privileg König Ludwigs von allem Dienst und 
aller Hülfe nach der Lombardei freisprechen lassen.**^) 

Fügen wir zu dem eben Erörterten nun noch die Privilegien 
hinzu, durch welche die Amtsgewalt die Bürger vor ungerecht- 
fertigten Schätzungen und Eingriffen in ihre Habe sicher stellt,***) 



Boelinier font. 11, 215, 211. 
««») übenh. Z. N. F. I, 458. 

Boehmer font. II, 200 f. als Recht des Biu-ggrafen, Hegel a. a. O. iö/i? 
als Recht der erzbischöfl. Richter. ^Stangenrecht** gen. Boos n nr. 665 S. 499 Z. S3ff. 
•») S. Hegel a. a. 0. 49^43. 

Schröder R G. 600. 
»») Oberrh. Z. N. F. III. S. 271. 

«4) ver?l. Pririle}.' Phihpps für Speier von 1198 (Hilgard nr. 92). 

*'^) Uiigurd nr. !^8Ö S. 229 Z. 15 ff. : wir sagent auch vttr uns unde alle unsir 
nachkomen die selben burger iinde ir stat nft ewieliehen ledig unde M alles 
dienstes unde helfe über daz gebirge gegen Lamparten; Boos H nr. 94; wiederhoU 
1347 und 134« von Karl IV. (Hilgard nr. 507, Boos II nr. 369; bei Worms ist hier 
hinzugefügt: also sio (die Bürirer) gefriet sint). 

Mainz erhicit in seinem Grundprivileg von HIB die Befreiunn: von 
Srhatzungen auswärliger Vögte; ferner sollten die Bürger nur die herkönuitlichen 
Abgaben ohne jeden Zwang entrichten (Hegel S. 25; Köhne lä^l auch hier im An- 
schluß an dieses Privfleg wieder seine Phantasie spielen; wegen dieses Privilegs 
und weil der Erzb. die dem Könige treue Stadt Dttid>urg mit erhöhtem Zolle in 
Mainz belegt, feiert er (S. 236) Adalbert als wirtschaftliches Genie). (^[Mner erhielt 
die Befreiung der Güter seiner Bürger von auswärtiger Schätzung, wie es scheint, 
zuerst von König Philipp (Hilgard nr. 22); das Privileg Kaiser Friedrichs L. von 
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.so haben wir zugleich ein voüstündiges Hild von der starken Ein- 
wirkung der Amtsgewalt auf die Entwickehmg unserer Städte, be- 
sonders aber von Speier und VVorms, einer Einwirkung, die durch 
das pohtische Verhalten der Bürger selbst hervorgerufen und pro- 
grammatisch angekündigt worden ist in dem ersten Stadtprivileg, 
das König Heinrich TV. den treuen Worrasern verliehen hat.^*') 

Wer leitete nun die Bürger unserer Städte vor der Entstehung 
ihres selbstgewählten Communalorgans, des Rates? Wir sahen 
schon, *^^) kein Schöffenkoileg, das es in Spcicr niemals gegeben 
hat, das in Worms und Mainz erst später sicher nachweisbar ist 
und demzufolge, wenn es schon früher bestanden haben sollte, 
jedenfalls ohne Bedeutung für die Stadtverfassung gewesen ist. 
Vielmehr waren die Beamten der Stadt unter Mitwirkung der 
Bürgerschaft, beziehungsweise eines Stadtadels,der später sogenannten 
Geschlechter, die regierende Stadtbehörde. 

An der Spitze unserer Städte sehen wir in der ersten Zeit der 
Entfaltung städtischen Lebens den Burggrafen, der die Ilerrschafts- 
rechte des Bischofs in der Stadt ausübt, die militärische Gewalt 
und die höchste richterliche Gewalt — denn ihm ist vom Bischöfe 
auch die Vogtei im Stadtgrafschaftsbezirk übertragen — in Händen 
hat. Der Inhaber des Vogl-Burggrafenamts ist freien, edlen Ge- 
schlechts und früh in demselben erblich geworden i^^'*^) er wird in 



1182 enthält zwar unter dem Text einen entsprechenden Satz, aber von späterer 
Hand; er ist also wohl erst dem Privileg Ottos iV. entaominen (Hiigard nr. 18 
n. 25). In Sp<H«r gehört f«ni«r fai«rhw das Verbot Heinrichs T., ein Sehiff ones 
BOrgeis wider dessen Willen fOr Zwecke des Bischofs zu requirieren und Eingriffe 
in die Habe der Bäcker, Fleische und anderer zu Gunsten des Bisohois ZU machen 
(Oberrh. Z. N. F. I, 4ö8). 

»") Oberrh. Z. N. F. III, 264 mit Anmk. 3, 
Teil A. Abschn. 3. 

Vergl. Arnold V. 6. I, 76 ff. und für Mainz Hegel a. a. 0. 19 IT. u. 27 ff. 
KOhne handelt Uber dieses Amt in grofler Breite, aber zum Teil fehlerhaft« S. 15Sff. 
"Cbw die Urkonde Heinrichs U. von lOli TergL gegen Kflhne Sohm, Städtewesen 

S. 32. Daß durch die Ottonischen Privilegien nur ein foer^ts früher bestehendes 
GrafscbTft«t'phipt in d-t^ Abhäng-igkeit der Bischöle gekommen sei, wie K. will, ist 
nach dem Wurtiuui der Privilegien nicht anzunehmen. Wohl aber hat eine Aus« 
dehnuug des bisehöflichen Herrschaftsgebietes staltgefunden, wie wir es bestimmt 
von Speier wissen (Remling, Urkdb. zur Gesch. der Bischöfe von Speier nr. 63 a. 
1086: Heinrich IV. schenkt der Domkircfae zu Spder die Grafschaften Lntrams* 
fort im Speiergau u. Forchbeim im Speierer Bistum. Der Bischof soll in diesen 
Grafschaften haben tale ius et potestatem, quaiem liaclenus illic laici comitcs 
liabucrunl). Die Vereinigung von Burggrafschaft, Stadtvogtei und Schirinvogtei 
der Kirche, die iliren Besitz andauernd erweiterte, in einer Hand (s. Hegel a. a. O. 
S. 19, S8 für Mainz, Arnold V. 6. I, 85, dazu K6hne S. 180 ff., dw aber Stadt- 
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Mainzer Urkunden mehrfach**®) und einmal auch in einer 
Wormser***) bei der Datierung hinter dem Könige genannt. Seil 
der Milte des 12. .Jahrhunderts verHert sieh der Vogt-Burggraf in 
den Urkunden unserer Städte aUmähUch ; zuerst in Speier, dann in 
Worms, zuletzt in Mainz;***) es hängt dies woh! damit zusaimiien, 
daß die Inliaber dieses Amtes eigne Herrschaften besaßen, die ihr 
ganzes Interesse um so mehr absorbierten, je weniger Raum die in 
freiiieitücher Entwickelung begriffenen Städte ihrer Machtentfaltung 
boten. Ein ausdrückUcher Verzicht auf ihr Stadt-Amt hat wohl 
nicht stattgefunden;***) es machte sich bei ihrer fortdauernden Ab- 
wesenheit ganz von selbst, daß allmählich ihre Stellvertreter be- 
ziehungsweise Unterbeamten an ihre Stelle traten und ihre Amts- 
befugnisse selbständig übernahmen. 

In Mainz trat an die Stelle des Burggrafen der Kämmerer, der " 
bei dessen häutiger iU)\vesenheit schon früher dun Vorsitz im Ge- 
richt oft genug geführt hatte; sowohl Geistliche als Laien beklei- 
deten dieses Amt, letztere aus dem Miuisterialeiistaude, ebenso wie 

11. Schirmvo^ei nicht auseinander hält, für Spoier, n. Arnold I, IIS ff. fidr Worms) 

in der des Yogt-Barggrafen, konnte leicht zu den irreleitenden Bezeichnungen führen, 
wie wir sie in den Urkunden bisweilen finden («;. K. 159, 191). Die von K. ange- 
führte Übei tra^'ung von Gütern in Suntholen invi Scharren vor dem "VVorinser Rat 
(K. S. IGl) erklärt sich sehr eiuCach daraus, daß der £mpfänger, das Klusier 
Scbönan, in Worms durch seinen dortigen Besite (Boos I nr. 199, 217 a. 0.) auch 
dort zuständig war. Wenn ein Hof in Affolterlocli nach einer Urkd. von 133D 
(Reiul. Urkdb. nr. 176) dem Speierer Schultheißen jährUeh 4 Unson (nicht % ine 
K. S. 181- schreibt, obwoiil er in der Aniuk. richtig' qu:ituor uncias snpt), im Namen 
des Bischofs zu entrichten liat, .so ist an eine Cl)eitr.is:fung der dortigen Ge- 
richtsbarkeit durch den Biscliof an den Schultheißen zu denken. Früher hatte die 
Vogtei, wie dieselbe Urkunde besagt, dort dar llinisterial Conrad Schifferstat, 
der noch !K Unzen daraus bezog (ratione adTocatie,.quam quandoque habuit, quasi 
in alienacionem advocacie sibi retinuit). Ebenso läßt der 1294 erwähnte Streit 
zwischen Bischof und Rat betreffs der Zugehörigkeit einiger Ortschaften zum 
Speierer Sehultheißengericht, die der Bischof leugnete (Hilgard nr. 184), doch 
gerade daiauf schheßen, daß diese Zugehörigkeit keine ursprtlngliche war. Daü 
diese Orte „seit Alters her" zum Bezirk des Speierer Schultheißengerichts ge- 
rechnet wordoi seien, ist eine Erfindung K.'s (S. 184). 
^ Hegel S. S9. 

Boos I nr. 8S a. 1166: regnante imp. Frid., presidente urbi Worm. prefecto 

Symone de Sareburc. 

In Speier 1164 (Köhne 181), in Worms 1166 (Arnold V. G. I, 115). in 
Mainz iMl (Hegel 52). 

Fflr Worms erhellt das daraus, datt die Grafen von ZweibrQcken als die 
Rechtsnacbfolgar der Grafen von Saarbracken, der froheren Inhaber des Burg- 
grafenamtes, 1261 mit Ansprüchen auf dieses Amt hervortraten und durcli ein 
Schiedsjrericht mit einer an i Terminen jälirlieh von dem Greven zu zahlenden 
Geldsumme abgefunden wurden. Boelimer i'ont. II, '^01. Erst 1370 entsagten sie 
endgültig allen ihren Ansprüchen und auch dieser Geldsumme. Boos II nr. Öt>5- 
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die bisweilen erwähnten üntcrkäiniiioror.^'*) In Worms scheint 
nach dem Zurücktreten des Burggrafen der Vicedominus die Herr- 
schaftsrechte des Bischofs der Stadt gegenüber vertreten zu haben; 
er erscheint vom zweiten Viertel des 12. bis zum ersten Viertel 
des 13. Jahrhunderts häufig an der Spitze der ministerialischen 
SUuiLbeamten***), und wrnn er mit dem Burggrafen envähnt wird, 
luirnittelbar nach diesem. -^'^) So befindet er sicli an der Spitze der 
Stadtbeamten, die als adiutores und consiliarii des durch Friedrich I. 
verordneten Stadtfriedens genannt werden;**') ausdrücklich 
wird seine Zustimmung zur Bestätigung des Privilegs Heinrichs V, 
für die Wormser Bürger dnrrh Friedrich I. 1184 hervorgehoben.-*^) 
(In Mainz I I der Vicedominus nur Beamter des Erzstifts,**®) in 
Speier kommt er nicht vor.) Den Vorsilz im ungeboteneu Ding 
führte vielleicht zeitweise der Schultheiß, ^^^) später jedenfalls, wie 
aus der Wormser Ämterbeschreibung hervorgeht,*^*) der ministeria- 
iische Kämmerer ;^-'^*) doch war durch Errichtvmg des Friedens- 
gerichtes, dessen Funktionen dann auf den Rat übergingen,'**) die 
Bedeutung dieses echten Dinges sehr herabgemindert worden. Im 



über dieses Amt s. Hegel 52 ff. 

Boos I nr. 63--65« 67—71, 78-81* 83. 86 u. ö. (s. auch II S. 717 f.) 
•••) nr. 68-71. 
nt. 73. 

'^*) nr. 90: cum beneplacito etiam Burdiardi Wonn. vicedomini aliorumque 
(|ui ins et potestalpm in cive«; Worin, habere videbaniur. Erwähnt wird er 
sciion im 11. Jalitli.: nr. 48, 55. 

•") Hegel a. a. O. 31. 

**^) Nach dem Privileg von 1190 aoll der SehnltheiO vom Kaiaer inveatiert 

werden (Boelimer font. II, 215); vergl. dazu Worinser Clironik ed. Arnold S. ä-t: 
Iggebrandus, cui tum iemporia (1313) rex Otto vieem suam in iudicando 
commiserat. 

BoehmerfontII,210f. AnderSpitze der Bürgerschaft begegnet der Käiumerer, 
soviel ieh aehe, nur eimnal uikundeod Boos I nr. 418 a. 1285: camerarius, iudices 
«t nniversi dvea bezeagen K. Rudolfs AussObnimg mit Wetzlar. E. S. S16 tf. 

läßt die Stellung des Kämmerers im weltl. Gericht in Worms (S. 116 f.) wie in 
Mainz (S. 194.95) aus dem Sendgericht hervorgehen ; es braucht wohl kaum darauf 
hingewiesen zu werden, dal) wir es dabei mit einer Hypothesen-Serie zu tbon 
haben. 

•**) Zuerst wird als Kämmerer ein Propst genannt: Boos I nr. 45 a. 1016; 
später erscheint er stets unter den Ministerialen, s. nr. 64, 69—71, 91 etc. Der 
Eimma«r hatte auch die Oeriditsbarkdt über die Juden; er stdlte ihnen femer 
bei Hochzeiten und Begräbnissen seine Dien«; s. Boos n. nr. 977 a. 1399 Räch« 
tnng zw. der Stadl Worms und den Kämmerern. 

Boos 1 nr. 408, Vergleich zw. Bischof u. Stadt 1283 art. 3: daz wir dm 
rat von Worms nit ensoUen hindern, wan ime geburt den triden zu rihtene. Boos 
II nr. 98S a. 1393, der Rat richtet „Ober Hals nnd Halsbein**. 
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Jahre 1239 wurde das Amt erbliches Lehen in einer Minislerialen- 
familic,*'^*) die davon ihren Namen erhalten hat.'**) 

In Speior ist der Schultheiß, der alte Unterrichter des Grafen, 
den wir in ullen unsern Städten finden (centurio, villicus od. tribunu? 
plebis, später nur scultetus genannt),**') an die Stelle des Bmv- 
grafen als erster Stadtrichter getreten;**') doch sehen wir den 
Bischof nocii im 13. Jahrhundert mehrfach in Person dem Gericht 
vorstehen. 2*8) Am Schhisse des 13. Jahrhunderts ist das hob.' 
Gericht bereits auf den Hat übergegan{]fen, der es durch die Monat- 
richter hegen läßt**-') und sich nur, wenn unter diesen keine Einigung 
über das Urteil erzielt wird, die Entscheidung vorbehält; die Hillfte 
der Gerichtsbußen föllt an den Bisdfcof.'^^») Im Schul tlieilkn- 
gericht werden die Mitglieder des Rats die Heisitzer;*^^) seit Ende 
des 13. Jahrhunderts machen die Bürgermeister in Klagesachen dem 
Schultheißen Concurrenz.*®*) In Worms werden seit der Milte des 



*") Boos II S. 72n (Oberrh. Z. Fd. 25 S. ISi): ip-mn Gerliardiiiii et nii.-.s 
suos ofticio camere nostre infeodH» iimis, lU illud cum üuini iateghtatc iuris atU- 
nentis possideant, tarn a nobis quam a uostris successoribuä, tytulo feodah. 

'^^) Au0er den Annik. 26S erwfthnteii Vonrediteii genossen sie noch besondere 
Freiheiten in ihr«i Höfen« Vorrechte im Oel- und Weinsehanic; sie sowie ihr Ge- 
sind i ^\;.ren — schwere Verbrecheti im Burgfrieden aiisgmonunen — von der 
weltliclien GerichlsbLirkeil exiniierU Boos II nr. 977. 

Hegel a. a. 0. 2i9 f. 56 flf., Oberrh. Z. N. F. I, 45G. In Worms nennt ihn 
zum ersten Male das Privileg Friedrichs I. von 1156 (Boos I nr. 73). Auf die 
vielen Hypothesen von Köhne S. 170 ff. gehe ich hier und im folgenden nicht ein. 

***) Hilgard nr. 110: Gericht über aufrohrerische Borger unter Vorsitz des 
Bischofs 1265 .... nostris indidbus, viddieet Elbemno N^tro sculteto et Mar- 
quardo diclo Lambesbuch, advocato nostro, iudicio presidentibus, consülibus 
aliis nostris conf^ivibug in publico consistorio sentencias proferentibus (S. 84 Z. 38 fl. . 

■*") Hilgard nr. 1!) (c. 1193), Entscheid, über die Klage dey Hischnfs beim 
Kaiser über die Appellation der Borger bei diesem vor gefälltem Urteil (quod cum 
ipse (der Bischof) et sni indices in iudido sedeant etc.); nr. S8 (a. 121S) Gflter- 
tansdi, wobei es heijt: Johannes, fliins eiusdem Gwimgi, qui ad eandem curtom 
in tabula civitatis fuerat intitulatns, in presencia nostra (des Bischofs) per 
sentontiam civiuin ab intituLatione eadem est depositus . . ferner die in Torig« 
Amok, citierte Urkunde. 

•»•) Zuerst erwähnt 1304 (Hilgard S. 17b Z. Ii9 f.), vgl. die Monatrichlex 
Ordnung von 1314 (Hilgard nr. 282). 

^ Monatricfateiordnung HUgard S. 9U Z. 1« f. mit Anmk. 4. S. M5 Z. 7. 

*•>) Vergl. Hügard nr. 59. 63« 74. 136 u. ö. Aber 134& wurde die Bestimman]: 
getroffen: daz furbazer alle zit der uzgende rat so der uzget daz scbultheißer 
gerichte besitzen solleni, imde niht die die in dem rate sitzent (Hilgard nr. 4^6 l 

wi) ^jj, tönnen die Entsleliunt,' dieser Gerichtsbarkeit beobachten: Lr. 
Kuxitaii.t zw. Bischof u. Sludl li293 iiai Ersterer ^ Jahre laug das weltliche Uericli- 
unbesetzt gelassen. Bei Sach«i der f^iwillig«! Geriditd>arfceit half sich der Bat 
so, da9 er für jeden Akt ein<»i ans seiner Hitte zum SdioltheiBen desigmerte (HO- 
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13. Jahrhunderts die Schöffen als Beisitzer erwähnt,**^) in Mainz 

wird der Anwesenheil von Fürsprechern oder Schöffen, wie der von 
Budellen. bei den Gericlitsverhandlungen etwii-- -päter öfters Er- 
wähnung gcthan.-''*) Eigentümhchcr Weise wird in Speior der 
.SciiullhoiÜ nicht bloß bei der Ladung von Verklagten und Zeugen, 
sondern auch bei Gerichtshandlungcn selbst von seinem ge- 
schworenen Boten (nuncius, faniulus), ancb ( vpiiarius genannt, ver- 
treten.^*^) Neben dem Schultheißen fungiert im weltHclien Gericht 
der Vogt.'^^^) Ein besonderes Gericht hat der städtische ivauimerer; 
er richtet — ebenfalls nach dem Urteil des Rates — über Erb und 
Eigen; er führt die Grundstücks- und Bürgerrolle, die er aber nicht 
ändern da! f. .,ez enwerde danne mit dem urteil und mit dem gerillte 
gewonnen," und übt die Bau- und Stralienpoiizei.*"^ Iß Worms 



gard nr. 176, 179, 189IX wflhraid ia Sehuldsacben mit Genehmiguxif d«r gesamten 
Bürgerschaft ein Statut erlassen wurde, daQ Ober solche von dw. BOrgemieistern 
— aber nur bei Klagen von Einheimischen gegen einander — gerichtet werden 
sollte (Hilgard S. 138 Z. 15—21). 1315 wurde die» dann auch bei Klagen 
Fremder, wenn nie erklärten, daz „in begnüge wolle mit den Satzungen, die wir 
(der Rat) gonaehet hab^t in disen sadien'V angelassen. (Hilgard nr. 9d7). 

*») S. Teil A. S. 90 H 

*•«) Hegel a. a. 0. S. 50 ff. 

IlUgard nr. 186 a. 1295. Vertrag tlber eine Erbschaft: Nos iudices, ron- 
sules etc. . . . quod coraiii nobis et dicto Sprosze, nuncio sculteti Spir., in publico 
constituti H. diclus Bart . . . Elsa etHeila . . . concives nostri. Am Schluß: super 
quibus dicti sculteti nnneius hos dedit in testes (folgt der Rat). Mdirliich tritt er 
dann bei Kaufverträgen und Vermftchtnissen nd>en dem geistlichen Gerieht auf. 
Vergl. Hilgard nr. 344, 348, 391-93, 437, 44ö u. S. 489 Z. 26, 41. S. 490 Z. 2. 
In Straßburg finden wir den „cypparius" („ciistos cippi sive carceri?") auch; er ist 
hier aber nur Gerichtsdiener; die Stellverlreter des Schultheißen sind 'i Unter* 
richtet. Straßb. Stadtrecht (U. B. I, 467 ff.) § 9, «1. 

Hilgard nr. 183 a. ISM wird -?om Bisehof gesagt: exercere iurisdictionem 
suam tmqfKttalem per advoeatmn et senltetnm ab ipso depntandos; nr. IM werden 
vom Bischof als officiales nostri „scultetus, advocatus, magister monete et thelo- 
nearii" bezeichnet. Vergl, nr. 159 u. oben Anmk. 257. Nach dem Verschwinden 
des Vogt-Burggrafeu wird zuerst 1202 wieder ein Vogt (Anseimus) und zwar unter 
den Ministerialen genannt (Baur hess. Urkdb. II nr. SS). Neben ihm erscheint ein 
bflrgerlieher Togt 1918: GodeMdus advoeatas, der freilich gleichzeitig als magister 
monetariorom bezeichnet ist (Hilgard nr. 31); ein G. advocatns wrd aber auch 
1230 neben dem Schultheißen unter den btlrgeillchen Zeugen genannt (Reml, 
Urkdb. nr. 176). Es dtirfle also wohl Anselm Stiflsvo^'t und Gottfried Stadtvogt 
gewesen sein. Der Vogt richtet nach seinem Eide (Hilgard S. 477): «.wanne ez an 
mich gefordert wird." 

*•') Hilgard S. S37 Z. S9: aber umbe eigen unde eibe sol der vorgescfariben 
(obengenannte) Kemerer richten. S. 395 Z. 23 ff.: vor emem Kemerer ... als 
man nach der stat reht und gewonheit uf erbzins clagen rang. Dazu S. 490 ius 
camerarü u. 477 Dez camerers eyt. Aus letzlerem gebt auch hervor, daß der 
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* entspricht etwa dem Speierer Vogt der Greve (prefectus, comes). 
der alte Unterheamte des Burggrafen, der im Gericht hinter dem 
Schultheißen genannt wird und an dessen alte Stellung noch das 
Verfahren bei der Execution Verurteilter erinnert, ^'^^j Neben ihm 



Stadlkämmerer dem Kflmmerer des Bischofs untergeordnet ist Er schwOrt: da2 
ich mlrne hoiTen von Spire und dem ohorslen Kamerer jretnnve und holt si etc. 
Dieser Kämmerer ist gehW. Standes oder Ministeriale (Mone Anzeiger V 93 
a> 1272: Item cainerarius eril cauoiiicuä ecclesiae Spir. vel ministerialiä eiusdem) 
and rertriti den Bischof in dar Gerichtsbarkeit aber die dem bischOfL G^efat 
unteiaiehmden Petaonen. So Hflgard nr. 11 S. 13: Wenn der Judenrichter eine 
Klage nicht erledigen kann, as* endat causa ante episco|»mn civitatis vel v'ius came- 
rarium. KäinTncrcr aus dem Klerus nennt nr. 27 a. 1211, nr. 375 u. 382 a. 13J7 
u. 29; 1148 zuerst ein minist. Kämmerer erwähnt (Heuiling Urkdb. nr. 85) ; liOl — 13 
(Hcml. Urkd. nr. 121 ; die andern Stellen bei Köime S. 188) erscheint ein Albertus 
camerarius unter den Ministerialen, und wie schon erwähnt, gleichzeitig 1211 ein 
klerik. Kfinimerer; ersterer dürfte also der Stadtkftmm^r sein; 1973 wird znecst 
ein KSnunerer aus dem Büi^erstande genannt: Sigfried (Retscheln). Hilgard nr. 
1S4, 1S7. Im Jahre lUS wird ancb &n snbcammeTBiius erwähnt ^ilgard 
nr. 28). 

**•) Er wird zuerst als prefectu.s im Privileg Friedrichs I. von 1156 nach 
dem Schultheil^eu genannt (Boos I nr. 73), als comes im Privileg Heinrichs VI. von 
1190 (nr. 93); ein Albertus comes erwfthnt 1190 u. 0. bis 1916 (Boos II S. 719 
u. 791 u* I nr. 95 ff.). Wenn in einer Urknnde von 1196 (I nr. 99) unter den 
Zeugen neben Albertus comes noch ein Hartungus comes genannt wird, so dCh-fle 
es nicht ungereimt sein, zu vermuten, daO hier einfach ein Versehen des Schreibers 
vorliegt; Hartungus erscheint in einer Urknnde von 1198 (nr. 103) ohne Zusatz, in 
einer andern um 1208 (nr. III) als thelonearius, 1213 (U S. 721, 91. nr. 118) u. 
1916 (I nr. 190} ohne Znsatz, 1961 emcheint der comes dentlicfa als der alte 
Unterbeamte des Burggrafen (s. oben Anmk. 913)» 1968 wird ßudelmannns comes 
(Boos I nr. 344) zw. S( Iiultheißen und Amtleuten erwfthnt, wo der Greve auch 
1305 (Boos II nr. 30} u. in det- Ämterbeschreibung seinen Platz findet (Boehmer 
font. II 211 : iudices civitatis, videl. scultetu.s, comes et duo olliciarii, vulgariter 
dicti ammetmauu; vcrgl. auch Schannat II 441: Schultheißen, Greve u. Richter). 
Die Behauptung von K. (S. 169 u. 182 Anmk. 4), Arnolds Ansicht, daß der Greve 
neben dem SchnltheiOen an der Spitze der Wormser Schöffen gestanden, sei fialsch, 
ist zurückzuweisen. S. bes. Boos II nr. 599 a. 1964; hier ist der Greve nach dem 
Schultheißen ausdrttckUch mit 1 Richter u. 3 SehOffi^ genannt als die zu ge- 
ribte und in gerihts wise do sazen; femer II nr. 641 a. 1367: presenlibu? 
et iudicio presidentibus sculteto pred., Pritschone Glassz comite. worauf 2 i)recone5 
u. 3 Schöffen folgen. Ähnhch nr. G4i, Blö, 684 u. ö. Üaü der Verurteilte vom 
Sclnilthei6en dem comes Ubergeben wird, qui super hoc iudteium edietum snpplebit 
▼el perficere eontinuo proenrabit (Boehmer font. II, 913) weist ebenfalls auf die 
Eigenschaft des comes als des alt«k Unterbeamten des mit der Blutgerichtsbarkeit 
ausgestatteten Vogt-Burgg:rafen hin. Vergl. dazu das Straßb. Stadtrecht (U. B. 1, 
467 flf.) § 19: dervicarius advocati hängt den Delinquenten auf ; ist der vicarius 
nicht anwesend, wird die Execution aufgeschoben. Der coines daii auch die V^* 
haflung von Yerbrechem in deren Wohnungen Tomehnien, ausgenommen sind die 
Kleriker« liinisterialen, Mflnzer und Wiltwerker (Boehmer font. U, 913). 
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erscheinen im Gericht noch 2 Amtleute (officiati, iudices).'^^) In 
Mainz fungieren im Stadtgericht neben Kämmerer und Schultheiß 

4 Stadtrifhter.^'") Eine besondere Stellun^r nimmt der Waltpod 
ein; er richtet über Dicbstalil und hat die Polizci^^ewalt, das Gericht 
übereinigeHandwerkcnnd die Aufsicht über das allgenieiiic Znnftgericht. 
Die „Vorsprechen" im Kilmmerergericlit sind seine Schoflen.*'^) 

Von Beamten, die für die städtische Verwaltung in Be- 
tracht kommen, wäre noch Münzmeistcr^^^) und Zöllner*'*) zu 
erwähnen, von denen . der erstere eine Gerichtsbarkeit über dir 
Mün7orhaiisi?onossen hat.*'*) In Mainz werden anßerdem nocii 
andere Beamte mit dem allgemeinen Namen ofticiati, oflicialeri ge- 
nannt, ^^•'') von denen die Heimburg^en, Schenken,*'*') Pedellen*") 
und seit dem Ende des 13. Jahrhunderts ein niederer Gerichts- 
beamter mit dem Titel Burggraf, als Aufseher über das Gerichts- 
haus,*'®) und der Marktmeister, der Aufseher des Marktverkehrs 
mit polizeilichen Befugnissen sowie bes. des Metzgergevverbes,^'®) 
erwähnt werden. Auch in Worms werden Stadtpedellen*®®) und 
Heimburgen,*®*) in Speier ebenfalls Heimburgen und Stadtknechte 
genannt.*®*) Die Heimburgen werden bekanntlich auf die alten 

Boo$ I nr. 93, 113, 344, II nr. 90, 59S. BoehnMr fönt. II, 210 £F. Scbannat It. 

441 (s. Anmk. 268). 

Vergl. Hessel a. a. O. 66 u. Teil A. S. 31 ff. 

«") Hegel S. 59 CF. 

•«) Hegei a, a. 0. S. 66 f. für Mainz; Münzerprivileg von 1165 (Boos I nr. 89) 
für Woims: Wst tritt dsr HflnEHMuler, wie die Hfinser-Hausgenossen OberhaupU 
sehr »irack. In Speier ersdi^t 1S18 Ctodefiridns advooitas ab magiater mone- 

tariorum (Hilgard nr. 31); vorher als monetaritts erwähnt (1211 m . 531 u. 1212 
nr. 28). Die Amter des Schultheißen, Vogtes, Münzmeislers und Zöllners sind die 
4 eigentlichen SLadtainter, oflioia, die der Bischof verleiht (Hilgard nr. 184); die iniiaber 
derselben werden nebst dem Kömuierer 1287 vom IUI ausgeschlossen (Hilgard nr. 159). 

•^■) Er wird in Speier und Worma sehr hftuflg unter den Zeugen erwähnt; 
in Spder zuerst 1164Dithems thel. (Hilgard nr. 17), in Worms 11S7 Oerbodo thd. 
(Boos I nr. 63); vergl. auch Teil A. S. !28 f. 

*'*) Vergl. Teil A. P. 17 f.; in Mainz halle lK>int Mtlnzergericht dw Kämmerer 
au den 3 ungehotenen Dingen den Vorsilz. Hegel S. 67. 

*") Hegel S. 32 ff. 

•'*) Hegel S. 34. 

•'0 Hegel S. 66 fL 

Hegel S. 52 u. 5C ff. Ein and^r „Burggraf* ist Gefangnen-Aufeeher. 
Archiv f. hess. Gesch. XV 159. 

«'») S. oben Anmk. 217. 

Boos I 1190 nr. y3; 2 i^ed.; 12Ü8 S. 317 Z. 19: Burcardu.s pidellus civi- 
tatis. Die Ämtesbeschreibtxng, Boebmer font II 211 ff., kennt nur noch einen 
Pedell. Er ernennt die Hebninirgw, die also wohl seine Unterbeamten sind. 
1190 und Ämterbeschreibung, wie vor. Anmk. 
Zuerst iai4 UUgard nr. m 
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Ortsvorsteher der Gemeinde, l)eziehiingswci»e der Teilgemt imipn, 
zurückgeführt. Bei ihrem urkundiichen Auftreten in unseren 
Städten üben sie nur noch poUzeiHche Befugnisse, erscheinen 
als Gemeinde- und PoHzeidiencr,***) in Speier einer,*®*) in Worms 
16, je 4 aus jeder der 4 Parrochienj**^) sie werden aus dem zünfligen 



'"^ l!i Wonns haben sie die ConlroUe der Maße, müssen stets auf das 'Geläut 
der üemeuidcglocke bereit sein; feruer haben sie ini Kämmerergericht die Sitze der 
Richter zurecbt zu machen u. die Ragepflicht (Böhmer font. II, iiO iL, äl5). lu 
Sp^«r sind s^ine Fnnktiomn als Poliz«ibeunter die hauptsftiMchsleii; den Borger- 
meistern als dem obersten Polizeiorgan der Stadt nntei^eordnet, beneht «r wie 
diese und die „Stadtknechte" einen Teil der Polizeibußen (Hilgard nr. 280 iL 
S. 218 Z. 13 f., 482 Z. 34 f., 484 Z. 4, 486 Z. 31 f.). Das Stadlmaß steht unter 
seiner Obliul (S. 47G Z. 42/43). Er gebietet auch — wenigsteuü später — im 
Namen des Mtlnzmeisters in der Stadt die dem Verkehr dienenden Gewichte zu 
eichen, ist bei dem Eiehen iMhOlflieli o. erbfllt die Haute d«r Gebtthren (Oberrh. 
Z. 36, 402). Er wird vom Rat auch den Juden zur Eintreibung der von der JFuden» 
Schaft für Ver},'ehungen ihrer Stammesgenossen gegen einander festgesetzten Bußen 
zur Verfügung gestellt (S. 371 Z. 5 IT.) Wenn es IfJSl in der Bestallungsakte für 
den Heimburgen tieißt, da^ er die Aufsicht über die Bewachung der Stadt und 
das allabendliche Schliefen der Thore hat, dati es ihm obUegt, bei Aufruhr oder 
Feuwsnot die Bflrgw auf dem Markt in Ordnung su stellen, daO „er dem Ansschu6 
der Bürgerschaft als deren Hauptmann getreulich vorstehen'* solle, u. wenn ihm 
dabei „Bescheidenlieil" zur Pflicht gemacht wird, so ist das iialürhch ebenso Aus- 
fluß seiner Eigenschaft als Polizeiorgan, aber nicht „aus vergangenen Zeiten übrig 
gebliebene Rechtsantiquilät" (!), wie K. behauptet (S. 126/27). Auf die Nach- 
richten Lehmanns in der Speierer Chronik Aber den Heimburgen bei Gericht oder 
HttUfttroann der Stadt, da8 er „ein gdiohmer Borger und Adelichen Gescblechts 
i^eyn mtlsse", ist gar nichts zu geben. Die Vomntung K.'s (S. 128), I«ehmann 
habe „centurio villae", Vertreter der Spezialgemeinde, mit Hauptmann übersetzt, 
ist gar nicht am Platze; wir sahen eben, dal> die Bezeichnung Hauptmann" für 
den Heimburgen im 17. Jahrhundert übhcli war. Daraus auf eine Bestimmung zu 
schließen, es h&lte „ein Vertretw der Spezialgemelnden bei den rom Rai ▼erhan- 
delten Rechtssachen zugegen sdn'* mOssen (K. S. 1S8), ist ebenso falsch, wie die 
Aufstellungen Arnolds u. Liebes, gegen die K. mit Recht polemisiert (S. 138 ff.). 

'"^) S. die Stellen in vor. Anmk.; nur einmal sind ä Heimburgen genannt 
(S. 482 Z. 34/35), aber nirlit urkundlich. 

*'^) Boos inr. U3, Bochmer fontes II, 2U, 216. Gänzlich verkeiirt ist es. die 
Heimburgen mit d^ im Jahre 1S33 tOx die Verwaltung der Finanzen dem Rat zur 
Seite gesetzten „Sechzehn** zusammenzuwerfen (s. Obenh. Z. N. F. III, 901). 
Diese Sechzehn werden nie Hcimburgoi genannt, wohl aber nennt die Ämter 
beschreibung die 16 Heimburgen in einer Zeit, wo es diese Sechzehn ebenfalls 
gab. (Diese „Sechzehn" sind genannt 1283 (Boos I nr. 405), 1287 (nr. 430), 1300 
(U nr. 3b) uud dann öfters; s. auch Boehmer font. II, 170 ff.) Die lö werden vom 
Rat u. TCfn< Bisehof «rwfhit und werden später der zweite Teil des Rats, und die 
Hehnburgen ernennt später dtf Stadtpedelll Auch davon kann kdne Rede sem, daO 
die Heimburgen vorher die Befugnisse gehabt hätten, die 1233 den 16 flbcrtragen 
worden wären (K. S. 120, 124) — das Privileg von 1190 nennt uns ja die Befug- 
nisse der Ueimburgeu! (s. oben Aomk. 283). £s kaudell sich hier um eine ganz 
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Teil der Stadtbewohner gewählt.^-'') — Die Ernennung der oberen 
Stadlbeamten hat in Mainz fortdauernd dei- Erzbiscliof behauptet; 
Kämmerer, Sc kulilieiß, Richter, Waltpod, Münznieister wurden aus 
den Geschlechtern, die beiden ersteren in der Regel, die andern bis 
zum 13. Jahrhundert aus dem als ministeriales und mililes bezeicli- 
neten Teil derselben gewählt.*®'') In Speier ernannte die höheren 
Beamten^®*] bis zum Jahre 1294 ebenfalls der Bischot — sie werden 
bis zum 13. Jahrhundert in den Urkunden als Ministerialen, dann 
als Bürger genannt;*®^) nur der Kämmerer erscheint noch länger 
unter den Ministerialen. ^^^'j Seit 1294 präsentierte der Rat die 
Beamten dem Bischof und dieser investierte sie.*^^) In Worms 



neue Einrichtung: ad coiistituendam exactionem vel uugelt epibc. cum predictis 
qulndecim (dem Rat) de quaiibet parrochia quatuor viros assutnet eorum et quin- 
deciin conailiarionun eonsilio enritatis eomodo proyisunis (Boos Inr. 165). Ausser 
diesen 16 Heimburgen ans den 4 Parrochien der inneren Stadt gab 
es aber noch Heimburgen in den Vorstädten. So werden Heimburgen 
der vorstädtischen Parrorliie von St. Amand (parrochia sf. Aniandi in suburbio 
Worin, a. 1283 Boos II S. 731) erwfthiif (Oberrh. Z. Bd. XV S. 203 § 13) u. vor 
deia St. Martinsthor (ante portam sl. Martini). Aus diesem Heiuiburgunaaiil vor 
dem St. Majünsthore seog sowohl der Wormser SdnilthäB (Boehmer font II, 319; 
octo unc.) als der Kaiser Einkünfte (qoinque une.). Dieser bel^nte 1315 damit 
den famnlus superior consulum et civitatis Worm., Gudelmann von Alsentzburne, 
sowie dessen Nachfolger im Amt (Boos U nr. 04), Das i«t wohl auch die Quelle 
iür Arnolds ,,patriz. Heimburgen" (V. G. I, 296) u. ..tamulus superior iudioii" 
(II, 415), den er in einer ürJcunde von 1315 gefunden haben will; Liebe (Kirch- 
spiele S. 30) drodct ihm das nach und knüpft sdne Hntotherai daran. 

In Mainz, wo sie 1009 o. 1300 erwfthnt werden (Hegel 33/34, 68), wie in 
Worms, wo sie später der von der Tüchmacherzunft gewählte Stadtpedell ernennt 
(s. oben AninV. 280), geht das aus- der Art und Weise ihrer Erwähnung hervor. 
K. freilich Avirtt die in den Salzuugen bezüglich der Handwerker erwähnten 
sartores magistii inter Gades, die Schneider unter den Gaden (Hegel 8. 60), mit 
den Mainzer Patririeni, die auch als „die Alten unter den Gaden", bezeichnet 
werden, msammen und schUe6t daraus, daO noeh 1300 die Patrixier „ebenso gut 
wie die lüuidwerker . . . xn Hmmbu^»! gewülilt werden konnten" (S. 102)11 
Ebenso sind es Leistungen von Handwerkern, von welchen die Wormser Heim- 
burgen frei bleiben sollten. Bei riiomahme von Ämtern pflegten dergleichen Bc- 
freiunguu einzutreten (vgl. Oherrh. Z. XV, 280 ff. nr. 16). In Speier, wo der Heuu- 
burge erst spät erwähnt wird, scheint mau tür dieses Amt Nicht-Einheimische ge- 
nommen SU haben; s. Hügard S. 385 Anmk. 3 u. 487 Z. 7 ff. 

Hegel S. 56, 60, 64^ 66. Ober die SebOffen und Forsprechen s. Teil A. 
S. 81. Auch den liarktmeister ernannte der Erzb. (Hegel S. 165), die niederen 
Beamten aber der Kämmerer (Hegel S. 55). 
«") S. Anmk. 966. 

"») Vgl. Ueirding Urkdb. nr,99u. 106 mitHügaid nr.24,2C— 34;s.auchAnuik^66. 
•••) S. Anmk. 867. 

**^) Hilgard nr. 184. Da6 vor 1894 der Bischof die Beamten ernannte, geht 
daraus hervor, daO im Streit sw. Bischof und Stadt 18991/94^ als der Bischof keine 

5 
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verhielt es sich zuerst ähnlich wie in Spcier;-^^) aber hier erhielt 
die Bürgerschaft schon 1190 durch kaiserliches Privileg das Recht, 
den Schultheißen und wohl auch den Greven und die Amtleute zu 
wählen. ^'■'^) Die Auflehnuiig der Stadt gegen den Rischof hatte aber 
Kassation ihrer Privilegien durch Kaiser Friedrich iL zur Fol^^e, 
und nach dein 12;i3 din-ch Vermittlunf,' König Heinrichs geschlossenen 
Komproiüiß wurde die Wahl der genannten Beamten dnrcli Verein- 
barung zwischen Bischuf und Rat herbeigetuhrt ;''-*^) das Kämmerer- 
Amt wurde, wie schon erwähnt, 1230 erbliches Lehen. *^^) 

Bischöfliche Beamte also waren bis zum Ende des 12. Jahr- 
hunderts die H&upter der Stadt und leiteten sie unter Hinzuziehung 
einer bevorrechteten Klasse von Bürgern, die, wie wir sahen, wohl 
aus den alten mit frei^ Eigentum in der Stadt angesessoien 
Familien sowie vom Lande eingewanderten Freien stammten, zu 
denen noch einige durch den Dienst in der Stadtverwaltung empor- 
gekommene Geschlechter ehemals Unfreier hinzugetreten waren. 
Neben dieser bevorrechteten Klasse stand die groBe Masse der po- 
litisch rechtlosen, ursprünglich grundhOrigen Gemeinde, zum nicht 
geringen Teile hervorgegangen aus den seit dem Aufschwünge des 
stftdtischen Gewerbes zahlreich vom Lande nach der Stadt ge- 
strömten unfreien, hörigen Einwanderern, die in Speier und Worms, 
wie wir sahen, durch königliche Gnade von den drückenden hof- 
rechtlichen Lasten in Ehe- und Erbrecht befreit worden und so zu 



Beamten ernannte und dieser Hkngel sich sehr fühlbar machte (Hilgard S. 138 
Z. 3 ff.), ^^^^ iQr jeden einzelnen Akt der l'reiwilli^'eii Gerichtsbarkeit aus 
sich einen Schultheißen designierte und iür Klasresachon der Bürt^er unter einander 
die BtU'gerrneiaiter als zuständig erklärt \Mirdeu (s. ubcu Amuk. ^6i). Ganz falsch 
jat es daher, wenn K. S. 187 Anmk. 7 hier eine „Einwirkung kanonisdieQ Re^^ts 
auf das Stadtrecht" constatieren will, da der gewühlte SchnltheiO ebenso wie der 
gewühlte Bischof das Amt erst dnreh eine besondere Ceremonic erhielt, „aber 
schon vorher Amtshandhingen vornehmen" konnte. Es gab eben hier gar keine 
„gewählten" SchultlieitJen; 1293 Febr. 27 erfolgt ein Verkauf corani nobis (dejji 
Rat) et Knoltzone dicto Zolner, electo in scultetum quoad subscripta 
expedienda; Juli 8 coram nobis et Cnnrado ad Colnmbam, eondve nostro 
electo in scultetum quoad subscripta expediettda> quia Spir. civitas 
sculteto caret in presenti; 1294 Aug. 13 nül derselben Formel wieder Knolzo 
Zöllner; sie gehören dem Rate an, wie die Zeugenreihen beweisen (Hilgard nr. 
176, 179, 182); die Beamten aber waren 1287 vom Rai ausgeschlossen worden 
(nr. li)9). 

Vgl. Boos Inr. 63. 81 (Ricbinso scult.; s. auch nr. 75, 76. 83); der Zollner ist 
hier schon lidS unter den dves genannt (nr. 89); flQr SchutthelO, Oreve u. Amt- 
leute kommt das oft genannte Privileg von 1190 in Betracht 

ai>3j Boos I nr. 93. 
■'■') Desgl. nr. 165. 
»") S. b. 50. 
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voller persönlicher Freiheit emporgestiegen sind.^'^' j In Innungen 
vereint, die — wenigstens in der ersten Zeit — die Amtsgewalt 
ihnen verheh,**') oft mehrere von ihnen zu erwoilerlon Verbänden, 
den Zünften, mit einem gewissen Grade von Selbstverwaltung zu- 
sammengeschlossen,*^*') sind sie mehr und mehr erstarkt, besonders 
in der Zeit, als die Utschlecliter im Kampfe mit dem Bischof die 
Unabhängigkeit der Stadl re^'iernng von der bischöfUchcn Gewalt 
erstritten. Das leitende Organ in diesem Kampfe war der Rat. 

Je um fang reicher die Geschäfte der Stadtgemeinde wurden, je 
größere Anforderungen der merkantile Aufschwung der Städte an die 
Stadtleitung stellte, je zahlreicher die Fragen wurden, die es im 
städtischen Verkehrsleben im Innern und nach außen hin zu regeln 
galt, um so mehr mußte das Bedürfnis nach einer festen Vertretung 
der Stadtgemeinde durch einen selbstgewählten Bürgerausschuß 
wachsen; der primitiTe Zustand, wie er kleinen Verhfiltnissen 
wob! statthaben konnte, daß die gesamten vollberechtigten Gemeinde- 
mitglieder wie im Gerieht, so in der Verwaltung bei Erledigung der 
städtischen Angelegenheiten mitzuwirken berufen waren, erwies sich 
auf die Dauer unhaltbar. So führte der natürliche Lauf der Dinge 
zur Entstehung des Rates. In unseren Städten hat die Amtsgewalt 
dem sich geltend machenden Bedürfnis zuerst in Speier Rechnung 
getragen. Durch königliches PriTÜeg wurde hier 1198 gem&ß der 
Anordnung Kaiser Heinrichs VL durch Philipp die Wahl einer 
solchen kommunalen Behörde zur Verwaltung der Stadt den Bür- 
gern zugestanden.'^^ Etwa gleichzeitig erweiterte in Worms das 
durch Kaiser Friedrich I. 1156 begründete Friedensgericht den Kreis 
seiner Thätigkeit und wurde auch zur verwaltenden Behörde der 
Stadt, die schließlich im Kampf mit dem Bischöfe in etwas ver- 
änderter Gestalt sich behauptete ;'^^) zuletzt hat Mainz im Jahre 
1244 vom Erzbischof die freie Wahl des eigenen Kommunalorgans 
erlangt '^^) Hat Mainz so am sp&testen von unseren drei Städten 

S. oben S. 52. 
»") S. oben S. 54. 

*••) Li Speier 13, später 14, nach Hinzuüelen der Haubgenosscn im J. 1349 
15 ZOnfte (EUgard nr. 371; 533). Über Mainz s. Hegel 67 ff. Nach den 

Zünften sind die niilit. Auszüge, Wachen u. andere städUache Dienste ger^lt 
(Hilgard S. 467 Z. 21 IT.). Vergl. ferner das Anmk. 217 Gesagte. Zünfte ver- 
}^( liicdener Städte sehen wir 135^^ unter einander ein Abiiomnien treflFen: Verein- 
bajujig der Bäckcrzünlle in Mainz, Worms, Speier und anderer Orte, Boos II 
nr. 447. 

Darüber habe ich Obeirb. Z. N. F. I, 446 ff. des Nfiheren gebandell; 
vgl. Teil A. Abschnitt 4. 

Desgl. ill. S. -257 ff. u. Teil A. Abscimitt 4. 

Hegel a. a, 0. S. 47 u. 63 ; vgl. Teil A. Abschnitt 4. 
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seinen Hat erhalten, so hat es denselben aber zugleich mit einer 
Selbständigkeit erlangt, von der in den andern Städten bei Ent- 
stehung desselben keine Rede war. In Speier hat sich der Rat erst 
im stetigen Kampf mit Bischof und Domkapitel, nachdem im Inter- 
regnum Parteiungen*^^) und Raubrittergelüste einzelner Geschlech- 
ter den ruhigen Gang der Entwickelung zu stören gedroht hatten, 
im letzten Viertel des 13. Jahrhunderts zur Selbständigkeit durch- 
gerungen, dann freilich auch Mainz insofern überflügelt, als er 
zuerst die bischöflichen Beamten vom Rat ausschloß*^) und bald 
darauf das Recht erlangte, diese Beamten, deren WaU in Mainz 
fortdauernd dem Erzbischof zufiel,'^*) dem Bischöfe zur Einsetzung 
zu präsentieren,'^^ und auch insofern, als er das hohe Gericht 
an sich brachte. *'^') 

Worms ist in seiner Entwickelung durch die Art der 
Zusammensetzung seines Rates etwas gehindert worden, die 
eine von Speier und Mainz gänzlich abweichende Form zeigt. Die 
Art seiner Entstehung hat ihm den Stempel aufgedrückt. Als Frie- 
densgericht war er vom Kaiser begründet worden; zur Sicherung 
des Friedens sollten Stiftsministerialen und Bürger in diesem Ge- 
richt zusammenwirken; und da sich, wie gesagt, dann dieses Gericht 
in den wirren Zeiten unter König Philipp und Otto IV. auch Ver- 
waltungsbefugnisse anmaßte, erhielten die Stiftsministerialen auch 
Anteil an der Stadtverwaltung und behielten- sie, als nach der Auf- 
hebung des usurpierten Rates durch Kaiser Friedrich IL im Jahre 
1233 durch ein Kompromiß der Rat wiederhergestellt wurde, bei 
dessen Zusammensetzung der Bischof mitwirkte. In diesen Mi- 
nisterialen hatte der Bischof seinen Rückhalt,'**) ohne daß freilich 
auch hier eine freiheitlichere Entwickelung der Stadtverfassung völlig 
verhindert worden wäre. Aber der Einfluß des Bischofs war hier 
stärker als es in Speier und zunächst auch in Mainz der Fall war: 

S. Hilgaid iir. fK); doc k ist die hier vom Biscliol verfügte Neuordnung des 
Rales wohl kaum in Kraft getreten; ferner nr. 109. 
«»») Hilgard nr. 110. 

"*^) Hügard nr. 159; in Mainz ist diese Ansschlietkuig der Beamten vom Rat 
erst 1332 erfolgt. Hegel S. 74 
Hegel S. 50. 
S. oben S. (ib. 

S. oben S. 60. Über die Gerichtsbarkeit des Rates in Mainz ü. Hegel 
S. 115 flf., 145, 153, 162 flC Über Woniis s. oben S. 59. 

Ober diese Verhiltnisse s. Oberrh. Z. N. F, III, S. 295 fif. und obea 
Aumk. 39. 

309) Vgl. die Beschwerde der 9 bürgerlichen Ratsmit^'lieder über die 6 minist 
Mitgl. a. 1283, Boo? I nr. 405. Erst 1366 wurde bestimmt, daß diese 6 inOites in 
dem Rate „ingesessene Bürger zu Wormsze'* sein sollen. Boos 11 nr. 607. 
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das zeigt sich besonders, als die große Bewegung der Zünfte gegen die 
Geschleehter diesen die Alleinlierrschaflin der Stadtregiening entreißt 
In Worms ist es der Bischof, der die Stadtverfassung zu Gunsten 
der Gemeinde umpfcsUilten hilft (1300),"«) in Speier (1304)»") und 
Mainz (1332)^^^) ist durch Vereinbarung zwischen Geschlechtern und 
Gemeinde — überall freilich nach vorausgegangener Erhebung der 
Zünfte — die neue Stadlregierung ohne jede Mitwirkung der 
bischöfl. Gewalt ins Leben getreten. In Worms hat der Bischof bei 
der Ratsbesetzung fortdauernd seinen Einfluli behauptet, ja sogar 
noch verstärkt (1366),''**) er spielt bei allen Veränderungen darin 
seine Rolle- Die Handwerker sind hier lange nicht so schnell und 
durchgreifend zum Ziele gelangt, wie in Mainz und besonders in 
Speier. Die „Sechzehn" der Gemeinde werden nicht in den Rat 
aufgenonuuen, sondern fungieren lange als Gemeindevertretung neben 
ihm und wirken in der Verwaltung mit ihm zusammen; von dem 
Recht, üIkt den Frieden zu richten, sind sie aber ausgeschlossen, 
welches dem Bischof und dem alten Rat vorbehalten bleibt.»**) 

In Mainz besteht der neue Rat zur Hälfte aus den Geschlech- 
tern, zur Hälfte aus der Gemeinde; es war also hier zur Teilung 
der Gewalt gekommen, so daß für den weiteren Verlauf des 14. Jahr- 
hunderts innere Ruhe herrschte. Im 15. Jahrhundert aberbrach 
der Gegensatz zwischen beiden Teilen der Stadtbevölkerung von 
neuem hervor und hat schließlich nach mehreren Verfassungs- 
änderungen einem streitbaren Erzbischof die erwünschte Gelegen- 
heit gegeben, die Selbständigkeit der Stadt zu vernichten und die 
erzbiscliöfiiche Ge^valt über sie wiederherzustellen (1462).'*®) 

In Speier iial leü (iie Zünfte bei der Änderung der Ratsverfassung 
im Jahre 1304 von vornherein sich für die ZukiuiH das Übergewicht, 
im Rate gesichert; doch gelang es den Intriguen und Machinationen 
der Creschlechter, noch eine Zeit lang das Regiment thatsächlich zu 
behaupten, bis eine neue Erhebung der Zünfte (1327) diesem ein 
jähes Ende bereitete. Der Versuch eines Gewaltstreiches seitens 



««) Boos I DT. SOS. Arnold V. G. H, 903 ff. 

">) UUgard nr. 227; s. oban S. 16 t 

S. Hegel 72 ff. 
'") Bonn II nr. fiO?, Arnold V. G. U, 326 fl'. 

■»*) Arnold V. G. Ii, 300 ff. Üeber das Lelzlgönanule Boos II nr. 982 u. 
1392. Es gehdrt nicht mehr in den Rahmen dieser Arbeit, auf diese Verhältnisse 
näher einziigdien. Wenn ich die^halb auf Arnold vwweise, so soll damit nicht 
gesa^fl sein, daß seme AosfÜlhningen einwandslos sind. 

"*) Hegel S. 75. 
Des^L S. 181 ff. 
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der Gesrhlocliter sclioiti'iie und hatte ihre Demütigung zur Folge 
(1330). Eine Teilung' der Gewalt /.wisciien Zünftpn und Patriziat war 
von kurzem Bestände. Sclion 1340 wurden die Geschlechter ihrer 
Sonderstellung beraubt, als Zunft der Hausgenossen traten sie den 
andern Zünften zur Seite.'") So ward hier früh eine völlig demo- 
kratische V'erfassung eingerichtet. 

Von gleichen Anfängen ausgehend, haben sich so unsere 
Städte, bei manchen freinein^ianien Zügen, doch im einzelnen ver- 
schieden entwickelt und geben einen neuen Beleg für die reichen, 
mannigfaltigen Üiulen, die das germanische Städtewesen getrieben hat 



Nachtrag. 

Das neuste Buch v. Belows, „der Ürspnmg der deutschen 
Stadtverfassung**, Düsseldorf 1892, hat leider für die vorliegende 
Arbeit nicht mehr benutzt werden können. Es zeichnet sich durch 
dieselben Vorzüge aus, die eine einsichtige und unbefangene Kritik 
bei allen seinen unsere Erkenntnis der st&dtischen Verhältnisse so 
fordernden Arbeiten anerkannt hat. Die in Rede stehende ist gegen 
die Marktrechtstheorie gerichtet und vertritt von neuem die Her* 
leitung der Stadtveriassung aus der Landgemeindeverfassung, des 
Stadtgerichts aus dem Landgericht; eine andere kleine Abhandlung 
desselben Verfassers, auf die ich Anmk. 9 verwiesen habe, richtet 
sich, jene ergänzend, gegen die GUdetheorie. 

In der Verurteilung des Köhne'schen Machwerks weiß ich mich 
mit y. Below eins; man findet auch in seinem neuesten Buch wieder 
einige Hinweise auf K.'s Forschungsmethode, die von mir eingehender 
beleuchtet worden ist 

In dem eng begrenzten Gebiete, auf dem ich mich in der vor* 
liegenden Abhandlung bewege^ vertrete ich in Bezug auf die Her- 
leitung der Stadtverfassung ebenfalls die v. Below'sche Anschauung: 
die Sohm'sche Theorie verträgt sich gerade mit der Entwickelung 
der alten Römerstädte, wie Sohm selbst es wohl herausgefühlt hat 
(vergl. Anmk. 89 seines „Städtewesens**), am wenigsten. Freilich 
weiche ich in anderen Punkten, besonders in der Frage der Stellung 
der Handwerker, nicht unwesentlich von v. Below ab. Einige einzelne 
Bemerkungen mögen hier ihren Platz finden. 



*") S. Harstpr in Oberrh. Z. Bd. t>(5, 325 tr. u. Bd. SS. S. 210 tt Dazu oben 
S. 16 fl. iiiil Anmk. 45 u. 46. Hilgard nr. 371, 395—98, 401, 405, 407—409, 532. 
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V. Below verwirft Arnolds Theorie von der „altfreien Ge- 
meinde''; ich vertrete sie in gewissem Sinne für die Städte, mit 
denen ich es hier zu thun habe. Ich gebe ohne weiteres zu, daß 
V. B. Recht hat, wenn er gegen den Ausdruck „alt freie Gemeinde" 
polemisiert (S. 121 Anmk. 5), da die Gemoindegrenzen nicht von den 
Standesverhältnissen abhängig sind und in derselben Gemeinde 
Freie und Unfreie saßen. Ich muß aber daran festhalten, daß nur 
der Teil der Stadtbevölkerung, welcher auf freiem Grund und 
Boden alt angesessen war, verstärkt durch Freie vom Lande und 
einige ministerialische Familiun, den man also iiamerhin den alt- 
freien" Teil der Stadtgemoinde inMinen darf, hier an der ersten 
Entwickelung der Sladtverfassurig teil genoniiuta hat. 

Ich kann ferner v. B.'s Erklärung der Privilegien K. Heinrichs V. 
und Friedrichs I. für Speier und Worms nicht zustimmen. B.'s Be- 
hauptung (S. 119), die Privilegien „beziehen sich nicht oder nicht 
in erster Linie auf die städtischen Gnmdherrschaften, sondern auf 
das Verhältnis der Einwanderer za ihren auswärtigen Herren," 
scheint mir gegenüber folgenden Sätzen der Urkunde Friedrichs I. 
fQr Speier (Ililgard nr. 2S) nicht stichhaltig: Contigit tarnen proce« 
dente tempore, quodUlricus, eiusdem civitatis ven. ep., super 
quihusdam prefati privilegii (sc. Heinrichs V.) verbis questlonem 
movit, exigens ab eis quod in quibusdam locis houbetreht 
Tocatur, tanquam in prefato privilegio sub nomine butheil et suppel- 
lectilis ab hoc iure non füerint exempti. Mit Zustimmung des 
Bischofs, der ihre Freiheit öffentlich anerkennt (vergl. oben Ärnnk. 
207), wird nun ihre Befreiung davon ausgesprochen, statuentes, ne 
unquam alia persona ecclesiastica yel secularis, super hoc 
eos infestare attemptet, sive in elvi täte sive extra sit con- 
stituta. Es ist also zwar auch von auswärtigen Herren die Rede, 
aber nicht in erster Linie; vielmehr sind in erster Linie gerade die 
in ci vi täte genannt und zwar von ihnen wieder an der Spitze 
der Bischof, durch dessen Beanspruchung des Hauptrechts, wie 
das Privileg selbst sagt, ja grade die Intervention des Kaisers ver- 
anlaßt worden ist. Wenn man bedenkt, daß die Aussicht auf 
reicheren Erwerb in einem alten Verkehrsplatz Unfreie sehr wohl 
veranlassen konnte, das Verhältnis zu ihrem alten Herrn abzulösen, 
um sich in der Stadt niederzulassen, wenn auch unter der Über- 
nahme der gewohnten hofrechtlichen Lasten dem städtischen Grund- 
herrn gegenüber, so wird man nicht nötig haben, dem Wortlaut 
des Privilegs zuwider, anzunehmen, daß es sich in erster Linie um 
Lasten den alten auswärtigen Herren gegenüber gehandelt habe. 
Anders liegt ja die Sache bei Neugründungen von Märkten, in denen 
Handel und Gewerbe erst geweckt werden sollte; da bedurfte es 
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natürlich von yornherein zur Anlockung von Ansiedlern günstigerer 
Bedingungen, wie sie die nur zur Zinszahlung verpflichtende Kolo- 
nistenleihe enthält. Daß ich nicht der Ansicht bin, daß die neuen 
F^iadtischen Ansiedler auch dem Hofgericht unterworfen, in Fron- 
höfen yereint ivaren, habe ich in der Arbeit selbst auseinander- 
gesetzt. 

SchlieBHch möchte ich noch hervorheben, daß v. B. m. E. die 
Bedeutung der Amtsgewalt für die Entwickelung der Städte zu 
gering anschlägt, wenn er auch geneigt ist, Sohms diesbezüglichen 

Ausführungen ihre Bedeutung zuzuerkennen fS. 123/24). Ich möchte 
besonders auf die Frage v. B.'s: „Warum hat nie ein König einen 
Landesbcrrn mit dem Maß- und Gewichtsregal belehnt?'' (S. 59) 
antworten: weil die Ordnung von Maß und Gewicht im öffent- 
li'^'hr'n Verkelu" naturgemäßes Ingrediens des verliehenen Markt- 
rci hts ist, weil sie im Marktregal enthalten ist. Wo es sich nur 
um den Verkehr der Gemeiudemitglieder unter einander handelte, 
da hatten auch diese allein das Interesse an der Ordnung von Maß 
und Gewicht, hei diest^ in den Bereich der Kompetenz der Geiih inde: 
aber anders liegt die Sache doch im öffentlichen W^ikehr, de.^seu 
Regelung Sache der öfifentlichen Gewalt ist, aus deui ja auch der 
Marktherr seinen Nutzen zieht. Die Ausführungen v. B.'s auf S. 66 
klingen an diese Auffassung auch bereits an. Docli es ist weiter 
nichts als eine Meinung, die ich mir in diesem Punkte auszusprechen 
erlaube. 
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